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30. TodestagKarlMillöckers.Anlässlichdes30 .TodestagesKarlMillöckers
legte die Stadt Wienam 30 .Dezembereinen Kranz am Grabe des Komponistennie - ¬
der . Diein den Farben der Stadt Wiengehaltene Snhleife trägt dieInschrift :
" DemWiener Künstler die Stadt Wien . "

- . - . ——————- - - - - . - . -
Eine städtische Tageswärmestube . DieGemeindeverwalltunghat auf demVogelweid- ¬
platz in Fünfhaus eine prwisorische Tageswärmestubeeröffnet .Sie ist mitAus¬

nahmevon Sonntag täglich von 8 bis 20 Uhreffen .

BodenwertabgabevonunverbautenGrundflächen .DasGesetzbetreffenddieBodenwer
abgabe von unverbauten Grundflächen im Gebiete der Bundeshauptstadt Wienist
am 18 .Dezemher1929 in Kraft getreten .Nach diesem Gesetz ist jeder Eigentümer

verhalten ,denWertderihmgehörigenunwerbautenGrundflächenmittelsSelbst¬
einschätzungbekanntzugeben .WennGrundflächenvonder Abgabebefreit werden
sollen( zumBeispiellandwirtschaftlicheGrundstücke,Kleingärtenmithöchstens
loo QuadratmeterFlächenausmass ) ,hat der EigentümerdenBefreiungsanspruch

mittelsAnsuchensgeltendzumachen.FürdieSelbsteinschätzungunddieAnsu¬
chenumBefreiunghander MagistratamtlicheDrucksontenvongeschrieben ,die
zumSelbstkostenpreis von zehn Groschenper Stück bei den Kassender magüstra¬
tischen Bezirksämterundin der Kasseder MagistratsabteilungV ,NeuesRathaus ,
II . Stock ,von morgenFreitag an erhältlich sind .Die Befreiungsgesuchesindbis
längstens 15 .Jänner mit je einem Formular für je eine Grundbuchseinlagein
der Magistratsabteilung 5 einzureichen .Die Selbsteinschätzung ist in zwei

Formulares
Gleichschriften des amtlich aufgekgten/bei der Fachrechnungsabteilung des ma¬

gistratischenBezirksamtes ,in dessenBezirkdie abgabepflichtigenGrundstücke
liegen,bis1 .Februar1930einzureichen.
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Räumungder wilden Siedlung auf den Wankogründen .In Simmering auf denWanko¬

gründen in der unmittelbarsten Nähedes Asyles für Obdachlosehaben sichschon
seit längerer Zeit etliche Personen beiderlei Geschlechtes teils in vorhande :

nen Erdhöhlen ,teils in selbst errichteten Unterständenwildangesiedelt . Die
Polizeibehörde hat auf Grundzahlreicher vorgenommenerStreifzüge wiederholt
festgesetllt ,dass sich unter diesen Bewohnern vielfach Jugendliche befinden
und diese Unterstände für gewerbsmässige Unzucht benützt werden ;auch das Be¬

zirksjugendamt Simmeringsah sich wiederhelt veranlasst ,darauf aufmerksamzu
machen dass in fünf Unterständen unmündige Kinder vorhanden sind ,die durch

die schrecklichen sittlichen Zustände aufs schwerste gefährdet sind .Da die Un¬
terstände in Erdhöhlen selbstverständlich schwere sanitäre Gefahren in sch
bergn und für die priminivsten Anforderungen einer menschlichen Behausung in

keiner Weise vorgesorgt ist ,hat der Magistrat eine Kundmachung erlassen,wo¬

nach das Wohnen in einem derartigen Unterschlupf verboten ist .Auf Grund dieser

Kundmachung hat das magistratische Bezirksamt für den XI . Bezirk an die auf

den Wankogründenangesiedelten 34 Personen die Weisungergehen lassen ,ihre
ohne jedwede Bewilligung errichteten Behausungen aus Sicherheits - undgesund¬

heitspolizeilichen Gründen binnen acht Tagen zu räumen .Die Räumungsaktion muss

deshalb so rasch wie möglich vorgenommenwerden ,weil durch den Einbruchplötz¬

licher Kälte weiterer Schadenan GesundheitundLebender dort wohnendenMen¬
schen eintreten kann .Die Räumungsaktion wird im Einvernehmen mit der Bundespo¬

lizeidurchgeführt .JenePersonen,dieKinderbeisichhaben,werdeninBaracken
untergebrachtwerden ,allen übrigen Personensteht bis zur endgiltigenRege¬
lung der Wohnungsverhältnisse das Asyl für Obdachlose zur Verfügung .Die Hab¬

seligkeiten werden einstweilen vom magistratischen Bezirksamte in Verwahrung

genommen .
. - . -- . - . - -

Die Jahresproduktion der städtischen Elektrizitätswerke 1928 . ImZeitalter der
Technik komnt der Versorgung einer Grosstadt mit elektrischer Bnergie eine
hervorragende Bedeutung zu .Sc hat auch in Wien die Elektrowirtschaft in den
letzten Jahren eine ungeheure Entwicklung genommen ,der sich naturgemäss in
erster Linie die städtischen Elektrizitätswerke als Stromlieferanten durch
eine weitgehendste Ausgestaltung anpassen mussten .Während im Hahre 1913 die

städtischen Elektrizitätswerke nur 199 Millionen Kilowattstunden Strom erzeugt
haben ,ist die Stromproduktion im Jahre 1928 auf 538 Millionen Kilowattstunden
gestiegen .Davon wurden 385 Millionen kalorisch und 153 Millionen Kilowattstun - ¬
den in den Wasserkraftwerken erzeugt .Das Wiener Stromnetz verbrauchte 218123
Millionen Kilowattstunden ,an das Ueberlandnetz wurden 30 ' 15Millionen Kilo - ¬
wattstunden geliefert und die Stromabgabe an die städtische Strassenbahn
und Stadtbahn betrug über 90 Millionen Kilowattstunden . Dererhöhten Leis¬

die Zahl der Stromabnehmertungsfähigkeit der Werke entsprechend ,ist
von 92 . 000im Jahre 1913 auf nicht weniger als 576 . 587am 31 . Dezember1928

gestiegen . . - . - . - .- . - - —
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SitzungenimRsthaus .In derkommendenWochetritt amMitwochum10Uhrvor-¬
mittags der WienerStadtsenat zusammen .Der WienerLandtagundGemeinderat
halten in der kommendenWochekeine Sitzungenab .

—— — —— 2——
Die Grosstadt als Konsumentin .Denneuzeitlichen Anforderungenentsprechend ,
ist die Versorgung einer Grosstadt mit Wasser ,Gas und elektrischem Licht ei¬

ne ihrer wichtigstenLebensbedingungen.Dastrifft selbstverständlichauch
auf Wien zu ,dessen Verbrauch an Wasser ,Gas und ekktrischem Strom hinter den

andern Grosstädten nicht zurücksteht . Solieferten die Wasserleitungen im Ok¬

tober des abgelaufenen Jahres 9,067 . 000Kubikmeter Wasser nach Wien .Vondie¬

sen wurden8,626 . 000Kubikmeterverbraucht .Die städtischen Gaswerkeerzeug¬
temimselbenMonat28,079. 000KubikmeterGas. DerGesamtkonsumbetrugimOk¬
tober 24,585 . 000Kubikmeter ,wovon22,502 . 000Kubikmetervon Privatenver - ¬
wendet wurden .Die Oktoberproduktion der städtischen Elektrizitätswerke mach¬
te 52,252 . 000Kilowattstunden aus .Davonwurdeninsgesamt vonPrivaten

37,745 . 000KilowattstundenStromkonsumiert . DerGasverbrauchfür dieöffent¬
liche Beleuchtung betrug im Oktober 871 . 434Kubikmeter und der Stromver¬

brauch2,073 . 000Kilowattstunden .

Werktagsfahrpreisauf der StrassenbahnamDreikönigstag .UebermorgenMontag
( Feiertag )wird auf der Strassenbahnund Stadtbahnder Werktagsfahrpreisein¬
gehoben .Die Frühfahrscheine ,Hin -und Rückfahrscheine ,Wochenkarten ,Fürsorge¬
fahrscheine und Arbeitslosenfahrscheine sind giltig .Die Hin -und Rückfahr¬

scheine sowie die Wochenkartenkönnenfür die Rückfahrt schon von 11 Uhrvor - ¬

mittagsan verwendetwerden.

GoldeneHochzeiter .In diesen Tagenfeiern die EhepaareMichealundCharlot¬
te PollakundIgnazundMagdalenaTiefenbachdasFestihrer goldenenHochzeit.
AusdiesemAnlassüberreichte in Vertretungdes Bürgermeistersamtsführender
StadtratLinderdenJubelpaarenheutedieEhrengabederStadtWien..
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StarkeZunahmeder Einäscherungenin Wien .DasKrematoriumder StadtWien
hat ,wiebekannt ,am23 .Jänner1923denBetriebaufgenommen,wodurchvielfach
geäussertenWünschenweitester BevölkerungskreiseRechnunggetragenworden
ist .Imersten Betriebsjahrwurdenimganzen835LeichenderEinäscherung
zugeführt .ImJahre 1924fandenschon1424Einäscherungenstatt . DisseStei¬
gerunghielt bis heuteununterbrochenan .ImJahre1928wurden3130Leichen
eingeäschert und im abgelaufenenJahre erhöhte sich die Zahl derEinäscher¬

ungenauf3379. Dasist gegeüher1928ein Zunahmevonetwa8 Prozent .Inden
bisherigensiebenBetriebsjahrenhabeninsgesamt15 . 953Einäscherungenin
Wienstattgefunden . Vonden imabgelaufenenJahre eingeäscherten3379Ver- ¬
storbenen waren 2036 männlichen und 1343 weiblichen Geschlechtes . 60haben
demaltkatholischem Bekenntnis,1988demrömisch - katholischen ,321 demevan¬
gelischen ,252 demmosaischenund 18 verschiedenen andern Bekenntnissenan¬

gehört . 740Verstorbenewarenkonfessionslos .ImabgelaufenenJahrehabenin
derZeremonienhalledesKrematoriums720altkatholischeund349evargelische
Einsegnungen,insgesamtals 1069stattgefunden .

. —. ———.—.—.—.—.—.—.——.—
VerkehrsregelungaufdemKutschkermarkt .ImInteresseeinerraschcnundklag¬
losenAbwicklungdesVerkehrsaufdemsogenanntenKutschkermarktehatder
MagistratdurcheineKundmachungdieDurchfahrtvonmarktfremdenFahrzeugen
durchdueKutschkergassezwischender StaudgasseunddemGertrudplatzsowie

durchdieSchoppenhauerstrassezwischenderHansSachsgasseundderRhere¬
siengassewährendderMarktzeitunbedingtverboten.DieZufahrtzueinemHaus
indergenanntenStreckederKutschkergasseistnurimFalleunbedingter
NotwendigkeitundnurimSchrittempoin derRichtungzurGertrudplatzgestat-¬
tet . AlsMarktzeitgilt amSamstagundandenVortagenvongesetzlichenFei¬
ertagen,dassindder30 .April,11.Novemberund24.Dezember,dieZeitvon6
bis20Uhr,andenübrigenWerktagensowdeangewöhnlichenFeiertagenvon

6bis14Uhr. DieZufahrtzueinemHausedesMarktgebietesinderSchoppen¬
hauerstrasseunterliegtkeinerBeschränkung.DasfürdieRrumungdesMarktes
nachMarktschlussbestimmteMarktfuhrwerkdarfin dieKutschkergasseerst
von12Uhran undnur in der RichtunggegendenGertrudplatzeinfahren .Nach
BoendigungdesAufladenshabendieFuhrwerkedieKutschkergassesofortzu

verlassen .
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Befreiungvonder BodenwertabgabevonunverbautenGrundflächen.DerMagistrat
macht aufmerksam ,dass die Ansuchen um Befreiung von der Bodenwertabgabe von

unverbautenGrundflächenfür dauerndland - undforstwirtschaftlich ,zier - oder
handelsgärtnerischoderals KleingärtengenutzteGrundflächennachdemGe¬
setz bis längstens 15 .Jänner . J .beimWienerMagistrat,Abteilung5,im
NeuenRathaus einzureichen sind .Diese Ansuchensind grundsätzlich vomEi¬

gentümereinzubringen ,wenner entwederLandwirt,BerufsgärtneroderKleingärt-¬
ner ist oder sein Pächter das verpachtete Grundstück in der angegebenenWei¬
se beruflich oder als Schrebergartenbebaut .SchrebergörtneraufPachtgrund
hahen keine Ansuchenzu überreichen ,nur Grundeigentümer .GewöhnlicheHaus¬

oder Luxusgärtenfallen auchdannnicht unter diese Begünstigung ,wennsie
voneinemBerufsgärtnergegenEntgelt instandgohaltenwerden .EineErstrek-¬
kungder erwähntenFrist ist gesetzlich nicht vorgeschenund kann dahernicht
erfolgen .Hingegenwirdder Magistratunvollständigoder gar nichtbelegte
Gesuchenicht etwa zurückstellen ,sondern bei fristgemässer Uoberreichung

desBefreiungsgesuchesdasVerlangennachZubilligungvonnotwendigenFris¬
tenzurBeibringungdererforderlichenNachweiseundBelegeentegegnkommend
erledigen .DieFrist zur Uaberreichungder Selbsteinschätzungderabgabe¬
pflichtigenGrundflächenbei denmagistratischenBezirksämternendetam1 .
FebruardiesesJahres .AuchdieseFrist ist unerstreckbar .DerMagistratwird
jedochauchhier für die BeschaffungvonBeilagenweitereFristen dannzu¬
billigen ,wenndieSelbsteinschätzungbislängstens1 .Februar. . ,zumin¬
dest auf der ersten Seite des Formulares vollständig ausgefüllt ,beimmagis¬

tratischenBezirksamtüberreichtwird .DieamtlichenDrucksortenfür dieSelbst
einschätzungunddie AnsuchenumBefreiungsind zumPreise von10Groschen
perStückbeidenKassendermagistratischenBezirksämterundanderKas¬
se der Magistratsabteilung5 ,NeuesRathaus ,II . Stock ,erhältlich .

BezirksvertretungMargareten.DienächstePlenarsitzungderBezirksvertre-¬
tung Margaretenfindet amMontag ,den 13 .Jänner ,um17 Uhrstatt .
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ProfessorNoordenin Wien . Wiebereits berichtet ,hatUniversitätsprofessor
Dr . Noordeneine Berufung der Gemeinde Wien angenommen .Der Gelehrte ist be¬
reits in Wien eingetroffen und hat seine Abteilung im Krankenhaus der Stadt

Wienübernommen.Er ist gegenwärtigmit der EinrichtungdesLaboratoriums
und der Fertigstellung der Küche beschäftigt .Nach Beendigung dieser Arbei¬

ten wird die Abteilungfür Stoffwechselerkrankungenim KrankenhausderStadt
Wienunter Leitungdes ProfessorsNoordensofort ihre Tätigkeitaufnehmen.

Unveränderte Kanalräumungsgebühren .Die Kanalräumungsgebührenfür Jänner
sind unverändert geblieben .Sie betragen das Dreissigfache desMonatszinses
für August1914,beziehungsweisedes Monatszinses ,auf Grunddessen dieWohn¬
bausteuer bemessen wordenist .

AusgestaltungderelektrischenStrassenbeleuchtung.In dennächstenTagen
wird die neuhergestellte elcktrische Strassenbeleuchtung auf der Wieden

in derSchaumburgerstrasse,WaltergasseundDannhäusergasse,inFavoriten
in der Waldgasse und Buchengasse und in Floridsdorf in dem nunmehr mit der

elektrischen Strassenbeleuchtung ausgestatteten Teil der Pragerstrasse in
Betriebgesetzt.

————————
PraktischeKursefür die berufstätige Frau .Dieheutige Zeit verlangt vonder
FraueineexaktequalitativeAusbildungin ihrenBerufen .DieGemeindeWien
gibt in der städtischen Frauengewerbeschuleden Frauen dazu dieMöglich¬
keit . Esgibt dort verschiedene Abend - undNachmittagskurse für Wäsche- und
Kleideranfertigung für den eigenen Bedarf ,für Schnittzeichnen ,zurAnferti¬
gungvon Hüten ,über moderneWerktechniken ,über Haar - undKopfpflegesowie
Ondulieren ,für Bewegungskunst( Gymnastikundsoweiter )undfür Sprachen( Eng¬
lisch ,Französisch ) .NähereAuskünfteüber die Organisation derSchule,über
SchulgeldundVerdienstmöglichkeitenfür ihre Absolventinnenerteilt die
Direktion der Frauengewerbeschule,V . ,Margaretenstrasse152 ,Fernruf
B27- -76. Kanzleistandentäglich von8 bis 14Uhr .
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Rückgangder Tuberkulosesterblichkeitih Wien .In der JahressitzungderLandes-¬
zentrale Wienzur Bekämpfungder Tuberküloseerstattete ChefarztDozentDr .
Götzl über den Stand der Tuberkuloseerkrankungenin Wienim Jahre 1928einen
äusserst interessanten Bericht .Dieser wird vor allem von der erfreulichen

Feststellung beherrscht ,dass in den letzten Jahren in Wienein nichtunwesant¬
licher Rückgangder Tuberkulosesterblichkeit zu beobachten ist .Im Jahre1924
gab es in Wien insgesamt 4135 Tuberkulosesterbefälle .Auf zehntausendEinwoh¬
ner berechnet ,sind das 22 ' 2Prozent .Davonentfielen 2346Sterbefälle( 27 ' 3
Prozent )auf Männer und 1789 Sterbefälle ( 17 ' 7Prozent )auf Frauen .ImBerichts¬

jahr 1928 hingegen sind nur 2070 Tuberkulosesterbefälle zu verzeichnen .Auf

zehntausendEinwohnerberechnet ,sind das 18 ' 8Prozent .Gegenüber1924waren
daher im Berichtsjahr um276 Tuberkulosesterbefälle weniger .In Prozentenaus¬
gedrückt ,beträgt der Rückgang ' 4Prozent .DerAbfallderTuberkulosesterblich¬
keit ist in allen Altersklassen ,mit Ausnahmeder überFünfzigjährigenfest¬
zustellen . Beiden über fünfzig Jahre alten Porsonen stieg die Tuberkulosesterb¬

lichkeit an .DieZunahmeist bei denMännernstärker als bei denFrauen .Uebef
die Tätigkeit der Tuberkulosefürsorgestellen im Jahre 1928 berichtete Chef¬

arzt Dr . Götzl ,dass diese im Berichtsjahr 27 . 196Erstuntersuchungen und 86157

Nachuntersuchungen,insgesamt113 . 353Untersuchungendurchführte .Fernerwur¬
den in den 21 Tuberkulosefürsorgestellen 7949Röntgenuntesuchungen ,12. 397
Tuberkalin prüfungen und . 965Auswurfsuntersuchungen vorgenommen .Die fürsor¬

gerischen Leistungensind insbesondere durch die Zahl der Heimgesuchegekenn¬
zeichnet .Es wurden im Berichtsjaht 19829 Erstbesuche und 57 . 098Nachbesuche

durchgeführt .DermittelbarenErfassungansteckendTuberkulöserdient vorallen
die vollständige UntersuchungganzerWohngemeinschaften.ImJahre 1928wurden
auf diesem Wege 575 Familien mit 1978 Familienmitgliedern ärztlich erfasst

und so 95 bisher unbekannte Infektionsquellen eruiert .Ein weiterer Wegder

mittelbarenErfassungansteckendTuberkuloserführt überdasKind .ImBerichts¬
jahr wurden . 348Kinderunter 6 Jahren der Tuberkulinprüfungunterzogen .91
davonentzogensich der Kontrolle . Vonden übrigen . 257Kindernreagierten
bei zweimaliger Einreibung ,beziehungsweise zweimaliger Pirquetbohrung . 094

positiv und . 163negativ .Zusammenfassendkann festgestellt werden ,dassdie
Leistungen der Tuberkulosebekämpfung im Jahrre 1928 bedeutende Fortschritte

sowohl hinsichtlich der Ausdehnnng ,als auch der Intensivierung derTuberkulo - ¬
senfürsorge in Wienaufweisen .7

——.—. ——.—.—.- .—" ——
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Rückgangder Tuberkulosesterblichkeit ,In unserer gestrigen Meldungüberden
Rückgang der Tuberkulosesterblichkeit in Wien wurde die Zahl derFuberkulo¬
sesterblichkeit im Jahre 1928 mit 2070 angegeben .Das sind jedoch nurdie
Sterbefälle der Männer .Die Gesamtzahl der Tuberkulosesterbefälle imJahre

1928beträgt 3510 ,sodass gegenüberdomJahro 1924mit 4135Sterbefällender
Gesamtrückgangim Jahre 1928625 Sterbefälle beträgt .

—. —. —.——.—.—.—.—.—.=—
BetriebseinschzänkungenimStrassenbahnverkehr .Wiedie Direktionderstädtü¬
schen Strassenbahnen mitteilt weist die Strassenbahn im Winter an Sonntagvor¬

mittagen einen schwachen Verkehr auf .Mit Rücksicht auf diesen schwachen Ver¬

kehr wird nun im Winter an Sonntagvormittagender Betrieb auf einigenLinien
eingeschränkt .So wird die Linie 50 von der Hütteldorferstrasse ,Drechslergas¬

se nur bis zumNeubaugürtel ( Hesserdenkmal )geführt .Die Linie 51 verkehrt von
der Babenbergerstrassenur bis zur Johnstrasse .DieLinie57wirdvonderBa¬
benbergerstrasse nur bis zur Winkelmannstrasse und jeder zweite Zug der Linie
L ,der das Signal Mträgt,nur bis zur Kaiserstrasse geführt .Die Linie H2wird
eingestellt .Diese vorübergehenden Betriebseinschränkungen werden schon von

übermorgenSonntagandurchgeführt .

WiederbelegungvoneinfachenGräbernimGrinzingerFriedhof . Vom15 .Märzan
werdendie einfachen Gräber in den Reihen8 und 9 in der GruppeIX imGrinzin¬
ger Friedhof wieder belegt .Enterdigungen von Leichenresten aus diesen Grä¬

bern sind nur vor der Wiederbelegungzulässig .Die bezüglichenGesuchesindbis
längstens . Märzbei der Magistratsabteilung12,I . ,Rathausstrasse9,einzu¬

bringen .

VondenBezirksvertretungen.DienächsteSitzungder BezirksvertretungLand-¬
strasse findet am Donnerstag ,den 16 .Jänner ,um 17 Uhr statt .DieBezirksver¬

tretungMariahilftritt amDonnerstag,den30 .Jännerum18Uhrzusammen.
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KeineVoronoff-Operationenin denstädtischenVersorgungshäusern .EineKor-¬
respondenzberichtetheute ,dassanPfleglingender Wersorgungsanstaltender
GemeindeWien ,insbesonderedes Lainzer Versorgungshauses ,Verjüngungsopera¬
tionenvorgenommenwurden .Demgegenüberwirdzunächstfest gestellt ,dassin
keiner städtischen Varsorgungsanstalt eine solche Operationdurchgeführt

wurde . Diegenaueste Nachfrageund Durchsicht der Operationsprotokollehaben
weiters ergeben ,dass kein Arzt dieser Anstalten eine solche Operation durch¬

geführthat .DieMeldungdes"OesterreichischenPressedienst "beruhtauffol¬
gendem Tatbestand :Der in der Nachricht genannte Operateur Primarius Dr .

Bachrachhat am29 .November. . ineiner wissenschaftlichenSitzunginder
Gesellschaft der Aerzte drei Fälle von Voronoff - Operationenbesprochen .Zwei
FälledavonbetrafenPfleglingedesLainzerVersorgungshauses.Diebeiden
Greisehabensich bei denAerztender AnstaltzudieserOperationfreiwillig
gemeldet . Eswurdeihnen jedochmitgeteilt ,dass ein solcher Eingriff imVer¬
sorgungsheim selbst nicht durchgeführt wird .Ihrem Wunschekönne nurunter

derBedingungentsprochenwerden,dasssieausderAnstaltaustretenundsich
in der Abteilungdes PrimariusDr. BachrachimSpital des MariahilferAmbu¬
latoriumszur Verjüngungsoperationmelden .Daraufhinsind die beidenPfleg¬
linge - dereineimNovember1927undderandereimDezemberdesgleichenJah¬
res - ausder Anstalltausgetretenundhabensich imSpital desMariahilfer
Ambulatoriumsoperierenlassen ,nachdembeide ,wiein jedemsolchenFall ,die
schriftliche Erklärungabgegebenhatten ,dass der Eingriff auf ihreneigenen
WunschundohneGarantiefüreinenErfolgvorgenommenwird .EacheinigerZeit
sind die beidenPfleglinge wiederan die LainzerVersorgungsanstaltmitder
BitteumAufnahmeherangetretenundwurdenauchwiederaufgenommen.Eswird
nachdrücklichstbetont ,dasskeinPfleglingin denstädtischenVersorgungshäu¬
serneingeladenwurde,sicheinerVerjüngungsoperationzuunterziehen,was
schon daraus hervorgeht ,dass eine solche Operation in keinemstädt ischenVer¬
sorgungshausbisher durchgeführtwurde ,obwohlauchdort Chirurgentätig
sind ,die eine Verjüngungsoperationdurchführenkönnten .Unterdenetwa5000
männlichenPfleglingenhabenimganzenzweidiesenEingriff -vielleichtsogar
auf die vielfachenMeldungenüberVerjüngungsoperationenin denTageszeitun¬
genhin - einensolchenEingriffgewünscht.Darankonntensie natürlichnicht
genindertwerden,dadieAnstaltswerwaltungnichtberechtigtist ,sinemPfleg.lingienZustrittzuverwehrem.9

—. ——— .— .—. ——
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Sitzungenim Rathaus .In der kommendenWochetritt amDienstagum10 Uhrvor- ¬
mittags der WienerStadtsenat zusammen . BerWienerLandtag undGemeinderat
halten in der kommendenWochekeine Sitzungen ab .

- . - -

DieGemeindezuschüssezudenInstandhaltungskosten.Bekanntlichhat derWiener
GemeinderatimJuni . J .einenBeiratzurBegutachtungderGewährungvonZu¬

schüssen zu den Instandhaltungskosten eingesetzt ,die über dasViertausendfa¬
chedesFriedenszinseshinausgehen . Am2 .Jännerhielt dieser Beiratseine. . .
elfte Sitzungab ,in der die Ansuchenvon589Parteien in 71 Häusernerledigt
wurden .Bisherhat derBeiratinsgesamtdie Ansuchenvon1139Parteienin165
Häusernbehandelt. DievonderGemeindegewährleistetenZuschüssezudenMiet-¬
zinsenbetragenmonatlich16 . 471Schilling .Dersich hiedurchergebendeAuf¬
wandbeträgt für die Zeit vom1 .August . J .bis 31 .Juli 1930bisherinsge-¬
samt177 . 416Schilling .

- . - . - - - - - - - - - . - - ¬
GoldeneHochzeiter.IndiesenTagenfeierndieEhepaareMorizundAnnaFried,
FranzundAnnaWizlsberger,WenzelundMarieFilausundJosefundMarieMetzner
das Fest der goldenenHochzeit .In Vertretungdes Bürgermeistersüberreichte
heuteamtsführenderStadtratLinderdenJubelpaarendieEhrengabederStadt

Wien .

168. 033Gaskonsumentenin Wien.DiestarkeZunahmederGasabnehmerin Wienhält
ungeschwächtan. Währenddie städtischenGaswerkeam31 .Dezember1913nur
211. 815Gasabnehmerzählten ,bemogenam31 .Dezemberv . . nichtwenigerals
468 ,033KonsumentenGasvondenstädtischenGaswerken.DiesehabenauchimDezem
berzahlreicheTeilzahlungsanlageneingerichtet.Mitsolchenwurden8Häuser
mit17Wohnungenausgestattet .Vom1 .Jännerbis31 .Dezemberv . . wurdenins-¬
gesamt63Häusermit319WohnungenmitTeilzahlungsanlageneingerichtet .Die
Koksöfen" MusterWienerGaswerke"findenwiedie übrigenGasgsräteeinenreger
Absatz .ImDezemberwurdennicht wenigerals 981solcher Koksöfenverkauft .
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ZweiteAusgabe
. -- -

DerVerfassungsgerichtshofüberdie Nahrungs- oderGenussmittelabgabe . DerBe¬
schluss des Verfassungsgerichtshofes ,das WienerLandesgesetzüber dieNahrungs- ¬
oder Genussmittelabgabeauf seine Verfassungsmässigkeitzu überprüfen ,hat inder
Oeffentlichkeit vielfach ganz falsche Meinungenhervorgerufen .Es herrscht die
Anschauung,als obdie angekündigteUeberprüfungdenersten Fall dieserArt
überhauptdarstelleundeineso ungewöhnlicheMassnahmesei ,dassdarausschon
die WillensmeinungdesVerfassungsgerichtshofeserkanntwerdenkönne .Dasist
vollkommenunzutreffend . DerVerfassungsgerichtshofhat anlässlichvonBeschwer¬
den wegen Verletzung verfassungsmässig gewährleisteter Rechte ,die diese Ver¬

letzungdarinerblickthaben ,dassdenBeschwerdeführernaufGrundeinesver¬
fassungswidrigenGosetzeseine Abgabevorgeschriebenwurde ,schonöfterGele¬
genheitgehabt ,GesetzeaufihreVerfassungsmässigkeitzuüberprüfen.Soist
zumBeispiel anlässlich einer Beschwerdedas oberösterreichischeKopfsteuerge¬
setz überprüft worden .Für diese Ueberprüfung ist ein eigenes Verfahrendurch¬

zuführen ,dessen Ergebnis dann für das Verfahren über die Beschwerdebindend
ist . Scwurdeauchdas Gesetzüber die oberösterreichischeKopfsteuerineinem
eigenenVerfahrengeprüft .DasVerfahrenergababer ,dassderVerfassungsgerichts
hofdiesesLandesgesetzfür verfassungsmässigerklärthat .Auchin anderenFäl¬
len hat das Ueberprüfungsverfahren zu gleichen Erkenntnissen desVerfassungsge - ¬
richtshofes geführt .So beispielsweise im Bezug auf eine Bestimmung der oberös¬

terreichischenGemeindeordnungüberdasAusweisungsrecht.DurchdieEinleitung
des Ueberprüfungsverfahrens ist also noch keineswøgs über die Verfassungsmäs - ¬

sigkeit oderVerfassungswidrigkeiteines Gesetzesabgesprochen .In derFrage
der Gleichartigkeit des Landesabgabengesetzesmit einemBundesabgabengesetz
hat der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 13 .Oktober 1928an¬

lässlich der Ueberprüfungder oberösterreichischenKopfsteuerfolgendesgesagt :
" DieAufteilung auf die im Finanzwerfassungsgesetz bezeichnetenKategorien
von Abgaben( ausschliessliche Bundesabgaben ,gemeinschaftliche Abgabenusw . )wird im Abgabenteilungsgesetz nicht so vorganommen ,dass bloss finanzwissens

schaftlich bestimmte Ärten von Abgaben aufgeteilt werden ,sondern derart ,dass

als ausschliessliche Bundesabgabebestimmte " inGeltung stehende Abgaben "und
als gemeinschaftlicheAbgabengleichfalls bestimmtebestehendeAbgabenaufge¬
zählt werden .Daraus ergibt sich ,dass für die Beurteilung ,ob eine Landes -( Ge¬meinde - ) abgabemit einer gemeinschaftlichen Abgabe " gleichartig " ist ,nicht so
sehr finanzwissenschaftliche Erwägungen ,sondern vielmehr die Bestimmungender
zu vergleichendenSteuer -( Abgaben- ) gesetzemassgebendsind unddass nurdann
voneinerGleichartigkeitgesprochenwerdenkann ,wenndie Bestimmungenderverglichenen Gesetze im wesentlichen übereinstimmen . "

11
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- - - - - - - - - - - -- -
VollbetriebaufdenstädtischenBauten. DergünstigeWitterungsverlaufwirdvon
derGemeindedazubenützt ,umdie BautennachallenMöglichkeitenzufördern.
Sowarenin derWochevom16 .bis 21 .Dezember1929unmittelbarbeiBauten
6212Personenbeschäftigt ,um1878mehrals in dergleichenZeitdesVorjahres.
DieseZahlkönntenochsehrerheblichvermehrtwerden ,wenndie schonlängstan¬
hängigen GesucheumEinreihung in die staatliche WohnbauaktionErledigungfin¬

denwürden .Ebensowärees möglich ,hunderteArbeiternochbeimBaudesStadions
unterzubringen ,falls sich das Ministeriumfür soziale Verwaltungentschliessen
würde ,jenenAusgestaltungen,die sonstunterbleibenmüssen ,dieFörderungdurch
die produktiveArbeitslosenunterstützungzuzubilligen .DieGemeindeWientut
jedenfalls alles ,wasin ihrer Kraft steht,umdie Arbeitslosigkeitwirksamzu

bekämpfen .
-

33. 161Säuglingswäschepaketeausgegeben!DieGemeindeWiengibtbekanntlichseit
30. April1927denFrauen ,die sichzwischendem7 .und9 .Schwangerschaftsmonat
beimzuständigenBezirksjugendamtdarumbewerben,bei derGeburtdesKindeseine
vollständigeSäuglingsausstattungvollkommenunentgeltlich .Sie bestehtauseinem
Tragkleidchen ,6 Hemdchen,6 Jäckchen ,2 Nabelbinden,einerFlanelldecke ,2Gummi¬
einlagen,2Flanellen,24Tetrawindeln,Seife ,Creme,HautpulverundeinemBadetuch:
Einemoft geäusserten Wunschentsprechend ,ist die Flanelldeckeverschieden ;
hellblau bei einem Jungen ,rosa für die kleinen Mädchen .DieseSäuglingswäscheaus - ¬
stattungin besterQualitätwirdderMuttervoneinerBeauftragtendesBürger¬
meistersin einemhübschenKartonins Hausgebracht .DerAnspruchauf dieSäug¬
lingswäschederStadtWienist in keinerWeiseanirgendeinenNachweisderBe¬
dürftigkeitgebunden ;wohlabermussdie BewerberinnachWienzuständigseinund
in WienihrenständigenWohnsitzhaben .Diedritte ,ebenfallsunerlässlicheVor¬
aussetzungist dierechtzeitigeAnmeldungdesAnspruchesderwerdendenMutter.
WelchemdringendenBedürfnisdie Säuglingswäscheaktionentgegengekommenist ,
beweistdieZahlderBewerbungendarum .Vom30 .Aprilbis 31 .Dezember1927wur¬
den9781Pakete ,imJahre1928schon11. 808undimabgelaufenenJahr11. 572,
insgesamtalsc33. 161Säuglingswäschepaketeausgegeben.DieseZahlenbeweisen
zurGenüge,wiesehrdasGeburtstagsgeschenkderStadtWiengeschätztwird .12

- . -- - —- - ————- - -



Rathauskerrespondenz vom 13 .Jänner 1930II . Blatt
Befreiungvonder Bodenwertabgabe.Ausdenbereits eingelangtenAnsuchen,be-¬
treffend die Befreiungvon der BodenwertabgabevonunverbautenGrundflächen ,
ersieht der Magistrat ,dass die gesetzlichenBestimmungenvielfachmissver¬
ständlichaufgefasstwerden.InsbesonderelangenvieleAnsuchenumBefreiung
vonVillen-undHausgärtenunterHinweisaufdieBestimmungdes§ 2 ,Punkt5 ,
ein . Dortheisstes ,dassGrundflächen,die "zier - oderhandelsgärtnerisch"ge¬
nutztwerden,fernerKleingärtenimSinnedes§ 1 derKleingartenordnungfür
Wienbis zumAusmassvonhooQuadratmetervonderAbgabebefreitsind .Damit
ist alsonichtgesagt,dasseinZiergartenbefreitwird ,eonderndassdie
GrundflächevonihremEigentümeroderPächter"gärtnerischgenutzt"werden
muss .Voraussetzungist daher ,dassderGrundeigentümeroderPächtereinGärt-¬
ner ist ,dasZier - oderHandelsgärtnergewerbebetreibt . Dasgehtauchausdem
Absatz5 desArtikelII derDurchführungsverordnunghervor,dervoneinem
" Gärtnereibetrieb "spriht .Als Kleingärnen ( Schrebergärten )habenkleine

GrundstäckeoderGrundstückteile( Lose )zugelten ,dieohneHeranziehungbe¬
sondersentlohnterundfamilienfremderArbeitskräfteundohnegewerbsmässi¬
geVerwertungderBodenpreduktevomEigentümeroderPächterdesGrundesselbst
(Kleingärtner,Schrebergärtner)gärtnerischbewirtschaftetwerden.Niemalssind
solcheGärtenals HausgärteneinerVillaangegliedert ,sondernsindin derRe¬
gel in Kleingartenanlagen zusammengefasst und unterstehen derKleingartenord¬
nung für Wien .Abgabepflichtig ist der Grundeigentümer und nicht der einzelne

SchrebergärtneralsPächter. DereinzelneSchrebergärtnerimBereicheines
Verbandeshatdahernichtanzusuchen.WersonstaufGrunddererwähntenge¬
setzlichenBestimmungAnspruchaufBefreiungseinesGartensals"Kleingar¬
ten "erhebt ,wirdguttun,sicheineBestätigungvonderMagistratsabteilung16
zubeschaffen,dassseinGartenunterdieKleingartenordnungfürWienfällt ;
andernfallsmüssteein solchesAnsuchenabgewiesenwerdenundderGrundeigen¬
tümerläuft Gefahr ,wenner dieSelbsteinschätzungnichtbis 1 .Februar. J .eingebrachthat ,für einensolchenGrundamtlichbemessenzuwerden ,wobeier gegendie amtlicheWertannahmedasRechtauf FeststellungdesstrittigenBodenwertesim Wegedes Schlichtungsverfahrensverliert .Es wird sichdaher
in solchen Fällen empfehlen ,trotz Ueberreichung eines Ansuchens his längs - ¬
tens 1 .Februar . J .die Selbsteinschätzungzu überreichenunddenselbster - ¬
rechnetenAbgabebetragzuerlegen ,umsichallegesetzlichenRechtezuwahren.DassdievorstehendeAuslegungdes§ 2 ,Punkt5,dassVillenoderHausgärten
nichtbefreitsind ,richtigist ,ergibtsichausPunkt6 diesesParagraphen,be¬treffenddie BefreiungvonöffentlichzugänglichenGärten ,die keinenSinn
hätte,wenn alle Gärten befreit wären .

- . - - - - ———- - . ———- - ¬
BezirksvertretungWieden .DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretungWie-¬den Pindet amDienstag ,den 21 .Jänner ,um16 Uhr 30statt .

13 . - . - . - .- - — — — ——-
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Ein 3500KilometerlangerEisenbahnzug .
Der Materialverbrauch bei den städtischen Wohnbauten .

Der Umfang der Wohnbautätigkeit der Gemeinde Wien wird sehr anschaulich

durchdenMaterialverbrauchgekennzeichnet .Er ist ein kaumvorstellbarer . Seit
Beginn der städtischen Wohnbautätigkeit bis heute wurden insgesamt nicht weni¬

grals 607 . 868EisenbahnwaggensBaumaterial verbraucht . StelltemandieseWag¬
gons hintereinander ,würden sie einen 3500 Kilometer langen Zugbilden .

Von den einzelnen Baumeterialien wurden ungeheure Mengen verwendet .An
erster Stelle steht der Bausand ;von ihm wurden 350 . 000Waggons verbraucht .Dann

kommendie Mauerziegel mit 170 . 815Waggons .Ferner wurden an Zement30 . 000 ,
an Bauplatten10 . 313 ,an Schottermaterial7000 ,an Kalk6550,anEdelputz5600 ,
an Kunststein 5235 ,an Betonrundeisen3500 ,an Gips ebenfalls 3500 ,anKlinkerzie -¬

gel 2560,an Dachziegel 3550 ,an Steinen 2131,an Fenstern und Türen 1136 ,an
Glas ,Eisen - undMetallgegenständen 963 ,an Farben ,Lacken und Dachpappe110und
an Linoleumbelag 3 Waggons verarbeitet .

Dieser gewaltige ,kaumvorstellbare Materialeinkauf hat weit überWinn
hinaus der Geschäftswelt Verdienst ,der Arbeiterschaft und dem GewerbeBeschäf¬
tigunggegeben .

Auch der Verbrauch an Baugelände zeigt die Grösse der Wienerstädtischen
Wohnbautätigkeit .Für die Hochbauten wurden ' 2Millionen Quadratmeter verwen¬

det ;davon wurden aber nur 15 Prozent verbaut .Die andere Fläche wurde für Gar¬

tenanlagen und Häfe beansprucht .Für die Siedlungsanlagen wurden ' 9Millionen
Quadratmeterverbraucht .Auf diesem Geländesind 5170 Einfamilienhäuserund
ausserdem noch 601 Wohnungen in Mehrfamilienhäusern errichtet worden .Zusammen

hat die GemeindeWienbisher ' 1MillionenQuadratmeterGrundverbaut .

Bezirksvertretung Neubau .Die nächste Plenarsitzung der Bezirksvertretung Neu¬
bau findet übermorgen Dennerstag um18 Uhr im Sitzungssaal desAmtshauses
in der Hermanngasse statt .
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Wasdie Wiener Feuerwehrleistet .
6615 Ausrückungenim Jahre1929 .

Das abgelaufene Jahr war für die Winner Berufsfeuerwehr ,derbekanntlich
dergesamteFeuerschutz-undRettungddienstfür dasganzeWienerGemeindegebiet
obliegt ,ein Jahr schwerster Arbeit .Währenddas AusrückungsprotokollimJahre
1927nur 3541undim Jahre 1928ebenfalls nur 3675Ausrückungenverzeichnet ,
wurdedie Feuerwehrim abgelaufenenJahr in nicht wenigerals 6645Fällenalar¬
miert . Darunterfanden 1o Ausrückungenzu Grossfeuer ,36 zu Mittelfeuer ,1287zu
Kleinfeuer ,315zu Rauchfangfeuerund1038zu technischenHilfeleistungenstatt .

DiemeistenAusrückungenorfolgtonimerstenVierteljahr .Siewurden
durchdie Auswirkungender damalsstrengenKälte in Wienverursacht .Sowurde
die Feuerwehr im Jänner in 612 Fällen ,im Februar in 1033 und im März in697
Fällen zu Hilfeleistungen der verschiedenstenArt gerufen .ImMaiundJuli wur¬
de Wien von Wetterkatastrophen heimgesucht .Auch diese machten der Feuerwehr

viel zu schaffen . SofandenimMai775Ausrückungenstatt ,vondenennichtweni¬
ger als 575 technischen Hilfeleistungen galten .Im Juli wurdedie Feuerwehrin
821Fällenundvondenenin 627zutechnischenHilfeleistungenalarmiort.

ImabgelaufenenJahr gabes gegenüberfrüherenJahrenmehrKleinfeuerin
Wien .Dasist dar auf zurückzuführen,dasswährendder KälteperiodevieleFeuer
infolgeunzulänglicherHeizstätten ,beziehungsweisederenübermässigeBeanspru¬
chung entstanden sind ,die jedoch durch die rasche Arbeit der Feuerwehrkeine
Ausdehnunggewinnenkonnten .Bemerkenswertist ,dass die Zahl der Grossfeuerin
Wienvon 1h im Jahre 1927auf 7 im abgelaufenenJahr zurückgegangenist .

In 18 Fällen rückte die Feuerwehr zu Bränden und Hilfeleistungen ausserhalb
Wiensaus .Irrige Meldungen ,die die Feue rwehr zur Ausfahrt veranlassten ,wurden

im abgelaufenenJahr 290erstattet .

BezirksvertretungOttakring .Dienächste PlenarsitzungderBezirksvertretung
Ottakring findet am Donnerstag ,den 23 .Jänner ,um 18 Uhr im Amtshaus auf dem

RichardWagnerPlatzstatt .

15



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw ,Redakteur : 15

KarlHonay

Wien ,amDonnerstag ,den16 .Jänner1930
- . . - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - ¬

KleinrentnergesetzundKleinrentnerhilfe der GemeindeWien .AufGrunddesGemein-¬
deratsbeschlusses vom31 . Mai1927wurdenvoneiner AnzahlvonBesitzernvon
TeilschuldverschreibungenderGemeindeWienAnsuchenumZuerkennungeinesZu¬
schusseszu denZinsendieser Teilschuldverschreibungeneingebracht . Trotzwie¬
derholterVerlautbarungscheintnochimmerbeivielendieserInhaberdieMei¬
nungzu bestehen ,dass die seinerzeit auf Grunddes erwähntenGemeinderatsbe¬
schlusses erfolgte Anmeldungauch die im Sinne des Bundesgesetzesvom18 .Juli
1929,B . . Bl.Nr . 251( Kleinrentnergesetz ) ,vorzunehmendeAnmeldungersetzt .Umzu
verhindern ,dass die Inhaber von Teilschuldverschreibungen der Gemeinde Wien ih¬

res Anspruches auf Grund des Kleinrentnergesetzes durch diese irrige Auffas¬

sungverlustig gehen ,wird neuerlich darauf aufmerksamgemacht ,dass derAnspruch
auf eine UnterhaltsrentenachdemKleinrentnergesetzsowiedie Anwartschaftauf
eine solche ,wennder Anspruchswerberim BundeslandeWienseinen Wohnsätzhat ,
beimBundesministeriumfür sozialeVerwaltung ,BürodesKleinrentnerfonds,Wien,

. ,Singerstrasse 17,wenn er in einer Landeshauptstadt seinen Wohnsitz hat ,beim

Amtder Landesregierung ,in den übrigen Fällen bei der nachdemWohnsitzesdes
AnspruchswerberszuständigenpolitischenBezirksbehördebei sonstigemVerlust
des Anspruchesbis längstens31 .Jänner1930anzumeldenist .

Ausgestaltungder elektrischenStrassenbeleuchtung .In dennächstenTagenwird
die neuhergestellteelektrischeStrassenbeleuchtungauf demNeubauin derKir¬
chengasse ,Gutenberggasse ,Spittelberggasse ,Gardegasse ,Fassziehergasse ,Zitterhof¬

gasse ,Mechitaristengasse ,Sigmundgasse ,Zeissmannsbrunngasseundauf demUlrichs¬
platz ,in Favoriten in der WaldgasseundBuchengasseundin Döblingin derNuss¬
waldgasseundRudolfinergasseimBetriebgesetzt .DemnächstwirdinFloridsdorf
auch die Brünnerstrasse mit der elektrischen Strassenbeleuchtungausgestattet .

- . —- —.— .——- -—
Wiederbelegung gemeinsamerGräber auf demNeustifter Friedhof .Vom1 .April an

werdendie gemeinsamenGräberin der GruppeC,Reihe3 ,Nummer1 - 13 imNeustif -¬
ter Friedhef wiederbelegt .Enterdigungen von Leichenresten aus diesen Gräbern
sind nur vor der Wiederbelegung zulässig .Die bezüglichen Besuche sind bis längs

tens %.März1930bei der Magistratsabteilung 12einzubringen .
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Die Benzinausströmungin der städtischen Garage . Wieschon gemeldet ,hatBürger¬
meister Seitz nach dem Bekanntwerden der Benzinzuströmung in der städtischen Ga¬

ragein Margaretendie snfortigestrenge - Untersuchungangeordnet .Mit dieserist
seit heutefrüh eine Kommissionbeschäftigt ,der unter andermamtsführender
Stadtrat Richter ,StadtbaudirektorDr .IngenieurMusil ,BranddirektorIngenieur
Wagner ,die zuständigenMagistratsstellensowieein Sachverständigerangehören.
DiebeidenBenzintankswurdenentleert ,dieArmaturendemontiert,dasBenzinweg¬
geführt ,sodasskeinerleiGefahrmehrbesteht . DieErhebungenüberdieUrsache
der Benzinausströmungsind nochnicht abgeschlossen ,da die beidenTankserst

nachgründlicherDurchlüftunguntersuchtwerdenkönnen.HeuteerschienauchBür¬
germeisterSeitz in der städtischen Garageundliess sich über denFortgang
der Erhebungenberichten .

- . - . - - - - - ¬
DieViehmärkteimDezember,Wiedie städtischeMarktamtsdirektionmitteilt ,be¬
trugen die Zufuhren auf dem Rindermarkt im abgelaufenen Dezember . OhoStück
Mastvieh und . 511Stück Beinlvieh .Der Gesamtauftrieb ist gegenüberNovember

um . 537Stück zurückgegangen .Auf demSchweinemarktwurden31 . 680StückFleisch¬
schweine und 29 . 071Fettschweine ,isgesamt also 60 . 751Stück Schweine zumVer¬
kauf gebracht .Gegenüber November wurden um . 154Stück Schweine mehr aufgetrie - ¬

ben . DieZufuhrenauf demJung -undStechviehmarktbetrugenimDezember521
StücklebendeKälberundanweidnerVieh . 888Kälber ,. 461StückFleischschwei¬
ne,331 Stück Fettschweine ,392 - Kämmer ,292 Schafe ,17 Kitze und Ul Ziegen .Aufdem

Rindermarkt-behauptetenOchsenin dengutenQualitätendieVormonatspreise,
währenddie minderenQualitätenvonOchsen ,Stieren ,KühenundBeinlviehsichum
5 bis 10Groschenper1 Kilogrammverteuerten .AufdemSchweinemarktzogenbei
ruhigemVerkehrFleischschweineum15bis 20GroschenundFettschweineum5bis
10 Groschenper 1 KilegrammLebendgewichtan .DerMarktverkehrauf demJung¬
und Stechviehmärkten war in der ersten Monatshälfte ein sehr flauer - undgestal¬
tete sich erst in derzweitenMenatshälfteetwaslebhafter .

BezirksvertretungFünfhaus.DienächstePlenarsitzungderBezirksvertreung
Fünfhausfindet amDonnerstag ,den 23 .Jänner ,um18 Uhrim Amtshausin derGas
gassestatt ,
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- . - . - - - - ¬
SitzungenimRathaus.InderkommendenWochetritt amDienstagum10Uhrvormit-¬
tagsderWienerStadtsenatzusammen. DerWienerGemeinderathältamFreitagum
17Uhreine Sitzungab .

- . —. —- - - ¬
DieKunstpreiseder Stadt Wien. DerWienerGemeinderathat auchfür das Jahr193 .
drei Kunstpreisezuje 3000Schillinggestiftet ,die für bedeutendeLeistungen
aufdemGebietederDichtkunst ,derMusikundderbildendenKunst(Architektur ,
BildhauereiundMalerei )am . MaizurVerleihungkommen .DieBewerbungumdiese
PreisestehtWienerKünstlernfürWerkejederGattungdergenanntenGebiete
offen ,die in den letzten fünf Jahren geschaffen wurden .Die Treiszuerkennunger¬
folgt durch den Stadtsenat auf Grundder VorschlägederPreisrichterkollegien ,
die vomBürgermeisterauf drei Jahreernanntwurden .Essind diesbekanntlich
fürdiebildendenKünsteakademischerMalerProfessorHansLarwin,akademischer
Bildhauer Professor Otts Hofner ,Architekt Hubert Gessner ; fürdie MusikProfes - ¬

sor Dr .Josef Marx,Dr . MaxGraf ,KomponistAlbanBerg ; fürdie DichtkunstUniversi
tätsprofesserDr .Ed. CastleundSchriftstellerFelixSalten .DaderdrittePreis¬
richter für LiteraturDr .HugoHofmannsthalgestorbenist,steht an seinerStelle
eineNeuerungbevor ,dierechtzeitigverlautbartwerdenwird .DieBewerbungum

einen Preis hat bis 28 .Februar bei der Dgrektion der Städtischen Sammlungen

zu erfolgen ,bei der auchdie Bedingungendes Preisausschreibenserhältlichsind .

DerNeubauder Augartezbrücke.Diebei der GemeindeeingelangtenEntwürfefürden
Neubauder Augartenbrückewerdenvom21 . bis26 .Jänner in den RäumendesGosell¬

schafts -undWirtschaftsmuseumsin der Volkshalledes NeuenWienerRathauses
ausgestellt . Siekönnenam21 .Jänner von12 bis 15 Uhr ,am22 .bis 25 .Jännervon

9Uhrbis15UhrundamSonntag,den26 .Jänner,von) Uhrbis13Uhrbesichtigt2 .
werden .Eintritt frei .

.
EntfallendeSprechstunde.AmDonnerstag,den23 .Jänner ,entfällt wegendienstli¬
cherVerhinderungdie SprechstundebeimstädtischenWirtschaftsreferentenamts¬
führendenStadtratQuirinKokrda.
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Die KraftwagenabgabekennzeichenbehebenDieKraftwagenbesitzerwerdeninihrem
eigenstenInteressedringendstersucht ,die Kraftwagenabgabekennzeichenfürdas
Jahr1930in derMagistratsabteilung5 ,NeuesRathaus ,II . Stock,Tür18,baldingst
zu beheben .Bisherhat kaumein Drittel der AutomobilbesitzerdieAbgabekenn¬
zeichen abholen lassen .Abgesahendavon ,dass in den letzten Jännertagen derAn¬
trag der Parteien so gross sein wird ,dass stundenlangesWartenunvermeidlich
ist ,schreibtdasGesetzausdrücklichdie VerpflichtungzurLösungderTafelim
Jännervor . DerMagistratist dahergenötigt ,gegenalle jene Parteien ,diedie
Abgabekennzeichennicht fristgemässgelöst haben ,mit Ordnungsstrafenvorzugehen.

- . - - ¬

JubilarederEhe .In diesenTagenfeierndieEhepaareJakobundAmaliaStrahsberg
Naftali Hersch und Elka Sara Poniquer und Josef und Käthe Gabriel das Festder

goldenenHochzeit .In VertretungdesBürgermeistersüberreichteamtsführender
StadtratLinderheutedenEhepaarendie EhrengabederStadtWien.

- . - - . - - . - - - . - . - ¬
WedersehensfeierfürdieehemaligenPfleglingederLehrlingsfürsorgeaktion.Die
Lehrlingsfürsorgeaktion veranstaltet am Sonntag ,den 26 .Jänner ,um halb 10Uhr

vormittagsimTheatersaaldesOttakringerArbeiterheimesin derKreitnergasse
eine Wiedersehensfeier für alle ehemaligenPfleglinge ihrer Erholungsheime .Im
Rahmendieser Feier hält der Präsident derArbeiterkrankenversicherungskasse
WienNationalratElderschdie Festrede . Denreichhaltigen unterhaltendenTeilbe¬
sorgendas Orchesterder Musikgruppedes Fortbildungsschulrates ,dasMandl- Quar¬
tett die TanzgruppeGisa Geert und ein Original russisches Balalaika - Orchester
sowie andere .Kunstkräfte .

DieAutobusfahrscheinezu 50 Groschenüberall erhältiich .VonkommendenMontagan
werdendie Autobusfahrscheinezu 50 Groschennicht nur imVorverkaufundbeiden
Stadtbahnkassen,sondernauchbeiallenStrassenbahnschaffnernabgegeben.Der
5oGroschenfahrscheinberechtigt bekanntlich zumUmsteigenzwischenderStrassen¬
bahn oder Stadtbahn und demAutobus .

- . —————- - ¬
AusgestaltungderelektrischenStrassenbeleuchtung.IndernächstenZeitwerden
in Favoritendie TreststrassevonderLazenburgerstrassebis zurFernkorngasse
unddie Neilreichgassevonder Troststrasse bis zumJean Jaureshofmit derelek¬
trischen Strassenbeleuchtung ausgestattet .
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- . - . - . . - - - - - - ¬

DieBenzinausströmunginderstädtischenGarage.DieUntersuchungzurAufklärung
derBenzinausströmungin derstädtischenGaragein Margaretenwurdeheutefrüh
fortgesetzt .DiebeidenBenzinbehälterwurdenzunächstvonFeuerwehrmannschaf¬
ten untersucht ,die jedochkeinGebrechenwahrnehmenkonnten .Daraufhinwurden
diebeidenBehälterin GegerwartdesbestelltenSachverständigenfürBenzinla¬
gerungen ,ZivilingenieurRoth ,einer DruckprobevonzweiAthmosphärenUeberdruck
untersogen . DieProbeergab ,dassbeideBehälterdicht sind .EinAustritt desBen¬
zinsausdenTankskonntedahernichterfolgtsein .DieUntersuchungwirdam
Montagfortgesetzt.SiewirdsichnunmehraufdieDichtheitderRohrleitungenund
Ventileerstrecken.WeiterswirdbeieinerProbeanlagederBauunternehmungRum¬
pel . . einVersuchunternommenwerden,beidemuntersuchtwerdensoll ,obbeiUm¬
leitungdesBenzinsvoneinemBehälterin denanderendurchUndichtwerdeneines
BodenventilseineAusströmungin denKanalerfolgenkann .Derdortvorhandene
RohrkanalwirdfürdiesenVersuchselbstverständlichunterbrochen .DieBenzinan¬
lagederMargaretnerGarageist vollkommenentleert ,diebeidenBehältersind
mitWasservollgefüllt ,sodassjedeGefahr ,auchdie BildungvonDämpfeninden
TanksdurchBenzinreste,vollkommenausgeschlossenist .

VondenBezirksvertretungen .DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretungHiet
zingfindetamSamstag,den . Februar,um16UhrimHietzingerAmtshausstatt . Die
BezirksvertretungMargaretenhältamMontag,den10. Februar,um17UhreineSit-¬
zungab .

20
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Wien ,amMontag ,den 20 .Jänner1930
- . - - - - - - - . - - . - - . - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - ¬

Die Benzinausströmung in der städtischen Garage .Die Untersuchung zur Aufklä - ¬

rungder Benzinauströmungin derstädtischenGaragein Margaretenwurdeheute
fortgesetzt .Nachder Ueberprüfungder beidenBenzinbehälterwerdengegenwärtig
die RohrleitungenundAbsperrvorrichtungender Anlagedarauf untersucht ,obsie
entsprechenddichtsindundzweckmässigfunktionieren.DadieRohrleitungenmit
ihrenobenerwähntenVorrichtungenein umfangreichesNetzbilden ,wirddieUn¬
tersuchunglängereZeit in Anspruchnehmen.EinErgebnisderUntersuchungkann
dahernochnicht mitgeteiltwerden.

- . - . . - - . - - . - - - ¬
Verkehrsregelung.In der Schwarzingergassein der Leopoldstadtbefindetsicheine
städtische Hauptschule .Umeinen durchLärmbelästigungenungestörtenUnterrichts¬
betriebzugewährleisten,hat seinerzeitderMagistrat dasBefahrenderSchwar¬
zingergassemitSchwerfuhrwerkverboten .DieErfahrunghatnungezeigt ,dassdiese
Verfügungnichthinreichendist ,weshalbnunmehrdurcheineMagistratskundmachung
die Durchfahrtdurch die Schwarzingergassefür Fahrzeugealler Artverboten
wurde .UebertretungendieserKundmachung ,die sofort in Kraftgetretenist ,wer¬
den mit Geldstrafen bis zu 200 Schilling oder mit Arrest bis zu 1l Tagengeahn - ¬

det .

Ausgestaltungder elektrischenStrassenbeleuchtung .In der nächstenZeitwird
in Favoritendie VerbindungsstrassevonderNeilreichgasse113zurLaxenburger¬
strassemitderelektrischenStrassenbeleuchtungausgestattet .

DerKampfgegendieLebensmittelfälschungen .WiediestädtischeMarktamtsdirek¬
tion berichtet ,habendie OrganedesstädtischenMarktamtesin der zweitenNo¬
vemberhälfte585Lebensmittelprobenvorgenommen.Davonwaren324Milchproben,
261entfielenaufverschiedeneandereLebensmittel .Ausserdemwurdein 74Fäl¬
len eineUebertretungderMarktordnungundin 64FälleneineUebertretungder
Gewerbeordnungfestgestellt .In verschiedenerandererHinsichtwurdenschliess¬
lichnoch102Anzeigenerstattet . DieBeanstandungenergabensichbeiMilch ,But¬
ter ,Käse ,Eier , BäckereienundZuckerwaren,Pfeffer,MixedPikles ,Maroni ,Würste
undFleisch ,
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Wien ,amDienstag ,den 21 .Jänner1930

Geehrte Redaktien !

AmtsführenderStadtrat Weberersucht freundlichst ,zu der morgenMitt¬
woch ,den 22 .Jänner pünktlich um 5 Uhr nachmittags stattfindenden

PRESSEKONFERENZ

einenVertreterIhres geschätztenBlatteszu entsenden .Gegenstand: Dasstäd-¬
tische Bauprogrammfür das Jahr 1930 .Ort : NeuesRathaus ,Stigge 5,I . Stock ,Jour¬

nalistenzimmer .

DerWienerStrombaudirektorarbeitet inChina .
OesterreichischeTechnikeralsKulturpioniere.

DerBeraterderGemeindeWieninDonaustromangelegenheiten,IngenieurL.Brandl ,Strombaudirektor i .R . ,ist im Herbst 1927 von der chinesischen Regie¬rung in das Wasserbauamt der Provinz Chekiang berufen worden ; erist seither
mitdenVorarbeitenfür ein umfassendes,grosszügigesArbeitsprogrammbeschäftigtdas die Regierungauf demGebietedes Wasserbauesdurchzuführenbeabsichtigt .

DieProvinzChekianghat eineAusdehnungvonmehrals 100 . 000Quadratkilo-¬meterundzählt 21 MillionenEinwohner .DerHauptstromdes Landesist der
Chien- Tang,für dessenGrössees bezeichnendist ,dassseineUferimMündungs¬gebiet zehnbis fünfzehnKilometervoneinanderentfernt sind .NachstarkemRe¬gen im Gebirge wälzt der Strom ungeheure Wassermassen ( 16 . 000Kubikmeter in der

Sekunde )zu Tal undbedecktoft wochenlangweite Flächender Tiefebend .Durch
dieseUeberschwemmungenwirdwertvolles ,mitReis - ,Gemüse- undMaulbeerbaumpflan¬zungenbestehendesKulturland in SumpfbodenverwandeltundHungersnotundKrankheiten sind die Folgen .

DenimTieflandin viele SeitenarmeverzweigtenStromsollen nunDämmeund Regulierungsbauten in ein einheitliches ,für den Hochwasserabfluss ausrei¬

chendesBett zwingen .Dadurchsoll dasbestehendeKulturlandvorderUeberflu¬tunggeschütztunddurchdenAbbauderüberflüssigen,VersumpfungerzeugendenSeitenarme neuer anbaufähiger Boden gewonnenwerden .
SolchesNeulandsoll demStromauchbei der Stadt Hangchowabgerungenwerden ,die amlinken Ufer des Crien - Tangunweit seiner Mündungin dasMeer

liegt ;die Stadthat etwaeineMillionEinwohner,ist Sitz derRegierungsstel-¬len undVororteiner bedeutendenSeidenindustrie .Umnunsie auchzu einemVer¬kehreknotenpunktersten Rangeszu machen ,ist beabsichtigt ,denuralten ,China
durchziehendenGrandKanal ,der wieeineSackgassenächstHangchowendigt ,biszumChien - Tangzu führenundso diese wichtigeWasserstrassemit demMeerzuverbinden .Die zu erwartende Verkehrssteigerung macht es notwendig ,auch die Aus¬

gestaltungder Hafenanlagender Stadt unddenAusbauder BahnanschlüssezudenLandungsplätzen in das Arbeitsprogramm aufzunehmen .
DerFortentwicklungderIndustrialisierungdesLandessinddiehohenKoh¬lenpreisehinderlich ;dasBestrebender führendenMännerist deshalbauchaufdie Nutzbarmachungder Wasserkräftegerichtet .DieWasserkraftwerkesollenderGütererzeugungbillige Energieliefern undausserdemdurchZurückhaltungder

währendderReganzeitniedergehendenWassermassenin TalsperrendieHochwasser¬gefahrmildernundschliesslichdie Anlagenspeisen ,die währendderTrocken¬
zeit die Kulturen im Flachland bewässern .Die Dürre im Juli und Augustist ge¬radezufurchtbar ;häufigkommtes vor ,dass die TemperaturimSchattenAlGradCelsiuserreichtundauchin derNachtnichtunter30GradKältesinkt .Dabeifällz monatelang kein TropfenRegen .

DasWasserbauamtder ProvinzChekiang ,als derenChefingenieurStrombau¬direktorBrandltätig ist ,hat dahereine Reihefür die EntwicklungdesLandessehr wichtigeAufgabenzu lösen .Brandlhat 5 österreichischeIngenteurealsMitarbeiter herangezogen .Er ist auchbemüht ,die massgebendenKreise fürdie
Erzeugnisseder österreichischenIndustrie zuinteressieren .
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Städtische Mütterschulen .Die Gemeindeverwaltungerrichtet vom . Februar . J .

an eigene Kurse für die Schulung von Müttern .Die Kurse können von Frauenund
Mädchen ( Mindestalter 18 Jahre ) besucht werden . Sieerfüllen einen oft geäus¬

serten Wunsch ,da bisher die grosse Masse der Mädchenund Frauen keineGelegen¬
heit hatte ,für den Mutterberuf die notwendige theoretische und praktische Vor¬

bildung in eigenenSchulenzu erwerben .Die Schuledauert drei Monateundwird
in den städtischen Haushaltungsschulen auf der Landstrasse in derPetrusgasse
10 und in Mariahilf in der Brückengasse 3 abgehalten .Die Kurse finden einmal

wächentlich statt .Ausserdem werden zwei Abendkurse und ein Nachmittagskurs ver¬

anstaltet . DieAbendkursewerdenvonhalb 7 bis halb 9 undderNachmittagskurs
wirdvonhalb4 bis halb6 Uhrabgehalten .EswirdüberSäuglings - undKinder¬
pflege ,überErziehungsfragenundso weitervorgetragen .PraktischeUcbungenin
der Kinderpflege finden ebenfalls statt . Dergeneue Lehrplan ist bei derAnmel¬
dung erhältlich ,die täglich in den beiden erwähnten Schulen von 8 Uhr bis 1

Uhrvorgenommenwird .DieserVersuchder GemeindeWien ,eine SchulungderFrau¬
en für die schwerste Aufgabe ,die ihnen das Leben stellt ,durchzuführen ,dürfte
gewissallseits begrüsstwerden.

- - - - - - . - . - .
Stromabschaltung .ImHauseXII . ,PohlgasseUl wurdedie elektrischeInstalation

trotzwiederholterAufträgenichtin denvorschriftsmässigenZustandgebracht,
obwohl sie die persönliche Sicherheit gefährdete und eine Feuersgefahr bildete :
UmUnglücksfällenvorzubeugen ,musstedaherdie zuständigeMagistratsabteilung
am 17 . Jännerin die Haus den elktrischen Strom vomstädtischen Kabelabschal .

ten .

Richtigstellung .In unsererheutigenMeldungüberdie Tätigkeit desStrombaudi¬
rektors . R .Ingenieur Brandl heisst es irrtümlich ,dass die Temparatur auch in

der Nacht "nicht unter 30 Grad Kälte " sinkt . Essoll selbstverständlich heissen
" nicht unter 30 GradCelsius ".

. - ¬
BezirksvertretungAlsergrund .Die nächste Plenarsitzung derBezirksvertretung
AlsergrundfindetamMittwoch,den29 .Jänner ,um17Uhrstatt .
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Wien,amDienstag,den21. Jänner1930DritteAusgabe
DieBenzinausströmunginderstädtischenGarage.InderheutigenSitzung
desWienerStadtsenatesstellteStadtratRummelhardtandenamtsführen-¬
denStadtratRichterwegenderBenzinausströmunginderstädtischenGa¬
rageinMargareteneineAnfrage.StadtratRichtererwiderte,dassdieUn¬
tersuchungzurAufklärungderBenzinansströmungnochnichtabgeschlos¬
senist . EswerdengegenwärtigandemsehrkompliziertenRohrsystemder
AnlageDichtigkeitsprobenvorgenommen.Bisjetztstehtfest ,dassessich
nichtumeinenSabotageakthandelnkann.DasErgebnisderUntersuchung
wirdnichtnurdemStadtsenat,sondernauchderbreitestenOeffentlichkeit
bekanntgegebenwerden.NachhergabStadtbaudirektorDr.IngenieurMusil,
derderBesprechungdieserFragebeigezogenwar,nocheinigeergänzendeAuskünfte .
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Das Wohnbauprogramm der Gemeinde Wien für 1930 .
In einer heute im Wiener Rathaus abgehaltenen Pressekonferenz sprach amts

führender Stadtrat Weber über das städtische Wohnbauprogramm für 1930 undüber
die staatliche Wohnbauförderungsaktion .Er führte folgendes aus :

Der Kampf gegen die Wohnungsnot ,den die Gemeinde seit Jahren führt ,istzugleich eines der wirksamsten Mittel im Kampfe gegen die Arbeitslosigkeit .Da¬
rum muss gerade jetzt ,wo die Arbeitslosigkeit zu einer furchtbaren sozialen
Krise der Allgemeinheit geworden ist ,die grösste Aufmerksamkeit der Gemeindever¬
waltung auf die Bautätigkeit gerichtet werden .Die Linien für unsere Arbeit
sind schon seit Jahren vongezeichnet .Bekanntlich hat der Gemeinderatin den Jah¬

ren 1923 und 1924 die Erbauung von 35 . 000Wohnungen sichergestellt .ImJahre
1927 hat der Gemeinderat beschlossen ,in den nächsten fünf Jahren bis 1932 wei¬
tere 30 . 000Wohnungen ,also in jedem Jahr . 000neue Wohnungen zu errichten .Im
Budget für das laufende Jahr sind zur Durchführung der dritten Baurate dieses
1927 beschlossenen Bauprogrammes 90 Millionen Schilling vorgesehen .Mit Rück¬

sicht auf die schwere Wirtschaftskrise ,deren Sympteme schon in denHerbstmona¬
ten leider ausserordentlich deutlich zu erkennen waren ,haben wir alles vorge¬
kehrt ,dass die Vorarbeiten für die Baurate für 1930 raschestens besorgt werden ,
damit beim Einsetzen halbwegs günstigen Bauwetters sofort mit den Bauarbeitenbegonnen werden könne .

Ueber diese Vorbereitungsarbeiten hinaus ,die sich erst für 1930 praktisch
auswirken können ,haben wir - die warme Witterung der Herbstmonate des abgelau¬
fenen Jahres ausnützend - noch im Spä therbst den Bau von 2213 neuen Wohnungen
auf fünf Baustellen in Angriff genommen ,so dass zu Beginn des heurigen Jahres. 2h1Wohnungen auf 72 Baustellen in Ausführung begriffen waren .

Die Fertigstellung der Pläne für den Bau von . 666Wohnungen ist schon
soweit fortgeschritten ,dass alle diese Bauten in der ersten Hälfte des Jahres
begonnen werden können ;die letzten tausend von den . 666Wohnungenwerdenim
Juni in Angriff genommen werden .

Aber diese ausserordentlich grossen Anstrengungen der Gemeinde können
angesichts des furchtbaren Notstandes nicht genügen . Der gesteigerten Arbeits¬
losigkeit muss auch eine gesteigerte Wohnbautätigkeit entgegengesetzt werden .
Dazu kommt ,dass der Wohnungsmangel trotz allen Bemühungen der Gemeinde noch
immer gross ist .Das Wohnungsamtder Gemeinde Wien hat im letzten Jahr . 428
wohnungssuchende Parteien untergebracht ,davon . 133 in Neubauwohnungen und

3 . 295 Parteien in Altwohnungen ,die durch Wohnungstausch zur Verfügung standen .
Trotzdem waren am Ende des abgelaufenen Jahres noch immer 15 . 346wohnungssuchen¬
de Parteien vorgemerkt ,Das Wohnungsamt kann eben nur die allerdringlichsten
Fälle in Vormerkung nehmen .Es muss berücksichtigt werden ,dass Jahr für Jahr
mindestens 16 . 000neue Haushalte gegründet werden ,von denen nach auf Jahrzehn¬

te zurückreichende Erfahrungen je 15 bis 50 von Hundert eine selbstständige
Wohnunganstreben .

Aus allen diesen Gründen hat der Gemeinderat am 20 .September des Vorjah¬
res den Beschluss gefasst ,von den Möglichkeiten ,die das neueWohnbauförderungs - ¬
gesetz bietet ,Gebrauch zu machen und in den nächsten Jahren ausser dem norma¬
len im Jahre 1927 beschlossenen Wohnbauprogramm ein Zusatzbauprogramm bis zu
10 . 000Wohnungendurchzuführen .Bedenkt man ,dass die staatliche Wohnbauförderungs

aktion für drei Jahre beabsichtigt ist und die Gemeinde Wien in dieser Zeit

bis zu 10 . 000Wohnungenausserhalb ihres normalenProgrammsbaut ,dannbedeutet
das ein Zusatzjahresprogramm von rund . 000Wohnungen oder eine Steigerung
der Bautätigkeit der Gemeinde um 50 Prozent .Da das normale Bauprogramm von

. 000Wohnungen im Jahr 90 Millionen Schilling kostet ,würde die 5Oprozentige
Steigerung bedeuten ,dass nun im Jahr in Wien 135 bis 1h0 Millionen Schilling
für Wohnbauten verwendet werden .Im vergangenen Jahr waren auf den Bauten der
Gemeinde Wien 12,000 bis 14 . 000Arbeiter unmittelbar beschäftigt ,ausser ihnen
noch die tausenden Arbeiter und Angestellten in den Baustoff -und anderen Zu¬
lieferungsbetrieben .Diese Zahl könnte verdoppelt werden .Um Ihnen nur ein sche¬

matisches Bild zu geben ,welche ungeheuren Materialwerte bei den Bauten umgesotz
werden ,will ich einige Zahlen anführen :

Zu tausend Wohnungen werden . 000 dreiteilige,2000 zweiteilige Fenster ,
1000 Eingangstüren ,2000 Zwischentüren ,2000 Nebenraumtüren und 10 . 000Quadratme
ter Fussbodenbeleg benötigt .Daraus ist zu ersehen ,welche Beschäftigung für
Sägewerkeund holzverarbeitende Betriebe geschaffen wird .Für tausendWohnungen
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brauchen wir ferner 13 . 330Kilogramm Bleirohre ,14 . 800MeterGasrohre,8 . 000
Meter Lembergerrohre ,. 000Armaturen und 910 Tonnen Betonrundeisen ,alse eine
sehr umfangreiche Beschäftigung für die metallverarbeitenden Gewerbe .Nun
noch ein paar andere Zahlen aus der Fülle der Materialien ,die für tausend
Wohnungen benötigt werden :12 ,000 . 000Millionen Stück Ziegel ,12 . 000Quadratme¬
ter Glas,9 . 200Tennen Zement ,. 700Tonnen Stückkalk ,950 Tonne n Gips und
1000 Tonnen Fassadenputz .Auch daraus ist zu erkennen ,wie die Beschäftigung
für tausende und tausende Arbeiter sowie für Dutzende von Unternehmungen ge¬
steigert würde,wenn die Gemeinde ausser ihrem normalen Bauprogrammnoch . 000zusätzliche Wohnungenim Jahr bauenkönnte .

Der Magistrat ist auch sofort darangegangen ,die Grundlagen für die In¬
anspruchnahme der Wohnbauförderung des Bundes zu schaffen .Neben der beschleu¬
nigten Vorarbeit für das normale Bauprogramm des Jahres 1930 haben wir bau¬
reife Projekte für das Zusatzbauprogramm ausgearbeitet . Wirhaben seit Monaten
18 baureife Projekte ,die . 710Wohnungen umfassen ,bei der Geschäftsstelle
für die Wohnbauförderung eingereicht .Wir werden darüber hinaus in den nächsten
Wochen weitere 14 baureife Projekte mit . 496Wohnungen überreichen .

Folgende Uebersicht gibt ein anschauliches Bild über die Bauprojekte ,
die zum Teil schon fertig sind ,zum Teil bis längstens Juli des laufenden Jah¬
res fertiggestellt sein werden .Von den Bauprojekten entfallen auf das normale
Programmin der Leopoldstadt Lll und auf das Zusatzprogramm ,das auf derstaat¬
lichen Wohnbauförderungsaktion fusst,355 Wohnungen ;auf der Landstrasse auf
das nermale 573 und auf das Zusatzpregramm 87 Wohnungen ;ih Margareten 1l0 ,in
Mariahilf 120 und auf dem Alsergrund 272 Wohnungen auf das normale Programm ;
in Faveriten . 287 Wohnungen auf das normale und . 182 Wohnungen auf das Zu - ¬
satzprogramm ;in Simmering auf das normale 129 und auf das Zusatzprogramm 800
Wohnungen ;in Meidling auf das normale 100 und 137 auf das Zusatzprogramm ;in
Hietzing 835 Wchnungen auf das normale und ebensoviele auf das Zusatzprogramm ;
in Rudolfsheim 106 Wohnungen auf das normale Programm ;in Fünfhaus 110 Wohnun¬

gen auf das normale und 170 auf das Zusatzprogramm ;in Ottakring 30 95 ,in Wäh- ¬
ring 24,in Döbling 102 und in der Brigittenau 893 Wohnungen auf das Normalpro¬
gramm ;in Florddsdorf entfallen 846 Wohnungen auf das normale und . 340Wohnunä
gen auf das Zusatzprogramm .

Die Projekte ,die seit Oktober bei der Geschäftsstelle liegen ,ohnebis¬
her erledigt worden zu sein,sind so ausgearbeitet ,dass wir wenige Tage nach
der Bewilligung mit den Arbeiten beginnen könnten .Beider hat die Verzögerung
in der Behandlung der Bauansuchen der Gemeinde bei der Geschäftsstelle und im
Bundesministeriumfür soziale Verwaltung den schönen Plan der Gemeinde ,noch im
Jänner mit voller Kraft die erweiterte Bautätigkeit in Angriff zu nehmen ,wenn
es das Wetter zulässt -und das Wetter liesse es zu -zunichte gemacht .Die kest - ¬

bare Zeit verstreicht ,indes die Arbeitslosigkeit von Woche zu Woche ,von
Menat zu Monat ins Ungemessene anschwillt .

Die Gemeinde hat ein Recht darauf ,dass ihre Ansuchen in einem rasche¬
ren Tempo als bisher behandelt werden ,da mindestens zwei Drittel der Zins¬
groschensteuer ,die die Grundlage der Wohnbauförderungsaktion ist ,von den Wiene
Mietern aufgebracht werden .

In den Diskussionen über die Frage ,ob die Gemeinde Wien der Bundes¬
wehnbauförderung teilhaftig werden soll oder nicht - Auseinandersetzungen ,die
zum Teil mit recht verwunderlichen Argumenten geführt worden sind - istauch
darauf hingewiesen worden ,dass eine Ausdehnung der Bautätigkeit der Gemeinde
noch stärkere Hemmnisse für die private Bautätigkeit in Wien zur Folge haben
würde ,zumal ja die Gemeinde die private Bautätigkeit zu hemmen ,wenn nicht
zu verhindern suche .Diese Behauptung ist völlig unrichtig .Ich werde nachwei¬
sen ,dass die Gemeinde Wien eine ausserordentlich grosse Zahl von tiefgrei¬
fenden Massnahmen zugunsten der privaten Bautätigkeit getroffen und ununter¬
brochen weiter trif k .

So habe ich erstens in der Gemeinderatssitzung vom 20 .Dezemberbereits
angekündigt ,dass die Gemeinde Baugelände zur Förderung der privaten Bautätig¬

keit zur Verfügung stellen wird .Tatsächlich sind auch bereits nicht weniger
als 202 . 941Quadratmeter Baugrund für baulustige Private und Genossenghaften
bereitgestellt . DieBauplätze befinden sich auf der Landstrasse ,in Simmering ,
in Meidling ,in Hietzing ,in Ottakring ,in Hernals ,in Währing ,in Döbling und in
Floridsdorf .Sie reichen für die Erbauung von . 300bis 2000 Wohnungen je nach
ihrer Grösse aus . DieGemeinde stellt diese Gründe im Baurecht für 80 Jahre
gegen einen mässigen Bodenzins zur Verfügung .Damit werden Private und Genos¬
senschaften ,die bauen wollen ,der in Wien sonst sehr schwer zu lösenden Sorge

um die Grundbeschaffung enthoben .Die Interessenten können sich schon jetzt
bei der Magistratsabteilung 15 um diese Gründe bewerben .

Zweitens wird die Gemeinde darüber hinaus in Floridsdorf ,wo sie über
gresse für Bauzwecke geeignete Gründe verfügt ,noch weitere Liegenschaften für
private oder gencssenschaftliche Bautätigkeit zur Verfügungstellen .
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DrittenswirdbeiallenBautenvonPrivatenoderGenossenschaften,diemitHilfe der Wohnbaufärderungdes Bundeserrichtet werden ,die GemeindeaufdieEntrichtung der sogenannten Anliegerbeiträge ( für Strassenbau und andere Auf¬

schliessungsarbeiten),die6 bis 10ProzentderBausummebetragen ,verzichten,waseine sehr wichtige Förderungder privaten Bautätigkeitbedeutet .
Viertenssindalle Neubautenfür die DauervonzwanzigJahrenvonderWohnbausteuerbefreit .Siesindalsoso gutwievollkommensteuerfrei .
Fünftenshat die Gemeindeschonbisherausserordentlichviel für denge-¬

nossenschaftlichen Siedlungsbau geleistet .Sie hat denSiedlungsgenossenschäften
bis zumJahre 1928 Darlehen in der Höhevon 36,763 . 000Schilling gewährtund
privatwirtschaftlichen ,genossenschaftlichen und gemeinnützigenSiedlungen
Gründe im Umfangvon 1,407 . 000Quadratmeter gegen äusserst niedrigen Bedenzins
im Baurecht zur Verfügunggestellt .Ausserdemwurdenin den Jahren 1926bis
1929an private Baulus tige zur Erbauungvon Einfamilienhäusern 24 . 600Quadrat¬
meterGrundzu dengünstigstenBedingungenimBaurechtzur Verfügunggestellt .Sechstens hat die GemeindeWiendie Heimbauhilfegefördert und derSied¬lung amWasserturm17 . 000QuadratmeterGrundund 3,706 . 500Schilling zumBauvon 190 Einfamilienhäusern zur Verfügung gestellt .Die Darlehen sind besonders
günstig : siesind in 15 Jahren gegen vierprozentige Verzinsung abzuzahlen .Diese

Aktion wir heuer nicht unbeträchtlich erweitert .Die Gemeindewird zurErrichtungder sogenannten „Werkbundsiedlung " - eineErweiterung der Siedlung AmWasserturm- ¬einen Betrag von anderthalb bis zwei Millionen Schilling und das hiezu erfor¬

derliche Gelände zur Verfügung stellen .Diese Siedlung wird von der Gemein¬
wirtschaftlichen Siedlungs -und Baustoffe Anstalt ( Gesiba )ausgeführt .Die Objek¬

te der Werkbundsiedlungsollen im Baurechtbis zumJahre 2000vergebenwerden .
Siebenstens hat die Hypothekenabteilung der Zentralsparkasse der Gemeinde

Wienalle Ansuchen ,die von Privaten auf GrunddesWohnbauförderungsgesetzes
üherreichtwordensind ,genehmigt .DieZentralsparkassewirdauchfürderhindasgrösste Entgegenkommen zeigen .

Achtens darf nicht unerwähnt bleiben ,dass bei Demolierungenanlässlich
ven Neubauten ,die auf Grundder staatlichen Wohnbauförderungdurchgeführtwer¬
den ,die Gemeindees auf sich nimmt ,die Parteien ,die wohnungsloswerden ,unter¬zubringen .

Ich habe eine kurze Uebersicht über jene Massnahmengegeben ,die dieGe¬meinde zur Förderung der privaten Wohnbautätigkeit getroffen hat und trifft .
Ich glaube mit Recht sagen zu können ,dass kein anderes Bundesland ,keine an¬

dere Gemeindein den letzten Jhren für die Förderungder privatenWohnban-¬tätigkeit soviel getan hat wie die GemeindeWien .
Es muss nachdrücklichtt festgestellt werden ,dass der Wohnungsbauder Ge¬

meinde ungleich rationeller und billiger ist als die Wohnbauten ,die mit Hilfe
der Wehnbauförderung errichtet werden sollen .Auf Grund der den Mitgliedern des
KuratoriumsübergebenenVerzeichnisse der eingelangten Gesuchekann manfest¬
stellen ,dass fast alle Bauvorhaben wesentlich kostspieliger sind als die derGemeinde .Aus Wienliegen Gesuche für 159 Wohnungenmit einemGesamterfordernis
von ' 2Millionen Schilling - dieProjekte der Gemeindenicht mitgerechnet - vor .
Dasergibt für die Wohnungein durchschnittliches Erfordernis von15. 283
Schilling ,währendsich bei den von der GemeindeeingereichtenProjektenfür
die WohnungDurchschnittskosten von 16 . 784Schilling ergeben .Das bedeutet ,dass
für den Betrag ,mit dembeimprivaten Wchnungsbauauf GrundderWohnbauförderungdas Wohnbedürfniseiner Familie befriedigt werden soll,bei der Gemeindedas
Wohnbedürfnis von fast drei Familien befriedigt wird .

Für Steiermark ergibt sich auf Grundder vorliegenden Gesuchefür 67Woh¬
nungen mit 212 Millionen Schilling Baukosten ein Durchschnitt von 34 . 058Schil¬
ling für die Wohnung .In den anderen Bundesländernist es nicht viel besser ,

so dass sich für das gesamte Bundesgebiet nach den vorliegenden Gesuchen Hurch¬
schnittskosten ven 27 . 171Schilling für die Wohnungergeben ,also ungleichmehr ,

als bei den Bauten ,die die Gemeinde Wien mit Hilfe der staatlichen Wohnbau¬

förderungprojektiert ,EskannunmöglichdasZiel der WohnbauförderungdesBun¬
des sein ,Luxuswehnbedürfnissezu berücksichtigenundden BauvonVolkswohnun¬
gen gröblich zu vernachlässigen ,Ich glaube darum ,dass die Gemeindeangesichts
der furchtbaren Arbeitslosigkeit mit Rechtfordern kann ,dass die seit Mcnaten
in der Geschäftsstelle ruhenden Gesuche raschestens erledigt werden .Dasliegt
in gleicher Weise im Interesse der Wohnungslosen ,der Arbeitslosenzwie der ge¬
samten Volkswirtschaft ,

Su -EsaahtungtAufdemerstonBogenlat im5 ,AbautsnachdemSatstfrotadenwaren am Ende des abgelaufenen Jahres noch immer 15 . 316wohnungssuchendePar¬
teien vorgemerkt "der Satz eingeschaltet :DieZahlder Wohnungssuchendenistaber begreiflicherweise weit grösser .
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DerVerfassungsgerichtshofüberdie Nahrungs -oderGenussmittelabgabe .Beim
Verfassungsgerichtshof fand heute die Verhandlungbetreffend dieUeberprüfung
des Wiener Nahrungs -oder Genussmittelabgabegesetzes statt .Nach einer länge¬
ren Beratung hat Präsident Vittorelli das Erkenntnis verkündet .Der Absatz1
des Paragraph 1 des Gesetzes über die Nahrungs -oder Genussmittelabgabewird
wegenVerfassungswidrigkeit aufgehoben ,weil die dort festgesetzten Merkmale
für die Abgabepflichtderart sind ,dass die Gleichartigkeit der Abgabemit
der Warenumsatzsteuer gegeben ist . DerVerfassungsgerichtshef hat gleichzei¬

tig erkannt ,dass der Absatz1 des Paragraph1 des Gesetzesnochbis zum31 .in seiner derzeitigen Fassung
Dezember 1930/in Kraft zu bleiben und dass nach diesem Termin der Absatz 1des

Paragraph 1 des Gesetzes in der Fassungzu gelten habe ,die er vor der Novelle

vom17 .Juli 1925hatte . Dasbedeutet ,dass bis zum31 .Dezember1930dieNah¬
rungs -oder Genussmittelabgabe wie bisher eingehoben und dass sie auch nach

diesem Termin eingehoben wird ,aber nicht nach dem Ahsatz 1 des Paragraph 1

der Novelle von 1925,sondern nach der alten Fassung des Absatzes 1( Gesetz
vom 21 .April 1922 ) ,das heisst ,nicht mehr einzelne im Gesetz angeführte Merk¬

male werden die Einreihung begründen ,sondern wie vor der Novellierung von

1925die Eigers chaft eines Luxusbetriebes ,die nachden KreisenderKundschaft,
der Ausstattung ,der bevorzugten Lagedes Lokales oder demgebotenenKomfort
im Vergleich mit Unternehmungen der gleichen Betriebsart beurteilt wird .Zu

bemerken ist ,dass sich das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nur auf Ab¬

satz 1 desParagaaph1 desAbgabegesetzesbezieht ,nicht aberauf Absatz2,al¬
so nicht auf jene Betriebe ,die schon kraft Gesetzes und nicht erst durchin¬
dividuelle Einreihung abgabepflichtig sind .Dies sind alle Nachtlokale ,Bars ,

Kabaretts ,Varietess ,Konzertcafees ,Konzertrestaurants ,Heurigen - undBuschen¬
schänken ,Liqueur - undFrühstückstuben ,ferner alle Betriebe für jene Nahrungs¬

oderGenussmittel ,die anlässlich der der LustbarkeitsaßgabeunterliegendenVer
anstaltungen verabfolgt werden .Ebensowenig bezieht sich das Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes auf alle übrigen Bestimmungen des Gesetzes .

Kein Feuer in einem städtischen Erholungsheim .In einem Abendblatt wirdheute
über einen Brand im stadtischen Erholungsheim Schless Bellevue berichtet .Dazu
wird festgestellt ,dass das Schloss Bellevue wohl städtisches Eigentum ist ,
dort aber ein privates Heim für knochentuberkulose Kinder untergebracht ist .
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- - - - ¬
Die neue Wiener Bauordnung .Die Bundesregierung hat am letzten Tag der ihr

zur Verfügungstehenden Frist gegen die WienerBauordnungEinsprucherhe¬
ben . DerEanspruch wird damit begründet ,dass der Gemeinderat die Flächenwid¬
mungund die Bebauungspläne ohne Rekurs festsetzen und abändern könne und die

Flächenwidmungspläneweder Rechte noch Verpflichtungen begründen .Dadurchwer¬
de - nachAnsicht der Regierung -den Hypothekarkrediten auf solche Realitäten ,

hinsichtlich deren etwa eine Widmungsänderungstattfinden sollte ,dieGrund- ¬
lage entzogen .Als weiterer Einsp ruchsgrund wird angeführt ,dass auchöffent¬

lichen ZweckendienendeGebäudedes Bundes ,die etwaauf Grünlandflächener¬
richtet werdensellen ,nur nachentsprechenderAbänderungdesBebauungsplanes ,
also nur mit Zustimmung des Gemeinderates ,errichtet werden könnten ,wodurch
der Bund in der Erfüllung seiner Aufgaben beeinträchtigt werden könnte ,Der

WienerLandtagwird demnächsteinberufen .Es wird der Antrag gestellt werden ,
den Gesetzesbeschluss unverändert zu wiederholen ,wonach das Gesetz verfas¬

sungsgemässehneweiteresverlautbartwerdenkann.
- - - - ¬

Ausgestaltungder elektrischen Strassenbeleuchtung .In den nächstenTagenwird
dieneuhergestellteelektrischeStrassenbeleuchtungin MeidlingaufdemVerbin¬
dungswegzwischender Untermeidlingerstrasseundder Längenfeldgasse ,inHernals
in der Frauengasse,Spitzackergasse und auf den Seitenfahrbahnen der Hernal¬
serhauptstrasse in Betriebgesetzt .

. . - - ¬
Abgabenberufungskemmission .Das heute erschienene Landesgeset zblatt für Wien

vem 20 .Jänner 1930 verlautbart das vom Wiener Landtag am 20 .Dezember 1929

beschlosseneGesetzbetreffend die Abgabenberufungskommission .Weiterwerden
die in den Wiener öffentlichen Heil - undPflegeanstalten am 1 .Jänner 1930 gel¬
tenden Verpflegsgebühren kundgemacht .
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Professor Dr .Josef Redlich - Bürgerder Stadt Wien . DerGemeinderatsausschussfür
allgemeine Verwaltungsangelegenheiten hat gestern einmütig beschlossen ,denWie¬
ner GelehrtenProfessorDr .Josef Redlichin Würdigungseiner Verdiensteumdie
Wissenschaftund im besonderenumdie KommunalwirtschaftzumBürgerderStadt

Wien zu ernennen .Professor Redlich wurde 1869 in Wien geboren ,steht also im

61 .Lebensjahr .Er warbekanntlichimKabinettLammaschdes altenOesterreich
Finanzminister .Ausder langenReiheseiner Arbeitenseien insbesondereseine
grundlegendenWerke„EnglischeLokalverwaltung",„RechtundTechnikdeseng¬
lischen Parlamentarismus "„ Dasösterreichische Staats - undReichsproblem "Oes¬
terreichischeRegierungundVerwaltungimWeltkrieg "und„ DasWesenderös- ¬
terreichischenKommunalverwaltung"hervorgehoben. Seit1926ist ProfessorRed¬
lich demehrenvollenRufeder UniversitätHarvardin Cambridge ,Mass .. . A.
gefolgt ,woer noch wirkt ,chne jedoch seinen Wohnsitzoder seineVerbindung
mit Wienaufgegebenzu haben .SeineErnennungzumBürgerder Stadt Wienwirdin
der amFreitag stattfindendenGemeinderatssitzungzur Verhandlungkommen.

NeueWienerStrassennamen . DerGemeinderatsausschussfür allgemeineVerwaltungs-¬

angelegenheitenhat amMittwocheinige bisher unbenannteStrassen nachbedeu¬
tendenMännernbenannt. Scerhältdie in derVerlängerungderBerghaidengasse
inHietzingnachNordenverlaufendeGassedenNamen"Himmelbaurgasse". Dr.Isi¬
der Himmelbaur ,1858 - 1919 ,war Direktor der Universitätsbibliothek und hat sich

umdasWienerValksbildungswesenverdientgemacht .Derdie Himmelbaurgassemit
der Hofwiesengasseverbindende Verkehrswegwurde Hirschfeldweg"benannt. Dr.
RobertHirschfeld ,1858- 1914,warderBegründerderWienervolkstümlichenSym¬
phoniekonzerte . Derbisher umbenannteWegzwischender Hetzendorferstrasseund
der Hofwiesengasseerhält den Namen"Fürthweg ". Dr. RobertFürth ,1863- 1911,hat
sich umden Wiener Volksbildungsverein und als hervorragender Sczialpolitiker

verdientgemacht.VanderGhelengasseinHietzingführteinWegzumFaniteum.
Er erhält nachdemLandschaftsmalerAntonHansch ,1813- 1876,denNamen"Hansch¬
weg" . DievonderSteinböckengasseabzweigendeundimBogenwiederzurückkehre

1de Gassewurde"Henckellgassebenannt .KarlHenckell ,1864- 1929,wareinArbei¬
terdichter .In Heiligenstadt warbisher der grosse Platz ,den der " KarlMarx¬
Hof "einschliesst ,noch nicht benannt .Er erhielt nach dem Begründer des wis¬
senschaftlichenSozialismusebenfalls denNamen" KarlMarxplatz!
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StrassenbahndirekterSpänglertritt in denRuhestand.SchonvormehralsJahres.
fristhatderDirektorderstädtischenStrassenbahnenIngenieurLudwigSpängler
dieAbsichtbekundet,nachseinerlangjährigenDienstzeitindendauerndenRuhe-¬
stand zu treten .Die Gemeindeverwaltungersuchte ihn damals ,nochso langeauf

seinemPostenzuverbleiben,bisdiebeiderStrassenbahnnotwendiggewordenen
Refermen,insbesonderejeneimFahrbetrieb ,weitervorgeschrittensind .DieseRe¬
formensindnunmehrin denGrundzügenerledigtundDirektorSpänglerhatsein
ErsuchenumEnthebungvonderLeitungdesUnternehmenswiederholt.DerBürger¬
meisterhatseinPensionsgesuchentgegengenommenundeswirdnunmehrimStadt¬
senat der entsprechendeAntraggestellt werden .Mit der WeiterführungdesUnter¬
nehmenswerdenferaussichtlichdiebisherigenMitarbeiterSpänglersbetraut

werden .
. .

GemeindewacheundChristkindlmarkt. Wieschonmitgeteilt,hateinigeTagevor
Weihnachtenein plötzlicheinsetzenderSturmdenHolzständendesChristkindi¬
marktesaufdemNeubaugürtelziemlichenSchadenzugefügt .DasUnglückwärefür
die Budenbesitzer noch grösser geworden ,hätte nicht sofort dieGemeindewache
helfendeingegriffen .DieGenossenschaftderMarktfahrerhat voreinigenTagen
an das Kommandoder WienerGemeindewacheein Schreiben gerichtet ,worin sie für
dieseaufopferungsvolleHilfedenwärmstenDankausspricht .

- . - -

Ein neuer städtischer Wehnhausbauin der ' Briengasse . DerGemeinderatsausschuss
für Wohnungswesenhat amDienstagdenEntwurfderMagistratsabteilung22für
einenstädtischenNeubauin Floridsdorfin der ' Briengassegenehmigt .DerBau
grundist 1157Quadratmetergross,eswerdenabernur539Quadratmeterverbaut.
AufdemübrigenGeländewirdein gärtnerischausgestalteter Hofangelegt .Der
Neubau,derdreigeschossigaufgeführtwird ,wirddreissigWohnungenenthalten,
dievondreiStiegenhäusernzugänglichseinwerden.

WohnungundStädtebau :In derAusstellungWohnungundStädtebau ,. ,Parkring12 ,
spricht übermorgenSenntagum11 Uhrvormittags Dr .Else Hofmannüber"Künst-¬

lerischeEntwicklungdesWienerStadtbildesseit 1848". Eintrittfrei .
31 . - - -
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WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom24 .Jänner1930

BürgermeisterSeitzeröffnetum17UhrdieSitzung .Zunächstwirdohne
DebatteeineReihevonAnträgenangenommen.DerVereinAkademikerhilfeerhält
eineSubventionvon3500Schilling . DerOrtsbildungsratNasswaldwirdmit1o0
Schillingsubventioniert .DasErgebnisderUnfallssfürsorgederGemeindeWien
imJahre1928wirdzurKenntnisgenommen.SchliesslichwerdenAbänderungendes
Generalregulierungs-undGeneralbaulinienplanessowieBaulinienbestimmungenge¬nehmigt .

DemGemeinderatliegenzweiDringlichkeitsanträgevor .
ImDringlichkeitsantmagKunschakwirdausgeführt:InwiederholtenReden,

sowohlimLandtagalsauchimGemeinderathabenVertreterderMinderheitauf
denUmstandverwiesen,dassdieNahrungs-undGenussmittelabgabewederdenBe-¬
stimmungenderBundesfinanzverfassungnocheinerwohlbegründetenRücksichtnahme
aufdieBedürfnissederWirtschaftentspricht .AusdengleichenGründenhaben
sieimmerwiederAnträgegestelltmitdemZieße ,derBesestigungderNahrungs-¬
undGenussmittelabgabeederdochderenBeschränkungaufjeneBetriebezuerzie-¬
len ,dieeinemwirklichenLuxusdienen. SowohlderHerrFinanzreferentalsauch
dieMehrheitdesGemeinderateshabensichüberunsereDarlegungenebensowie
überunsereAnträgehinweggesetztundsichlediglichveranlasstgefühlt ,ganz
undgarunzulänglicheErmässigungendesSteuersatzesvorzunehmen.Nunistdurch
einErkenntnisdesVerfassungsgerichtshofesdervonderMinderheitdesGemeinde
rateseingenommeneStandpunktgegenüberderNhrungs-undGenussmittelabgabe
ingeradezufeierlicherWeisebestätigtworden.

DiesesErkenntnisdesVerfassungsgerichtshofesschaffteinevölligneue
Sachlage,bietetaberkeinesfallseinebefriedigendeLösung. DasGesetzüberdie
Nahrungs-undG,nussmittelabgabeerscheintdurchdenSpruchdesVerfassungsge¬
richtshofesineinemseinerwesentlichstenPunkteaufgehoben,nichtsdestoweni¬

gersollenaberselbstdiealsverfassungswidrigerkanntenBestimmungennoch
biszum31 .Dezember193cfortwirken.EinsolcherZustandist unerträglichund
widersprichtdemRechtsempfindenderbreitenBevölkerungsschichten .Eswind
niemandgelingen,dafürVerständniszuerwecken,dassSteuerleistungengetragen
werdensollenundmüssen,obwohldiesendieverfassungsmässigeGrundlageund
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Rechtfertigung mangelt .Diesen ganz und gar unhaltbaren Zustand in eine ,dem
Rechtsempfinden des Volkes entsprechende Ordnung zu bringen ist unerlässliche

und unaufschiebbare Pflicht des Wiener G,meinderates .Er kann dieser Pflicht ent¬
sprechen ,indemer im Hinblick auf das Erkenntnis derVerfassungsgerichtshofes ,
wonach die Verfassungswidrigkeit des ersten Absatzes des Artikel I des Gesetzes

vom 17 .Juli 1925 ausgesprochen wird ,verfügt ,dass von der Vorschreibung und Ein - ¬

hebungderNahrungs-undGenussmittelabgabeabzuschensei ;derGemeinderatkann
eine solche Verfügung umsoleichter treffen ,als der dadurch entspehendeAusfall
an Einnahmendie Gemeindefinanzen keinesfalls in Unordnungzu bringen oderauch
nur Schwierigkeiten in der finanziellen Gabarung der Gemeindehervorzurufen ver¬

mag .

Es wird daher der dringliche Antraggestellt :
Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe II wird beauftragt ,demGe¬

meinderat als Landtagden Entwurfeines Gesetzes vorzulegen ,wonachmit 1 .April
1930 das Gesetz vom 1 .August 1920,betreffend die Nahrungs -oder Genussnittel - ¬

sbgabe ,in der Fassung der Gesetze vom 21 .April 1922 und vom 17 .Juli 1925 ,

ausser Wirksamkeit gesetzt wird .

DerzweiteDringlichkeitsahtnagwurdevonGemeinderatDr .Hengleingebracht
Erlautet :

Das Gesetz über die Bodenwertabgabe von unverbautem Grund hat schonbei
der Bgratung im Wiener Landtag auf Seite der Minderheit die schwersten Bedenken

und bei allen interessierten Kreisen eine diefgehende Beunruhigungausgelöst .
Diese Beunruhigung verschärfte sich geradezu zu einer Bestürzung ,als die Durch¬

führungsverordnung der Wiener Landesregierung zu diesem Gesetz verlautbart wur¬

de . Estritt immer deutlicher zu Tage ,dass das Gesetz ohne jede Rücksichtnahme

auf die Volkswirtschaft beschlossen wurde und dass es zahlreiche Unbilligkei¬

ten ,Ungerechtigkeiten und schwere Schädigungen des Wirtschaftlebens beinhalte .
Es sei nur unter anderemdarauf verwiesen ,dass die Eigentümervonhundert - ¬
tausenden Quadratmetern Grundes ,der mit dem Bauverbot belegt ist ,zur Entrichtung

dieser Abgabe herangezogen werden sollen ,dass von den kleinsten Hausgärten die
Steuer entrichtet werden soll und dass bei Festsetzung der Grundflächen ,die

zum Teil von der Abgabe befreit sind,schwere Unterlassungen unterlaufen sind .

Dazu kommennoch bei den ddrzeitigen ungeordneten Verhältnissen auf demGrund¬

stückmarkt die grossen Schwierigkeiten der Selbsteinschätzung . Schondie kurze
Zeit seit dem Inkrafttreten des Gesetzes hat gezeigt ,dass dasselbe in seiner

jetzigen Gestalt undurchführbar und mit den schwersten Gefahren für die Volks
wirtschaft vorbunden ist . Solbst die mit der Durchführung des Gesetzes betraut
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magistratischenOrganesindvondenAuswirkungendesselbonüberraschtundsehen
sichdengrösstenSchwierigkeitenbeiAnwendungdesselbengegenübergestellt.

Es wird daherbeantragt :

DeramtsführendeStadtratderVerwaltungsgruppeII wirdbeauftragt,demGe-¬
meinderatals LandtagumgehendeineGesetzesvorlagebetreffenddieAbänderung
desGesetzesvom1 .Oktober1929überdieBodenwertabgabevonunverbautemGrund
vorzulegen,diedengegendasGesetzgeäussertenBedenkenin demin derkurzen
Zeitseit seinemInkrafttretenentstandenenSchwierigkeitenfürseineDurch¬
führungvoll Rechnungträgt .

St. .SpeiserreferiertüberdieAenderungderSatzungenderKrankenfürsorge-¬
anstalt der Angestellten und Bediensteten der GemeindeWien .

GR.Gschladt( . . )betont,dieSanierungderKrankenfürsorgeanstaltseinicht
erstjetztundnichtinfolgederimReferatangeführtenGründe,wegenSteige-¬
rungderAertze ;derMedikamentenkostenundderKostenderHeilbehandlungnot¬
wendiggeworden,sonderndieseSanierungsei längstfällig gewesen .Vorallem
wares die furchtbareWinexaffäre,die jeneSchmutzwelleaufgeworfenhat,welche
auchdie Krankenfürsorgeanstaltgetroffenhat .WennmanzumBeispielbedenkt,
dassderWällischhofvonderAnstaltumfünfeinhalbMilliardenerworbenwur¬
de ,währendvorherSchätzungendiesesObjektesaufzweieinhalbMilliardenvor¬
gelegenwaren ,maismanzuderVermutungkommen,dasshierGefälligkeitenauf
KostenderKrankenfürsorgeanstaltgetätigtwordensind .DieAnstaltwurdeineine
verhängnisvelleSchuldenwirtschafthineingetrieben.AuchdiePersonalpolitik,das
manzumBeispeildemHerrnPetersilkazuliebedenAngestelltenderKrankenfür.
sorgeanstalteinefamoseDienstordnungerstellt hat ,hatzudenDefizitenbei-¬
getragen .Wir gönnen den Angestellten diese Besserstellung aber es ist merk¬

nichtwürdig ,dass der PersonalreferentauchdenGemeindeangestelltendieseBes- ¬
serstellung verschafft .GR. Gschladtweist daraufhin ,dass derRochnungsabschlussder Anstalt

/für dasJahr1928einDefizitvonüber235. 000Schillingaufweist ,dassfür
dasJahr1929einsolchesvon373. 000Schillingangegebenwurdeunddassvor-¬
anschlagsgemässdasDefizitfürdasJahr1930sichaufüber287. 000Schilling
beläuft .AufdemReservefondlastenSchuldenvonfast zweiMillionenSchilling.
DerRodnerwendetsichinsbesondereauchdagegen,dassüberdiezutreffenden
SanierungsmasnahmennurmitdersozialdemokratischenAngestelltenorganisa¬
tionverhandeltwurde ,wasschonalleindieseSanierungsmaasnahmenverdächtig
machenmüsse. DievondenChristlichsozialenwiederholtgestelltenForderungen
wurdenauchbei diesemAnlassnicht berücksichtigt . GR. Gshladt besprichtsode
die einzelnen vorgeschlagenenAenderungenundwendetsich insbesonderegegen
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die Aenderungdes Punktes1 des Absatzesb des § 2 ,die er als einenbelei - ¬
digenden Angriff auf die ganze Einrichtung der Ehe bezeichnet .Nachdieser Be¬
stimmungwirdder schuldlosenEhefnau ,die vonihremMannböswilligverlassen
wird ,nur eine Galgenfrist von 8 Monatenbewilligt und ihr dann jeder weitere
Anspruchgestrichen .Er beantragt die vorgeschlagene Aenderungnichtaufzunch¬

- ne
men . DerRedneräussert auch schwereBedenkengegendievorgeschlage/Aenderung
des § 6 wonachdie Bestimmunggestrichen werdensoll ,dass dieKostenbeteilf -¬
gungsgebührauf die Dienstnehmerbeiträgeanzurechnensei,was zur Folgehabe ,

dass nun die Dienstnchmer auch diese Kostenbeiträge werden zu leisten haben .

Er beantragt die Bestimmungwenigstens so zu ändern ,dass diese Beiträge auf

die Dienstnehmerbeiträge angerechnet werden können ,indem er darauf hinweist ,
dass die Dienstnchmer ohnchin insgesamt um 1lo . 000Schilling mehr anBeiträgen

für die Anstalt zahlen als der Dienstgeber . Bedenklichsind auch die Massnahmen
hinsichtlichderAenderungenderBestimmungüberdieSicherstellungderLeistun¬
gen der Anstalt .Obwohlder Redervefond das Rückgrat der Anstalt ist ,sollen die

Rücklagen an den Reservefond nur zwei Pozent betragen .Das ist ein Rückgangvon

350. 000Schillingauf119. 000Schilling .DieseMassnahmensindsobedenklich,das :
wir diese Sanierung der Anstalt nicht mitmachen können .Wir müssen die Verantwor

tungIhnenüberlassenundlehnendaherdie Vorlageab .( Beifallbei derMinderhe
GR. Stöger( . . )erklärt ,dassdieVorlagenichtsanderesbedeutealsden

AbbaudersozialenErrungenschaften. DerneuerlichenBelastungderMitglieder
stehtkeineÄquivalenteLeistungdesDienstgebersgegenüber,obwohldieAnstalt
seinerzeit auf der Grundlagegleicher Rechte und gleicher Pflichten beschlossen

wurde . Währendim Frieden in drei Jahren vonder Gemeindean das Personal815
MilliardenanAushilfengegebenwurden,habendieAngestelltenjetzt indrei
JahrenüberLoMilliardenanZinsenlastaufbringenmüssen.DieAnstaltwarvorsind

demWinexskandalaktiv ;damals 4o Milliarden gestohlen worden .Der Rednerbe¬
spricht sodann den Ankauf des Wällischhof ,der der Anstalt 5 Milliarden gekestet
hat .Anlässlich der Einführung der Drucksortengebühr hat die Gemeindeihren

Beitrag um ein Zehntel Prozent auf ' lBrozent erhöht .Demjedoch steht die Leis

tungder Mitgliederschaftgegenüber ,die ' 3ProzentunddieDrucksortengebühr
tragen muss . Diese Drucksortengebühr hat von 1926 bis 1929 weit über eine Mil¬

lionSchillingeingetragen. Esist höchsteZeit ,dieAnstalteinmalaufeine
gesetzliche Grundlagezu stellen .Sie sind dagegen ,weil danndenPflichtender
Mitglieder auch Rechte gegenüberstehen .GR . Stöger beantragt schliesslich ,die

Krankenfürsorgeanstalt auf gesetzliche Grundlagen zu stellen .DieVerhandlunge

überdie neuenSatzungensind mitallen Gewerkschaftenzu führen . DerVorstar
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der Anstalt ist durchgeheimeUrwahlaller AngestelltehundBedienstetennach
demVerhältniswahlrecht zu bilden .( Beifall bei derMinderheit ) .

In seinem Schlusswort erklärt der Referent ,dass die Anstalt durchdiese
Verlageauf eine gesicherte Grundbasisgestellt werdensoll . Dasliegt imglei¬
chen Interesse sowohlder GemeindeWienals auch der Angestellten .Mit demDefi¬
zit der Anstalt hat die Winexaffäre nicht das geringste zu tun .Auch die Gemein¬

de hat damitnicht das geringstezu tun gehabt .Mitder ErwerbungdesWällisch-¬
hof hat die Anstalt sicher einen guten Kauf gemacht .Auchdieser Kauf hat mit
demDefizit nichts zu tun ,da die Anstalt das Defizit aus denselben Gründenhat ,
wie alle gleichen übrigen Anstalten ,Zweckder Vorlage ist es ,die Entnahmevon

Geldernaus demReservefondnunmehrvollständig zu vermeidenund die Anstaltin
die erwünschte Ordnung zu bringen .Die Erhöhung ,die die Mitglieder tragen sol¬
len ,machtnicht viel aus .Sie beträgt bei einemMonatsgehaltvon 1000Schilling
1 Schilling und bei einem Durchschnittsgehalt von hoo Schilling hoGroschen .

( Beifall ) .
Die Vorlage wird genehmigt .Die Anträge des GR. Gschladt abgelehnt undder

ResolutionsantragStöger der geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen.
GR. Brocztnerberichtet über die Gewährungeiner Subventionvon600Schil¬

ling an die Hietzinger Freiwillige Rettungsgeselschaft .

GR,Panosch( . . )bemerkt ,bei dieser ersten Gelegenheit ,die sich indie¬
semJahre bietet ,umüber ein Subventionsansuchenzu sprechenbringe er dieal¬
te Forderung seiner Partei vor ,es möge eine Liste aller Subventionsansuchen

vorgelegt undberichtet werden ,wie die einzelnen Ansuchenerledigt wurden .Das
einer so gar nicht weitgehenden Forderung der Opposition nicht einn

entsprochen zeigt von bösen Willen . DieMehrheit wird sich daran gewöhnenmüs¬
sen berechtigten Wünschender Minderheit und so auch diesem zu entsprechen ;( Be
fall bei der . . )

GR. Broczynerverweistdemgegenüberdarauf ,dassderGemeinderatmitjede
Subventionsansuchen ,das positiv erledigt wird ,befasst wir d,während beimBund
über die Subventionenüberhauptnicht berichtetwird .

DerAntragwirdangenommen .
GR. Eisinger berichtet über das Ergebnis der Unfallfürsorge im Jahre 1928

Die Unfallfürsorge erstreckte sich am Ende des Berichtsjahres auf 32 . 001Be- ¬

dienstete ,gegenüber 31 . 877im Jahre 1927 . . Derhöhere Stand ist hauptsächlich
auf Neueinøstellungen bei den städtischen Strassenbahnen zurückzuführen ,Ins

gesamt ereigneten sich 3357 Unfälle gegenüber3261 im Jahre 1927 und zwaret
klärt sich die gegenüber der Zahl der entschädigten Unfälle verhältnismässi
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grosseZahlder zur AnzeigegebrachtenUnfälledaraus ,dass sämtlichestädtische
Bedienstete ,so insbesonderedie der städtischenUnternehmungendenAuftragha¬
ben ,jede undzwarselbst die geringste Verletzungder Betriebsleitungzumel- ¬
den . DieUnfallshäufigkeit bei der Gemeinde Wien beträgt 10 ' 5Prozent gegenüber
13126Prozent bei den niderösterreichischen Versicherungsanstalt .Unfällewelche
zur Zuerkennungeiner Renteführtenereignetensich 228gegenüber238imJahre
1927. TödlichenAusgangnahmen9 Unfälle gegenüber8 im Jahre 1927 . Wegendieser

Asscendentenrentetötlichen Unfällewurden7 Witwen ,10 Kinderundeine zuer - ¬
kannt .Ende 1928 verblieben 770 Rentner .Im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich

ein MehrerfordernisvonSchilling 84 . 308wassich darauserklärt ,dass dieGe¬
meindeWiendie Anpassungan die 17 .Unfallversicherungsnovelle vollziehenmuss¬Auch ist

te 3 eine Zunahme des Rentnerstandes infolge einer Erhöhung

desbefürsorgtenPersonalsbegründet« . DergesamteAufwandfürdieUnfall¬
fürsorge belief sich im . hre1928auf513. 238.

GR . Haider ( E,L . )bemängelt das Referat als zu wenig ausführlich und be - ¬

streitet gegenüberdemReferenten,dass die GemeindeWienalle ihreVerpflich -¬
tungenauf demGebieteder Unfallsfürsorge erfüllt habe .Trotz dertechnischen
Ausgestaltung der Betriebseinrichtungen in den diversen Unternehmungen warim

Jahre 1928eine ganz bedeutendeZunahmeder Betriebsunfälle gegenüberdemJahre
1927zuverzeichnen,währendin anderenStaaten ,zumBeispielinDeutschland
die Unfällein denataatlichenBetriebenganzbedeutendzurückgeangensind .Nur
dasBrauhausunddieElektrizitätswerkehabenwenigerUnfälleals imVorjahr,
imGaswerkist eineVermehrungder Unfälleeingetretenundsogara ' beider
städtischen Leichenbestattung ,bei der Strassenbahn gibt es gar um 200 Betriebs

unfälle mehr .Diese Zunahme und auch die Steigerung der Zahl der Unfälle mit

tötlichemAusgangzeigt ,dasses die Gemeindeverwaltunganderentsprechenden
Vorsicht undFürsorgefür die Gemeindeangestelltenfehlen lässt unddarumist
die Gemeindeverwaltungdie wirklich Schuldige an der VermehrungderBetriebsun¬
fülle . Dassin einemJ,hr mfast 100 . 000Schilling mehran Unfallsrentenausbe¬
zahlt werden mussten ,spricht Bände . DieSozialdemokraten ,die so oft anderen

vorwerfen ,dass sie es an sozialem Verständnis für die Arbeiter und Angestellte
fehlen lassen ,sollten vor allemvor der eigenenTürekehren( LebhafterBeifall
und Händeklatschen bei der . . )

GR. Eisinger bestreitet die Behauptung des Vorredners ,dass die Unfallha
keit aufdie mangelndeFürsorgederGemeindezurückgehe.EineSteigerungderUr
fallshäufigkeitzeigtsichnichtblossin Wien,sondernbeiallenUnfallver¬
sicherunsanstalten unddie Unfallshäufigkeit ist in Wiengünstiger als inde
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alsinanderenAnstalten.VoneinerungeheurlichenStigerungderSahlder
UnfällekannkeineRedesein .Sotraurigauchjeder-uwachsanUnfällenist ,muss
dochfestgestellt werden ,dassimganzenum69mfällemehrwaren . Esist
auchnichtrichtig ,dassnurbeimBrauhausungbeimElektrizitätswerkdieUn¬
fällesichverminderthaben ,daswarauchbi einerganzenReiheanderenBe¬
triebederFall .Uebrigenskommtes nichtuf dieZ,hlderUnfällesondern
auf die SchwereundBedeutungder Unfäliean unddass die Zahldeientschädig-¬
ten Unfällevon23 ' 1Prozentauf221Prezentzurückgegangenist,bweistdass
unterdengezähltenUnfällenauchvielesehrgeringfügigerNaturwaren.

GR ,Haiderbemerktin einer tatsächlicher Berichtigung ,dass derGesamt-¬
aufwandfürdiedauerendenRentennichtgesuxken,sonderngestiegenst .GR.Ei¬
singer stellt fest ,dass er nicht behauptethabe ,die Gesamtsummefüt dieRenten

Prozent¬

habensicherniedrigt,sonderndie/ZahlderentschädigtenUnfällesefgeringerworden .

nBerichtigingdesReferentenwirddieVorlskege¬
nehmigt .

GR.BöhmberichtetüberdenZubatzurWohnhausanlageaufdenGründender.
ehemaligen Krimskykaserne . Derneue Whnbau ,der nach den Plänen der Architek¬
ten Schmidtund Aichinger aufgeführ wird ,kostet 195 . 000Schilling .( Beifall ) .

SE. . Kunschak( . . )erklärt BürgermeisterSeitz habevoreinigenTagen
in einer Versammlungsein Herz fir die Arbeitslosen entdeckt und damitgeprunkt

dassdieGemeindeallesunternonnenhabe ,damitdieArbeitenrechtzeitigver¬-¬
geben werden .Der Herr Bürgerme ' sterwürdebesser tun ,sich hier im Hausumzuse¬
hen ,da in der Arbeitsvergebungar nichts geschieht .DieseVorlagewurdeam24
Oktober1929vomzuständigenAusschussgenehmigt.Heutehabenwirden24 .Jänne
sodass die Vorlage drei Mon - tegebraucht hat ,umvomAusschuss in denGemeinde¬

rat zugelangen. Darauserg . btsich ,dassdieArbeitentrotzderNotwendigkeit,
Arbeitsmöglichkeitenzushaffen ,nichtvergebenwurden. Wärediesrechtzeitigg
schehen hätten einige hudert Arbeiter schon seit WocheneineBeschäftigung ,
Sowchl dies wie auch di 'Arbeitsvergebung durch den Stadtrat ,ohne jedoch den

Beschlussdes Gemeinderatesabzuwarten ,ist schlecht . Wirmüäsenunbedingtdara
bestehen ,dass die Kompetenzdes Gemeinderatesbeachtetundeingehaltenwird .
Wennsich solcheVerzigerungenin der Aktenerledigungergeben ,mussdieUrsa¬
che in der Geschäfts ührung der Abteilung gelegen sein .Dass jedoch einAktin
vom24 .Oktoberbis 24 .Jännerbraucht,um .denGemeinderatzugelangen,k
kein Argumehtrech ' fertigen ,Dasist wieder ein Beweis ,dass in derVerwaltur



Gemeinderatssitzungvom24 .Jänner1930 VIII . Blatt
vieles krankt ,und der Herr Bürgermeister würde besser tun,statt inVersamm¬

lungenzu gehenundAngriffe gegeneine andere Verwaltungzu erheben ,sichhier
imHausnachdemRechtenumzusehen.ErwürdedamitdenArbeiternundAngestellten
einensicher besserenDiensterweisen .( LebhafterBeifall bei derMinderheit) ,

GR. MillikZE. . )erklärt ,dasser schonimHerbstdieVergebungderArbei¬
tenurgierthabe. DamalsjedochwurdedieVergebungderArbeitenunterbrochen
undheutesehenwirschondie Folgen .DieFuhrwerksbetriebeunddieErdarbeiter
sindderNotpreisgegeben. SosindvorkurzemaufeinemNeubauin Hersthofein
paar Pferde mit demWagenins Fundamenthinuntergestürzt und mussten vonder

Feuerwehrherausgehobenwerden .Schulddaranist einzigundallein nurdieNot.
HundertevonFuhrwerkerstellen sich umeine Fuhrean undbei demGedränge,
dasentsteht ,ist dannso ein Unfallleicht möglich .Bekommtein Fuhrwerkereine
Fuhre ,erhält er 7 Schilling ,vondenener jedoch2 SchillingalsAbladegebühr
wegzahlenmuss . Stbleiben ihm5 Schilling Tagesverdienst .Es ist höchsteZeit ,
dass die Erdarbeiten als Notstandsarbeiten vergebenwerden ( Beifall ) .

GR. Böhmverweist in seinemSchlusswort darauf ,dass im Herbstinnerhalb
ganz kurzer Zeit 5 Bauten mit 2200 Wohnungenvergeben worden sind .EineReihe
von Projekten liegt bei der Geschäftsstelle der Wohnbauförderungsaktion .( Rufe
bei der Minderheit : KlärenSie uns auf ,warumder Akt drei Monategedauert hat !

RedenSienichtvonetwasanderem! )AlsderReferentweiterredenwill,ruftGR.
Dr. Kollassa( . . ) : Siekönneja nicht referieren ! WennSie es nichtverstehen ,
lassen Sie es stehen! DerReferenterwidert : Dasist eine FrechheitvonIhnen !
Daraufhinbegebensich die meistenMitglieder der Einheitsliste in grosserAuf¬

vor sich
regungzumReferententisch ,dem/raschmehreresozialdemokratischeGemeinde
räte stellen . DemReferentenwird zugerufen :Abzug ,das lassen wiruns
nicht gefallen ! DerBürgermeistermussher ! EineSchandefür denGemeinderat!
SolangederReferentdasitzt ,gibt es keineRuhe! ImSaalherrschtgrosseUnru¬
he,der Vorsitzende GR. Höfbauermahnt mehrmalszur Ruhe . Mittlerweile ist Bürger¬

meisterSeitzimSaalerschienen .DieAufregunglegtsich ,dieGemeinderätebege¬
ben sich wieder auf ihre Plätze .

DerVorsitzendeGR. Hofbauererklärt dodann ,dass sich der Referent inder
Aufregung hinreissen liess ,einen parlamentarisch unzulässigen Ausdruckzuge¬

brauchen.IcherteiledaherdemGemeinderatBöhmdenOrdnungsruf.Ebensounzuläs
sig ist es aberauch ,dasseine ReihevonMitgliedernder OppositiondemRefe¬
rentenvorgeworfenhat ,dasser nichtreferierenkönneunddasser vonderSa¬
che nichts verstehe .Ich mussdiese Ausdrückeund Zwischenrufeebenfalls als un¬
zulässig erklären .

Der Antrag wird sodannangenommen .
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Vizebgm .Emmerlingberichtet über die Aufteilung des Erlöses derDreissig - ¬

millionen Dollaranleihe vomJahre 1927 . DerGesamterlös beträgt 186 ' 9Millionen
Schilling ,davon erfallen auf die Elektrizitätswerke 67 ' 1Millionen ,aufdie

Strassenbahnen109 ' 2MillionenundaufdieBraunkohlenbergwerkeZillingdorf
10 ' 6Millionen .

GR. Zimmerl( . L )erklärt ,dass dieser Bericht nicht zur Kenntnisgenommen
werdenkann ,weil die Dollaranleihenochnicht verausgabtwordenist .AlsZweck
der Anleihe wurdein demProspekt ausdrücklich festgelegt ,dass der Erlösfür

ErgänzungenunddenAusbauderGaswerke,Elektrizitätswerke ,Strassenbahnund
anderer produktiver Unternehmungender Gemeindezu verwendenist . Wennwiruns
aber die Nachweisungenüber die Verwendungder Anleihe betrachten ,so ergibt sich
dass rund 99 Millionen Schilling zur Abdeckung früherer Bankschulden der Unter¬

nehmungen,also zur Abzahlungalter Schuldenverwendetwordensind . Dasist
ganzunzudässig .Manhat unsdarüberimFinanzausschussgesagt,eslägenicht
im Interesse der Unternehmungenden Banken teure Zinsen zu zahlen und dasGeld

aus der Dollaranleihe bankmässiganzulegen .Dasist gewiss verständlich ,aberes
müssenauch diese 99 Millionen Schilling für Investitionen verwendetwerden ,
dannerst ist derwirklicheZweckderAnleiheerreicht .Esist ganzausgeschlos¬
sen ,dass der Gemeinderat diesen Bericht als einen ,wie es in der Vorlagesteht ,
Endbericht zur Kenntnis nimmt und ich beantrage ,dass an Stelle des Wortes End¬

bericht das Wort vorläufiger Bericht gesetzt wird .Die Gemeinde ist auchihren
Geldgebern gegenüber verpflichtet ,diese 99 Millionen für Investitionen zu ver¬

wendenunddie MinderheitkanndiesemBerichtnur dannzustimmen ,wenndieser
Betrag für Investitionen verausgabt worden ist .( Beifall bei derMinderheit ) .

GR. Dr. Wagner( . L)erkkärt ,dass denGemeinderätenkeine Möglichkeitzur
Ueberprüfung dieser gewiss wichtigen Vorlage geboten worden ist .EineBeschluss¬
fassung wäreeine sträfliche Oberflächlichkeit .Anleiheprospektesind inden
angelsachsischen Ländern Evangelien ,Wasim Prospekt steht ist einGradmesser
für die Vertzauenswürdigkeiz .Sollten Sie aber mit dieser Gepflogenheit nicht

vertraut sein ,so gehügt eine Anfrage bei Ihren Parteigenessen Hofrat Stern .Es
wäreüberhaupteine Aufklärungüber die Verwendungdieser Anleihegeldersehr
notwendig . Wirhaben uns vorgestellt ,dass man unter Investitionen nurwertverme
rende Arbeiten versteht .Reparaturen ,die nicht einmal aus der Kriegszeit notwer

dig geworden sind ,sendern viel später als notwendig erschienen ,kann mannicht

als wertvermehrende Investitionen bezeichnen .Wir stehen heute vor derpeinli¬
chen Situation feststellen zu müssen ,dass ein grosser Teil dieses Kredits nich

für wertvermehrende Investitionnn verwendet worden ist . Wenndieser Bericht ein
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Endberichtsein soll ,dannmüssteich sagen ,dass jeder ZeichnerdieserAnleihe
betrogenwordenist .EskanndasunterkeinenUmständenein Endberichtsein .
WennSie das gleich gesagt hätten ,dann wärenSie bei den Kreditgebernauf

grosseSchwierigkeitengestossen .Sie habendiesegünstigenAnleihebedingungen
nur deswegen erreicht ,weil Sie versprochen haben ,wertvermehrendeInvestitionen

vorzunehmen .Heute wird berichtet ,dass dies nicht eingehalten wordenist . Weil

wir einen schwerenSchadenfür die Kreditwürdigkeitdieser Stadtbefürchten ,
müssenwir verlangen ,dass der Gemeinderatdiesen Bericht nur alsvorläufigen
Berichtzur Kenntnisnimmtundspäter ein genauerBerichtüberdieVerwendung
der Anleihe vorgelegt wird ( Beifall bei derMinderheit ) .

Vizebgm.Emmerlingerwidert ,dasses sichhier umrein buchmässigeDinge
handelt . Esist der Mehrheitkeineswegsdarumzu tun ,heute diesen Berichtals
endgültig betrachtet zu wissen .Es wird demGemeinderat noch sehr genauüber
die Verwendungder Anleihe berichtet werden .Es ist vollständig unrichtig ,dass
der Verwendungszweckder Anleihegeändertwurde .DieseGeldersind nur fürwert
vermehrendeInvestitionenausgegebenworden.Reparaturenwurdenausdenlaufend
Einnahmenbestritten .WasimProspektsteht ,ist restloseingehaltenworden.

Die Vorlage wird mit demAntrag Zimmerlangenommen.
Dizebgm.EmmerlingreferiertübereineErköhungdesBetriebskreditesfür

die Strassenbahnen .Der Gemeinderat hat im Jhre 1928 einen Betriebskredit von

6 Millionen Schilling bewilligt .Seit dieser Zeit sind grössere Anforderungen

an den Betrieb gestellt worden ,weshalb die Erhöhungdieses Kredites auf9
Millionen .Schilling erforderlich ist .

GRtinMarieWielsch( . L, )richtet unter Hinweisauf den tötlichenUnfal
der sich bei der Doppelhaltestelle AmSchottontor jüngst ereignet hat ,anden
Vizebgm .das Etsuchen ,die Doppelhaltestellen so einzurichten ,dass dasfahren
de Publikum wissen kann ,wann der Zur hält und wann er abfährt .DemPublikum

müsstendie Vorschfiftenfür die Doppelhaltestellenbekanntgegebenwerden .Di
Rednerinwendetsich auch dagegen ,dass an Sonntageneine ReihevonLinienei
gestelltwird(Beifallbeider. . )

GR. Dirisamer ( . L, )weist auf die Strassenbahnunfälle der letzten Zeit

hin und bespricht insbesondere den Strassenbahnunfall ,der sich am 23 .Dezemb
auf der Linie 39 und Al durch einen Zusammenstossmit einemLastautommbil
ereignet hat .Ausden Angabenvon Zeugenergibt sich ,dass allein denStrasse
bahnschaffnerein Verschuldentrifft .Manmusssich wundern ,dassandieser
Stelle ,dieeinwahrerEngpassist ,nichtschenlangeeinUnfallpassiertist ,
Trotzdemfahren dort jüngere Schaffnar oft sehr schnell .Es müsstenunverzügl
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ben

umweitere Unfälle zu vermeiden ,bei der Einmündungder Schwal gasse in die Erd¬
bergstrasseundbei derApostelgasseWarnungssignaleangebrachtwerden(Beifall
bei der . . )

Vizebgm.EmmerlingberuftsichhinsichtlichdesUnfallesbeimSchottentor
auf die Aussageeiner ReihevonZeugen ,die bestätigen ,dassder Fahrgastselbst
an demUnfalleschuldtragendwar ,da er denentgegenkommendenZugnichtbeachtet
hat .ErfreulicherweisesindsonstbeiDoppelhaltestellengrössereUnfällenicht
zu verzeichnen .Es wird geprüft werden ,ob die Achtungssignakebei denDoppelhalto-¬
stellen nicht verdoppeltwerdensollen .DiePolizei hat bestimmteVorschriften
für den Fahrer erlassen ,dass er bis an das Endeder ersten Haltestelle fahren
muss . Auchder Wunschdes GR. Dirisamer nach Anbringung von Warnungstafeln anden
bezeichneten Stellen wird überprüft werden .Der vom Gemeinderat Dirisamer er¬

wähnteUnfall lenkt wiederdarauf hin ,ob nicht die Zhl der Einbahnstrassenver¬
mehrt werdensoll ( Beifall )

DerReforentenantragwirdangenommen.
Vizebgm.EmmerlingreferiertsodannüberdenAntrag ,denBetriebaufder

Autobuslinie5 Nordwestbahnhof- FloridsdorfAmSpitzmit27 .Jänner . J .einzu-¬
stellen . DieseEinie musseingesellt werden ,da sie eine so geringeBesetzung

hat ,dass die Mchrausgaben ,die bei einer Weiterführungder Linieentstünden ,
nichtzurechtfertigenwären .DagegenhatsichbeieinerUeberprüfungdereinzelne
KategerienvonFahrscheinenauf dieser Linie gezeigt ,dass ein Bedürfnisvorhan¬
denist ,vonFloridsdorfüberdieBrückein dieInnereStadtzukommen.Dicsem
Bedürfnis soll dadurch Rochnung getragen worden ,dass ein Schnellverkehr von

FloridsdorfAmSpitzindieInnereStadtzumStephansplatzgeführtwird ,aller-¬
dings nicht mit grossen Wagen ,sondernmit einer entsprechendenWagentypeund
zwar soll dieser Verkehr im Frühjahr aufgenommenwerden .

Lizebgm. Hoss( . L)weistdaraufhin ,dasser schonseinerzeitgegendie
Linie5undauhgegendieZoneneinteilungimStadtsenatBedenkengeäusserthabe
Dagegenwürdeeine LinienführungvonFloridsdorf in die Innere Stadt undoven¬
tuell überdie MariahilferstrassoeinegrosseFrequenzergeben .Obwohlosihm
schwerfalle als VertretervonFloridsdorfderAuflösungdiesereinzigenLinie
des 21 .Bezirkeszuzustimmen,zucerem »doch ,da diese LinienkeinenVorteil
bringe aber nur unter der Voraussetzung ,dass der vomVizebgm .Emmorlingangekür
digte Schnellautpbusverkehrbaldiigst installiert wird( Beifallbei der . . )

. R .Lötscherinnert daran ,dass die Einführungder Linie 5 vonderFloride
dorfer Bevölkerunglebhaf t begrüsst wurde ,leider ist abor die Eröffnungder

Liniein diesehrungünstigeZeit ,derBotriæbseinstellungendergrossenBotriebe
gefallen .UmaberderFloridsdorferBevölkerungdieMöglichkeitzugeben ,raschin12
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dieInnereStadtzukommenstelloerdenAntragderG,meinderatwolledie
EinführungeinesAutobusschnellverkehrsvonFloridsdorfAmSpitzbiszum
Stephansplatzgenchmigen.DiegenaueLinienführungunddenBeginnderEröff-¬
nungdieserLiniehatderGemeinderatsausschuss8zubestimmen.(Lebhafter
Beigallbei derMehrheit).

DerAntragdesReferentensowiederAntragLötschwerdenangenommen.
EsgelangtsodannderDringlidkeitsantragderGR. KunschakundGenossen

betreffenddieNahrungs-oderG,nussmittelabgabezurVerhandlung.
GR. Kunschak( . . )führtzunächstin BegründungderDringlichkeitaus ,

dieDringlichkeitdesAntragessei durchdieeigenartigeSituationgegeben,
die durchdie Entscheidungdes V,rfassungsgerichtshofesherbeigeführtworden
ist . DerVerfassungsgerichtshofhat durchseinenSpruchbekundet ,dasswohlnich
dasganzeGesetzaberderwichtigsteTeildesGesetzesüberdie Nhrungs-und
genussmittelabgabedenBestimmungenderBundesverfassungwiderspricht.Sein
Sprichbesagt aber andererseits ,dass trotz dieses elementarenGebrechensdie
vonihmals verfassungswidrigbezeichnetenBestimmungendochbiszum31 .Dezem
ber1930fortwirkensollen .DerVerfassungsgerichtshofwarnachderSachlage,
die in derBundesverfassunggegebenist ,berechtigt ,einesolcheEntscheidung
zu treffen .AbermankanndieseFragenicht unterformalenGesichtspunktenbe¬
trachten ,sondernmanmussdadochaufdasRechtsempfindenderBevölkerung
Rücksichtnehmen(LebhafteZustimmungbeider . . )DieEntshheidungdesVer-¬
fassungsgerichtshofes über die Fortwirkung desGesetzes

desGesetzesbis31 .Dezember1930ist eineEntscheidungnachZweckmässigkeits-¬
gründen-MeinerAnsichtnachhat derVerfassungsgerichtshofsolcheEntscheidun
gennichtzutreffen . Erhat denRochtszustandfestzustellen .ObsichdieFol¬
gerungen,diesichausdemvonihmstatuiertenRechtszustandergeben ,zwock¬
mäsig sind odernicht ,dashabendiejenigenzu verantworten ,die ebenein
verfassungswidrigesGesetzgeschaffenhaben.IchkanndafürVerständnisauf-¬
bringen ,dassmaneinersolchenEntshheidungnichtrückwirkendeKraftgibt
unddass die Gemeindedaher nicht in die Legeversetzt wird ,alle aufGrund
des verfassungswidrigenGesctzesgetroffenenSteuervorschreibungn undEinhe¬
bungenwiederzückzuvergüten.AberdassmaneinenverfassungswidrigenZustand
auf di Dauereines ganzenJahres als rechtswirksambetrachtenkann ,das .ist
unverständlich .Dasswird vielleicht demFormaljuristenbegreiflicherschei¬
nen ,aberdenMenschen,dessenDenkweisenichtdurchjuridischeSpitzfindig¬
keitenbeeinträchtigtist ,wirdmandasnichtverständlichmachdn.Hates
der VerfassungsgerichtshofdurchseinenSpruchermöglicht ,bis zum31. De¬
zemberverfassungswidrigSteuerneinzuheben ,so müssenwir alsDemokraten
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undals Staatsbürger ,die sich an die Verfassunggebundenerachten ,es mitaller
Entschiedenheitvonunsweisen ,diese Möglichkeitauszunützen( LebhafterBeifall
undHändeklatschenbei der . L )eine solche Handlungzu setzen ,entsprichtnich
nur der Pflicht ,sondern auch der Würdedes WienerGemeinderates( Lebhafte
Zustimmung bei der E , . ) DieHerbeiführung einer solchen Entscheidung ist wohl
das dringslichste was mansich überhaupt vorstellen kann .Nicht einenTag
später als es unerlässlich notwendigist ,soll das BekenntnisdesGemeinderates
zur Unversehrbarkeit der Verfassung in der Oeffentlichkeit erfolgen undnicht
einen Tagspäter als es aus formalenundtechnischenNotwendigkeitenzwin¬
genderscheintsöllendie TeiledesGesetzes ,die als verfassungswidrigerklärt
wurden ,auch faktisch ausser Kfaft gesetzt werden ,Der Redner bittet schliess¬

lich der Dringlichkeit seines Antrages zuzustimmen( Lebhafter Beifall bei

der . L )
DerGemeinderatbeschliesst ,demDringlichkeitsantragediedrignlicheBo¬

handlungzuzuerkennen,Gr .Kunschakspricht sodannzunächstseineBefriedigung
darüber aus ,dass demAntragdie Dringlichkeit zuerkanntwurde .Er stellt weite
fest ,dass das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes für die Opposition keine

Ueberraschung bedeutet .Wir haben von demAugenblick ,als das GesetzbzurBera¬
tung etand ,den Standpunkt vertreten ,dass es sich hier umeine schlimmeArt
von Doppelbesteuerunghandelt ,die durch die Verfassung ausdrucklichverwehrt
ist . DieDoppelbesteuerung liegt zweifellos darin ,dass die Nahrungs -undGe¬
nussmittelabgabe erstens reben der Warenumsatzsteuer läuft und dass sie von
den Bruttoeinnahmen gezogen wird .Der Einwand ,dass es sich nicht um eine all¬

gemeine Steuer handle ,sondern umeine Steuer von demWarenumsatz ,derder
Befriedigung eines Luzusbedürfnisses dienst ,trifft nicht zu ,denn mankann

unmöglichbehaupten ,dass die Wanstsemmel ,die mansich imDelikatessenge-¬
schäfte kauft ,der Befriedigung eines Luxusbetriebes dient ,Trotzdem mussman
dafür die Abgabezahlen .Ebenso ist es nicht richtig ,dass in denGastbetrie¬

benein Luxusbedürfnisbefriedigt wird ,imGegenteildie meistenGastbetriebe
haben noch nicht einmal den Vorkriegsstand erreicht .Aber selbst wennessich

umeinen Luxushandelte so ist ein Bundesgesdtzgeschaffenworden ,dassfür
Luxuswarenim Rhmender Warenumsatzsteuereine höhere Steuer vorsicht wofür
die Gemeindeja auch entschädigt worden ist .Im Betracht kommtauch ,dassdie
Warenumsatzsteuernicht eine einseitige EinnahmsquelledesBundesist ,sonder
dass lo Prozent davonan die LänderundGemeindenabgegebenwerdenmüssen .

Bei dieser Sachlage stellt sich die Einhebung einer z eiten Steuer als ein

Zuschlagzur Warenumsatzsteuerdar .Esist die typischeDoppelbestcuerung ,
Lil
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wiesiedurchdasBundesfinanzverfassungsgesctzverbotenist undesistdaher
dasErkenntnisdesVerfassungsgerichtshofsachlichvollkommenbegründct.Ferner
ist dieNahrungs-oderGenussmittelabgabe ,dasievondenBruttoeinnahmencrho¬
benwird ,

zugleicheineSteueraufalleanderenvomUnternchmerzubezahlendenSteuern
DieNahrungs »oderGonussmittelabgabeist zueinerZusatzsteuerzurErwerbs¬
steucrzurEinkommensteuer,zurWarenumsatzstsuurr,zurFürsorgeabgabeundzu
allensozialenVerpflichtungenderUnternehmergeworden. Wennbehauptetbwird ,
manwolle durch das Verlangennach Beseitigungder Nahrungs -oderGenussmittel¬

abgabedie Gemeindebehindern,Champagner ,Schildkrötensuppen,feine Tortenoder
Hummerpastetenmit dieser Abgabezu belegen ,so ist das einevollständige
EntstellungderSachlage .Denndie AbgabewirdnichtvonbestimmtenArtikeln
eingehoben,sondernvondenBruttoeinnahmenunddie ordinäreBraunschweiger¬
wurstwirdvonihr ebensogetröffen ,wiedieSchildkrötensuppeundwennman
vomChampagnerspricht so liegt auchhier eine Doppelbesteuerungvor ,dennes

gibteineBundessteueraufChampagner ,vonwelcherüberdiesdieGemeinde80)
überwiesenbekommt,( Hört! Hört !beider . . )WiemandieDingeimmerbetrach¬
tet ,dieTatsachederDoppelbesteuerungandderZusatzbesteuerungistgegchen,
und das ist volkswirtschaftlich betrachtet entwederein Unsinnoderein
bolschewistischesSystemzu demZweck ,der einmalvomReferententischausge¬
sprøchen wurde ,das Eigentumwegzusteuern( Zustimmungboi der . . ) DiesdAbga¬
be ist auchin andererBezichungsehr anfechtbar . DerMagistratist ihrchhalben
unausgesetztGegenstandschwersterAngriffe ,DieMagistratsbeamtenmüssendas
Steucrobjcktaussuchenunddie BeurteilungderLeistungsfähigkeitundZahlungs
fähigkaitdesBetreffendenist einereinsubjektivoSachc .JedervonderNahrur
undGenussmittelabgabeBetroffchekannohneweitersnachweisen ,dassseinNach
bargeinenbesserenGeschäftsertraghatundtrotzdembeiderSteuerbesserwog
kommt .VomMagistratkannmannicht verlangen ,dass er alle diese Detailskenr
Esunterlaufen .dadurchallein schoneine ReihevonMisshälligkeiten .Dazu
kommtnochdieEinreihungdeseinzelnenBgtriebsin denSteuersatzundwasdas
chkimmsteist ,dieKontrolle,dieimmeralslästigempfundenwird ,sichbe-¬
sondersaber auf diesemGebietder Steuer austobt ,obwohles sich geradehier
umVerkaufsgeschäftehandeltdieeinfluktuierendesPublikumhabenundmit
lauter kleinen Rechnungenzu tun haben ,sodass die eine eder anderekleine
PostvonuntergeordnetenOrganenüberschenwerdenkannodergemeinsammitan¬
derenPostengebuchtwird ,waswiederzuRekriminationenderKontrollorganefüh
Wennmansich alles das vor Augenhält,muss manfragen : stehtder ganzeBtrag

15
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derSteuerdafür ,dassmaneinengrossenTeilderGeschäftsleutesobeunruhigt
undfinanziollsoschwerschädigtunddassdieReputationdesganzenstädtische:
Steuerapparates bis zumpersönlichenEhrgefühldeseinzelnenBeamtensolchen
Gefahrenausgesstztwird?WenngarkeineanderenGründevorlägen,müsstemandie
SteuerschonwegenihrerKonstruktionausserWirksamkeitsetzenundversuchenerforderlichen

aufanderemWegedie/MittelfürdenGemeindehaushalthereinzubringen.DerAus-¬
fall der Nahrungs -undGenussmittelabgatekannimBudgetohneweitersunter-¬
gebrachtwerden ,die OrdnungimBudgetkannohneweitersaufrechterhaltenblei . -¬
ben. EsbäeibtkeineandereResultanteübrig ,alsdassdieSteuerverschwinden

muss . Das KarthagomussdemErdbodengleichgemachtwerden .
( LebhafterBeifallbeider . . )

GR .Körber( . . )verweistvdarauf ,dassdasErkenntnisderVerfassungs.
gerichtshofesunterdenGewerbetreibendengrossenJubekhervorgerufenhat .
KunschakhatinseinerRededieDelikatessenhändlerherangezogen.Dasgleiche
giktfürdieGastwirteundfüfdieZuckerbäcker.Diesesindschoneinmalzum
Verfassungsgerichtshofgegangenundderhatdamalsentschieden,dasseineReihe
vonBetriebenausgereihtwerdenundihnendieeingezahltenSteuerbeträgezu-¬
rückgezahltwerdenmuss. .Nachder NovellierungdesGesetzeswurdendiese
Betriebejedochneuerlicheingereihtunddoppeltbesteuert. Wirwerdengegen
dieungesetzlicheSteuersolangeprotestieren ,bissieverschwindet.(Beifall).

GR. Hengl( . L)erklärt ,dassdieMinderheitschonseit Jahreneinen
schwerenKampfgegendi Nahrungs-undGenussmittelabgabeführt ,dasieeine
drückendeKonsumsteuerist . SiehabenalleunsereAnträgeabgelchnt,durchdas
ErkenntnisdesVerfassungsgerichtshofesistunsendlichGenugtuunggeworden.
DieAbgabemussvölligaufgehobenwerden. Esleidendaruntergarbesonders
dieBuschenschänker,beideneninallenFällen,wodieLuxussteuereingchoben
wird ,sogarein 15prozentigerStuersatzderNahrungs -oderGenussmittelabgabe
vorgeschriebenist .DiesedaherunerträglicheSteuermussverschwinden.(Beifal

GR. Ellend( . L)erklärt ,dassder Ausfallan der Nahrungs -undGenuss¬
mittelabgabe im Budgetohneweitershereingebracht werdenkann . Erspa¬
rungenkönnenbei denAusgabenbei derGemeindewache,bei derSchulhücherbei¬
stellungundSäuglingswäschebeistellungan die reichenLeütegemachtwerden.
WennBreitnerGerechtigkeitwill,musserdenSteuerträgernErleichterungen
schaffen ,( Beifall bei derMinderheit ) ,

16
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St. . Breitner :Esist nichtGepflogenheitunsererVerwaltungdieObersten
Gerichtshöfeanzugreifenundin derAchtungherabzuwürdigen,wennsie eineEnt¬
scheidungfällen ,die nicht unserenAuffassungen ,unserenWünschen ,entspricht .
Ich werdemichalsc nicht ,wie dies die Minderheitvor ein paar Jahrengetan
hat ,als der Verwaltungsgerichtshofdie Beschwerde der Gemeinderäte

inZimmerlundGenossenwegendes Rechtesauf Einsicht die Bücherder Gemeindeab¬

gewiesenhat ,in irgendeinervehementenWeiseäussern .DerVerfassungsgerichts¬-¬hofhatgesprochenundwirrespektierenseinenSpruch.ErüstderHüterdesRech¬
tesunderhatsicherganzgenaugewusstwasertat ,alserdemGesetzüberdie
Nahrungs-oderGenussmittelabgabetrotz derErklärung ,dasseinParagraphihm
verfassungswidrigerscheine ,dieGiltigkeitsdauerbis 1 .Jänner1931verkündet
hat . WirbeugenunsvordemErkenntnisdesVerfassungsgerichtshofesundwerden
eswortgetreuerfüllen. DerVerfassungsgerichtshoferklärte ,dassderParagraph1
Absatz1 desGesetzesdeshalbverfassungswidrigsei ,weiler einegleichartige
Belastungmit der Warenumsatzsteuerdarstelle ,ohnedass hiezueinebundesge¬
setzlicheErmächtigungvorliegt .Esdarf nämlichnichtübersehenwerden ,undsei
deshalb genau hervorfehoben ,dass ein Nebeneinander von gleichartigen Landes¬

undGemeindeabgabenmit gemeinschaftlichenAbgaben ,wiees dieWarenumsatz¬
steuer ist ,keineswegsüberhauptausgeschlossenist . Eskanndiesohneweiters
geschehen ,wennderBundseineZustimmunggibt .Esist bekannt ,dasses eineganz
ReihevonöffentlichenAbgabenin Oesterreichgibt ,dienocheinevielweiter¬
gehendeAehnlichkeitmitder Warenumsatzsteueraufweisen .Sie werdeninder
nächstenZeit denGegenstandder AnfechtungvordemVerfassungsgerichtshofbil
den .InLinz ,Graz ,InnsbruckgibtesVerzehrungssteuern,dieArtikelumfassen,
die alle derWarenumsatzsteuerunterliegenundin Tirolwirdein Getreideauf- ¬
schlageingehoben,in SalzburgeineSchulabgabe ,die alle fertigenBackproduk¬
te ,Roggen,WeizenundGerstetrifft .Dasist wogldiestärksteGleichartigkeit
mitderWarenumsatzsteuer,die mansichüberhauptnurvorstellenkann .Fürdiese
Einhebungenbesteht keine bundesgesetzlicheErmächtigung .

DurchdasErkenntnisdesVerfassungsgerichtshofestretenjeneBestimmun¬
genwiederin Kraft ,die im§ 1 des Gesetzesvom21 .April 1922enthaltensind .
DieAbgabepflichtwirdalsodanngegebensein,wennunterden ,imübrigen
gleichen Merkmalen sich diese Unternehmung im Vergleich mit anderen als Luxus
betrieb darstellt .Dieser Begriff des Luxus ist naturgemäss nicht so leicht

undganzeinwandfreizubegrenzen. DakannesMeinungsverschiedenheitengaben
undes ist imJahre1925derFall gewesen ,wedie EinreihungeinerAnzahlvon
Zuckerbäckernden Verwaltungsgerichtshof beschäftigt hat .Damalswarübrigens

47
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dieNahrungs-oderGenussmittelabgabemitdemeinheitlichenSatzvon15Prozent
festgelegt ,Währenddamndie Bestimmungbeschlossenwurde ,dass die Abgabebis

zu15Prozentbetragenkann .Eswurdeauchfestgelegt ,dasshöchstenseinPrit-¬
telallerBetriebederselbenBranche, einschliesslichjenerLokale,dieschon
vonvornehereinundohneEinreihungihrerNturnachabgabepflihhtigsind ,der
Nahrungs-oderGenussmittelabgabeunterworfenwerdendarf.DieseEinschränkung
wirdinZukunftnichtmehrbestehen.DerMagistratistbeikeinereinzigender
BranchenbisandieGrenzendiesesDrittelsgegangen.Vonden22. 000Lebens-¬
mittelbetrieben,dieesinWiengibt ,wurdennur228 ,vonden1943Selchereiennur
10eingereiht.EsgibtkeineneinzigenBäckerbetriebfürBrotoderKleingebäck,
derjemalsauchnurderallerbescheidenstenAbgabeunterworfengewesenist.VölligunberührtvomSpruchdesVerfassungsgerichtshafesbleibtvorallem
anderenderAbsatz2des§1desGesetzes,derfeststellt,dassvonvornherein
ohneRücksichtaufbesondereMerkmalealleNachtlokale,Bars,Kabaretts,Varie-¬
tees,Konzerteafees,Konzertrestaurants ,Buschenschänken,Heurigenschänken,Liqueur¬
undFrühstücksstuben ,ferneralleBetriebefürjeneNhrungs-oderGenussmittel:
dieanlässlichderderLustbarkeitsabgabeunterliegendenVeranstaltungenver-¬abfolgtwerden,derAbgabeunterliegen.

DerVerfassungsgerichtshofhatgewissnichtohnereiflicheUeberlegungge
dedenTerminvom1 .Jänner1931gesetzt.Erweiss,wasesbedeutet,mittenin
einemVerwaltungsjahraufGrundeinesgestelltenVoranschlageseineEinnahme-¬
postinsWankenzubringen.Die13Millionen,diedieNahrungs-oderGenussmitte
gabeheuerbringensoll ,sindnichtzuentbehren,wennnichteine:Steuer
erhöhungvorgenommenwerdchsoll ,ederdieLeistungenderGemeindevermindert
werden. EsistalsoganzselbstverständlichdassvonirgendeinerAufhebung
dieserAbgabenichtdieRedeseinkann.Biszum1 .Jänner1931könnenalsodie
Dingebleiben,wiesiejetztsind.WenninzwischenkeineanderegesetzlicheRege
lungeintrittverschwindetderjetztgeltendeAbsatz,anseineStelletrittdie
frühereFassungdesGesetzes. Wirwerdenunsansie hakten ,auchwennsich ,was
leiderzubefürchtenist ,dadurcheineMinderunginderEinnahmederGemeinde
eintritt .IndiesemZusammenhangsei auchhervorgehoben,dassjeneganznaiven
Ankündigungen ,wonachdieGemeindeimKlagewegverhaltenwerdenkönnte,diebisherempfangenenSteuernzurückzuzahlen,jedweder,auchderallergeringsten
sachlichenBegründungentbehren.Magsein,dassdaoderdortesdenAnschein
hattealsobbeiderEinreihungzuweitgegangenwordensei . Esist dieseben
ausderNotwendigkeitzuerklären,dieWettbewerbsfähigkeitderLokaleunterei
nanderaufrechtzuerhaltenundeswardaheroftunerlässlichinnerhalbeines18
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wirtschaftlichenLeichenfeld .Heutemusseine Steuerpolitik derWirtschaft
Krücken geben ,damit sic aus dem Staub heraus und vielleicht wieder

hochkommt .( Feifall bei der Minderheit ) . Esdarf mit der Steuerpolitik nicht
das Steuerobjekt erschlagen werden .Die Verzehrungssteuer unterscheidonsich
schr wesentlichvonder Nahrungs -undGenussmittelabgabe .DasMerkmalder
Verzehrungssteuerin genere 'P Hinsicht ist die allgemeineErfassungder
Steuerpflichtigen undin in . vidueller Hinsicht die Bemessung ,währendbei
der Nahrungs -und Genussmittelabgabe einzelne Betriebe herausgenommenund

es gerade deshalb diesen Betriebs unmgölichgemachtwird ,die Abgabezuüber- ¬
wälzen .Der Hinweis auf den Tiroler Getreidezuschlag und auf die Verzehrungs - ¬
steuer ist im übrigen auch deshalb unzutreffend ,weil es sich in diesen

Fällen umaus der Vorkriegszeit umübernommeneSteuern handelt . WennSieer - ¬
klären ,die Regierunghätte dagegengegen das Gesetz Einspruch erhebenmüsse
so wissen wir ,ja was solche Einsprüche bedeuten und wir werden es in der

nächsten Gemeinderatssitzungsehen ,in der Sie auf den EinspruchderRegie¬
rung gegen die Bauordnung einen Beharrungsbeschluss fassen wollen . WennSt .

. Breitner den Spruch des Verfassungsgerichtshof als grossen moralischen Er¬
folg für sich in Anspruch nimmt ,so gehört dazu eine Phantåsie ,gegen die de

Glaubeeiner bretonischen Bäuerin als Atheismusbezeichnet werdenmüss( Leb¬
hafter Beirall undHeiterkeit bei der . . )In Wirklichkeitist die Bestim¬
mung ,die das Rückgrat des Gesetzes bildet als verfassungswidrig erklärt wo
den .Da sollte man nicht auf Beifall ,sondern auf Milderungsgründe plaidie¬

ren .Das Urteil des Verfassungsgerichtshofes könnte dem Stadtrat Breitner
zu einem mcralischen Erfolg verhelfen ,wenner mutig und selbstlos genugwä¬

re ,zu erklären ,er werde von nun an die verfassungswidrige Steuer nicht me

einheben .ErkönntedaauchvondendeutschenSozialdemokratenlernen ,die
eingesehen haben ,dass das Spiel mit der Besteuerung der Reichen ein demage
gisches Spiel ist,Stadtrat Breitner hat heute erklärt ,er werde anseirem

Systemnichts ändern ,Er wird an seinemSystemetwasändernmüssen .Eswird
die Zeit kommen ,wo Ihnen dieses System zerschlagen werden wird von den

empärten Massen ,aus Ihrem eigenen Lager ,dies chliesslich keinenandere
Ratgeber mehr haben werden als den aus Hunger und Not entstandenen Hass . We¬

ich das sage ,so weiss jeder ,dass das keine Drohung und keine demagegische
Phrase ist ( Lachen bei der Mchrheit . - Entrüstungsrufe bei der . . . - GR. Daff :

Bei einer solchen Rede lachen ' GR.Angermayer : Daerstirbt Ihnen das Lachen ! )
Ich kann Ihren Zweifel ertragem ,aber nicht ertragen kann ich es ,dass man
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aus Bosheit uddraus vermeintlicher Prinzipienfestigkeit ,die nichts anderes

ist als unbelehrbarer Starrsinn ,eine Finanzwirtschaft betreibt ,die die Wirt - ¬

schaft zugrunderichtetunddie MassenunseresarbeitendenVolkesderVer¬
zweiflungin die Armetreibt ( StürmischerBeifall undHändcklatschenundHoch¬

rufe bei der . . . -der Redner wirdbeglückwünscht ) .

NacheinerkurzenDebatteüberdieGeschäftsurdnung ,anderBürgermeister
SeitzundDr. Kclassateilnehmen ,wirdderDringlichkeitsantragabgelchnt. Das
Ergebnisder Abstimmunglöst bei der MinderheitUnruheaus ,denSpzialdemo -¬
kratenwirdzugerufen : Sosehendie SchützerderArbeitslosenaus !

UmMitternacht gelangt der Dringlichkeitsantrag Dr .HenglzurVerhandlung .
DerAntragstellerbegründetdie Dringlichkeitdamit ,dasssichbei derHendha¬
bungdes Gesetzeseine ReihevonMängelergebenhal . ,die zu zwecklosenSchi¬
kanenderGrundeigentümerführen ,DasGesetzist in vielenBelangenundurch¬
führbarundenthältvieleHärten. DerRednerverweistinsbesendereaufdie
SchwierigkeitenderSelbsteinschätzung ,aufdieungeheureBelastungderGewer¬
betreibendenunddieUebersteuerungderSportvereine(Beifall).

DemAntrag wird die Dringlichkeit zuerkannt .

DerAntragstellerführt immeritumaus ,dass die Befürchtungen ,die anda
Gesetz geknüpft woden sind ,eingetroffen sind .Da keine Richtkinien für die

Selbsteinschätzung und kein Gradmesser für den Grundwert vorhanden ist,sind

dieGrundbesitzernichtimstande,dieSelbsteinschätzungdurchzuführen.Die
Bodenwertabgabeist das Todesurteilfür die Sportvereineundgemeinnützigen
Unternehmungen .Aus allen diesen Gründen ist daher eine zweckentsprechende Ne
vellierung unerlässlich .( Beifall ) .

GR,Pfeiffer( . L)erinnertandieEinwände,diediePppositionanläss-¬
lich derBeratungdesGesetzesvorgebrachthat .BeiderAnwendungzeigtsich ,
wieberechtigt unsereEinwändewaren .Ueberdie Begriff "unverbaut "gibt esd
verschiedenstenAuffassungen.Eszeigt sich weiter ,dassdieSportvereini¬
gungennicht in der Lagesind ,die Beträge ,die sich für dieBodenwertabgab
ergeben ,zu bezahlen .Dazukommtnoch ,dass die SportvereinigungennichtInha
sondern meist Pächter der Gründesind ,dass ihnen als Pächtern gar keinEin
fluss auf die Selbsteinschätzungder Gründefür die ZweckederBodenwertabg
zustehen.DasGesetzkannpraktischnichtdurchgeführtwerdenundesistdal
notwendig,esehestenszunovellieren.(LebhafterBeifallbeiderE,L. )

St. . Breitnerbemerkt ,die GemeindeWiensei genütigtworden ,dieBode-¬
wertabgabe als eine Bskalische Massnahme zu beschliessan ,da der Gemeinde
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auferlegt wurde ,zu den Lastender Kleinrentnerfürsorgebeizutragen .Eshandelt
sich also hier umein Gesetz ,daswirsonstnicht geschaffenhätten ,undfür
dasauchkeineErfahrungenvorliegen .Eskannsichdurchausergebenundwir
werdendarauskeinePrestigefragemachen ,dass wir in die Lagekommen,eine
ReibevonErfahrungen ,die wir sammelnwerden ,dazuzu benützen ,umAenderunge
zu beantragen .Aberes ist nicht zu empfehlen ,den Dringlichkeitsantraganzu¬
nehmen ,der unsverpflichtenwill ,dies umgehendzu tun ,da dies nicht zueine
richtigenResultataführenwürde .Bisherist nochnichteinmaldieAnmelde¬
frist abgelaufenundeszeigtsichnun ,dassdieIndividualfäägeineiner
Grosstadtmit einer so alten Entwicklungso ausserordentlichverschiedensind
dassesnichtmöglichwar ,allesindenRahmeneinesGesetzeszuzwängen.
Verallemkennenwirabernochnicht denBeitrag ,denwirzurKleinrentner¬
fürsorge zu zahlen haben und wissen auch nicht ,welchenErtrag dieBodenwert

abgabeliefern wird . Davonhängt es aussererdentlich ab,in welchemMassewirGemeinde .2 tun iJär at
in der Lagesein werden ,den wielfach geäusserten WünschenaufErleichterungauferleg vurde ,zu paenon aut nieEnrentherrtracn beizutragen .Eehandeltentgegenzukommen. Wirwerdenalsc die Erfahrungensammeln ,feststellen ,welchesich älso hier um ein Gesetz ,das on3 cht esch en hätten ,und fürErfordernissewir habenundwelcheErträgnismöglichkeitenbestehenundwennkeine Erfahrung liegen .Ee Kann sZch durchaus ergeben und wir
sich die Notwendigkeitherausstellt ,werdenwir nicht zögern mit einerVoren darus tKoi man . ss wir in die Lag kommen ,eine+lage vor den Lndtagzu treten ,( LebhafterBeifall bei derMehrheit ) .von ErR faarungen ,die wi ammelnerden ,dazu zu benützen ,umAenderungDen Antrag Br .Hengl und Genossen wird abgåehnt .zubeantragen . Abe es ist nicht zu emprehlen ,den Dringlichkeitsantrag anzu¬

Schluss der Sitzung 0130Uhr .
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Wien ,amSamstag ,den25 .Jänner1930

DieAbgabekennzeichenfür KraftwagenbehebemiDerMagistrathatwiederholt

zer zur Behebungder neuen Abgabekennzeichenfür das Jahr 1930 im Laufedes
Monates Jänner und auf die Straffolgen einer verspäteren Behebunghingewie¬

sen .Trotzdemsind bis heute mehrals 3000AbgabekennzeichenfürPrivatautos
noch nicht behoben .Wennsich die Behebungder restlichen Abgabekennseichen
in den letzten Jännertagen zusammendrängt ,wird der Magistrat beimbesten
Willennicht imstandesein ,den gesteigerten Parteienverkehrreibungslosabzu¬
wickeln ,undersuchtdaher ,dieAbholungderAbgabekennzeichenmöglichstschon
in denerstenTagenderkommendenWochezubesorgen. DerMagistratmachtneu¬
erlich auf die gesetzlichenStraffolgeneiner nicht sochtzeitigenAnmeldung
einesKraftwagenssowiedaraufaufmerksam,dassjederWagenohneAbgabekenn¬
zeichenfür dasJahr1930abI .Februarbeanständetwerdenwird .

Sitzungenim Rathaus .In der kommendenWochetritt amDienstagum10 Uhrvor- ¬
mittags der Wiener Stadtsenat zusammen .AmDienstag um5 Uhr nachmittags fin¬

det einegemeinsameSitzungdesStadtsenatesunddesstädtischenFinanzaus¬
schussesstatt mitderTagesordnung:DieBilanzenderstädtischenUnterneh-¬
mungenfür 1928 . AmFrofbagumhalbfünf Uhrnachmittagstritt der WienerLand-¬
tag zusammen .Die Tagesordnungwird vorbehalten .Voraussichtlich werdenfol¬
gende Geschäftsstücke zur Verhandlung gelangen :Wiederholung des Gesetzesbe - ¬

schlussesvom25 .November1929,womiteineBauordnungfür Wienerlassenwird,
im Sinne des Artikels 98 . . G.Gesetzesvorlage über die Beteiligung desLan- ¬
des Wienan der Förderungder österreichischenAusfuhrnachdenUnionder
sozialistischenSowjetrepubliken.AntragdesmagistratischenBezirksamtesfür
denII .BezirkaufZustimmungzurbehördlichenVerfolgungdesAbgeordnetenJo-¬
hannKörberwegenUebertretungder Magistratskundmachungvom9 .Juli1926 ,
Magistratsabteilung43- 2580( HundohneMaulkorb) .Anschliessendan dieLand¬
tagssitzungwirdeineGemeinderatssitzungabgehalten.

Ausgestaltungderel schen Strassenbeleuchtung .Demnächstwird derVerbin¬
dungswegvonder Längenfeldgassezur WohnhausanlageAmWienerbergmit derelek¬
trischenStrassenbeleuchtungausgestattet .



II . BlattRathauskorrespondenz vom25 .Jänner 1930

Jubilareder Ehe .In diesenTagenfeierendie EhepaareJohannundHermine
Elischek ,MathiasundFranziskaVicudilik ,LeopoldundMarieKöbeundJosefund
Aloisia Spiller das Fest der goldenenHochzeit .In VertretungdesBürgermeis-¬
ters überreichteheuteamtsführenderStadtratLinderdenJubelpaarendieEh¬
rengabe der Stadt Wien .

WarnungvoreinemSchwindler. WieauseinerAnzeigehervorgeht ,treibt sichbei
Personen,dieimGenusseeinesErhaltungsbeitragesstehen ,einMannherum,der
erklärt ,dass eine Erhöhungder ErhaltungsbeiträgeimZugesei ;arverlangt
fürdieChesteDurchführungderErhöhungvondenParteiendensefortigenErlag
von sechs Schilling .Es wird ausdrücklich darauf aufmerksamgemacht ,dassdie
mit 1 .November . J .vom Gemeinderat boychlossene automatische Erhöhungder

Erhaltungsbeiträgebereits restlos durchgeführtist undAnsuchenumjedwede
FürsorgemassnahmenachwievorausnahmslosbeimzuständigenFürsorgerat ,der
sich jederzeit miteiner Amtslegitimationausweisenkann ,anhängigzumachen
sind . AllfälligGeschädigtewollensofort unter Bekanntgabeder genauenPer¬
sonsbexnhreibungdie BetrugsanzeigebeimPolizeikommissariatihresWohnbezir¬
kes erstatten ,umden Amtsstellen die Handhabezur Ergreifung desSchwindlers
zugeben .

WienerAerzto über die Fürsorge und das Schulwesen .In der letzten Sitzungder
WienerGesellschaft für Kinderheilkundewurdein einemReferet überKinder - ¬

selbsmmordeals ein Lichtblickihr auffallendstarkerRückgangbozeichnet.
Währendin denletztenfünfJahrenvordemKriegein Wien53KinderSelbst-¬
mordezuverzeichnenwaren ,sindin denJahren1920bis 1928nur21Kinderselbst
mordevorgekommen.DerReferentsahdafürkeineandereErklärungals diegros-¬
senFortschrittein der KinderfürsorgeundimSchulwesen .DieserMeinungschlos-¬
sen sich in der DiskussionhervorragendeFachmänneran .

EinstellungderAutobuslinie. BekanntlichwurdevonFloridsdorfAmSpitzzum
Nordwestbahnhofeine Autobusliniemit der Bezeichnung5 eingerichtet .DieseLi¬
nie wird von übermorgen Montag aneingestellt .

. - - -- - - - - ¬

Strassenbenennung ,In unseremBericht über neueWienerStrassennamenwurde
als Vornahmedes Sozialpolitikers Dr .Fürth „ Robert "angegeben .Richtigist . ,
dass Dr .Fürhh " Emil "hiess .



Rathauskorrespondenzvom25 .Jänner1930 III . Blatt
KleinrentnergesetzundKleinrentnerhilfe der GemeindeWien .AufGrunddesGe- ¬

meinderatsbeschlusses vom 31 .Mai 1927 wurden von einer Anzahl von Besitzern

vonTeilschuldverschreibungenderGemeindeWienAnsuchenumZuerkennungei¬
nes Zuschusseszu denZinsendieser Teilschuldverschreibungeneingebracht .
TrotzwiederholterVerlautbarungscheintnochimmerbeivielendieserInha¬
berdie Meinungzubestehen ,dassdie seinerzeitaufGrunddeserwähntenGemein-¬
deratsbeschlusseserfolgte Anmeldungauchdie imSinnedesBundesgesetzes
vom18 .Juli 1929,B . . Bl .Nr .251 ( Kleinrentnergesetz ) ,vorzunehmendeAnmel- ¬
dungersetzt .Umzuverhindern,dassdieInhabervonTeilschuldverschreibungen
der GemeindeWienihres Anspruchesauf Grunddes Kleinrenthergesetzesdurch
dieseirrige Auffassungverlustiggehen ,wirdneuerlichdaraufaufmerksamge¬
macht,dassderEnspruchaufeineUnterhaltsrentenachdemKleinrentnergesetz
SOwiedie Anwartschaftauf eine solche,wennder AnspruchswerberimBundes-¬

landeWienseinenWohnsitzhat ,beimBundesministeriumfür sozialeVerwaltung,
BürodesKleinrentnerfonds,Wien, . ,Singerstrasse17,wenner in einerLandes-¬
hauptstadtseinenWohnsitzhat ,beimAmtder Landesregierung ,in denübrigen
FällenbeidernachdemWohnsitzdesAnspruchswerberszuständigenpolitischen
Bezirksbehördebei sonstigemVerlustdesAnspruchesbis längstens31. Jänner
1930 anzumeldenist .

- . - . - - - - - - - - ¬
ben

Spenden .Anlässlich des Weihnachstfestes1929ha -der WienerBankvereinund
die Zentral - EuropäischeLänderbankzu Handendes BürgermeisterszurVertei¬
lung nachfreiem Ermessenje 5000Schilling gespendet .Derunter demDeckna¬
men" Wilhelm "wirkende Wohltäter hat für arme Schulkinder derMädchenvolks-¬
schule . ,Randhartingergasse17,der Knabenvolksschule . ,Thavonatgasse20
undderHauptschulefür MädchenundKnaben. ,Quellenstrasse31neunzigPaar
Schuheund zweiundzwanzigDutzundStrümpfe gespendet . DerBürgermeisterhat
in der FreitagsitzungdesGemeinderatesdenSpenderndenDankausgesprochen .

- . - - - ¬
BezirksvertretungFavoriten .DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
Favoritenfindet amFreitag ,den31 .Jänner ,um4 Uhrnachmittagsstatt .

- . - - -—

GemeindevermittlungsamtNeubau.DienächstenSühneverhandlungenbeimGe¬
meindevermittlungsamt Neubau finden am . ,12 . ,19 . und26 .Februar imBürs
des Bezirksvorstchers umhalb 11 Uhr vormittags statt .
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Wien ,amSamstag ,den25 .Jänner1930 ZweiteAusgabe

Die Grundgebührender städtischen Elcktrizitätswerke .Bekanntlich heben dieWie- ¬
ner städtischen Elektrizitätswerke vom 1 .Jänner . J,eine Grundgebühr ein ,wiesic

in anderenStädtenOesterreichsundder benachbartenLänderschonlängstein¬
geführt ist . DieseGebührwurdein Wienin der Inflationszeit aufgelassen .Die
Grundgebührist eine Vergütung für die laufenden Kosten ,wie zumBeispiel für

die Bereitstellung der erforderlichen Anlagen ,für die Beistellung undInstand¬
haltungdesZählersundso weiter ,die denElektrizitätswerkenbei jedemStrom¬
abnchmer ,einerlei ob er viel oder wenigStromverbraucht ,erwachsen . DieBe¬
messungderneuenGrundgebührenhatsichbeiderüberwiegendenAnzahlaller
Fälle klaglosabgewickelt ,weilin der Regelder StromverbrauchundderMess-¬
bereich des Zählers in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen . Von

den rund 630 . 000Konsumentenhat ein verhältnismässig geringerProzentsatz
Einspruckgegendie Höheder vorgeschriebenenGrundgebührerhoben .In denmeis¬
ten dieser Fälle ist der MessbereichdesZählersgrösserals derAnschluss¬
wert der Anlage . Dasist darauf zurückzuführen ,dass in den früheren Jahren die

Grössedes Zählersfür denStromabnehmerkeineRollespielte . Solangeeine
Grundgebührnicht bestand ,lag keineVeranlassungvor ,die Uebereinstimmungzwi-¬
schen der Zählergrösse und dem tatsächlichen Anschlusswert der Anlagen zuüber¬

prüfen .Jetztwirdin allenFällen ,in denendieElcktrizitätswerkevoneinem
im Vergleich zumAnschlusswert zu grossen Zähler erfahren ,die Grundgebühr
nicht nach dem Messbereich des Zählers ,sondern nach dem Anschlusswert berech¬

net .Oft ist dies schondurchEinsichtnahmein die vorhandenenVormerkungenmög¬
lich ;die Prüfung des Anschlusswertesder Anlageund damit auch dienndgil¬
tige Festsetzung der Grundgebühr OhneRücksicht auf die Grösse desvorhandenen
Zählers finden erst später statt . DieAuswechslung der Zähler selbst gegen
kleinere erfolgt entsprechend dem Bedarf an grösseren Zählern .Bei einemder
Grösse der Anlage angemessenen Strombezug bedeutet die Grundgebührnureine
verhältnismässig geringe Verteuerung der Stromkosten .Nur bei geringen Ver¬
brauch von Strem und bei hchem Anschlusswert der Installation tritt sie im
Vergleich zum reinen Stromentgelt naturgemäss mehr hervor .Es kann aber in die¬
sem Falle die Grundgebühr nicht herabgesetzt werden ,weil sie auch denZweck
hat ,den Elektrizitätswerken die Unkosten zu decken ,die ihnen durch die Bereit - ¬
stellung der Stromlieferung auch für wenig ausgenützte Anlagen erwachsen .

- ————- - - - —- - - - ——- - - ¬
Eine" PeterAltonberg - Gasso"in Wien .DerGemeinderatsausschussfürallgemeine
Verwaltunghat kürzlich beschlossen ,die neue vomSemmerhaidenwegabzweigende

" r

Gassein Währing„PeterAltenberg-Gasse"zubenennen.PeterAltenberg,1859-¬
1919,war ein WienerDichter .
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31

. - .- - . - . -
DeneueWienerBaugdnung .DievomWienerLanutageeinerzeiteingesetzteKom¬
mission zur Beratung der neuen Wiener Bauordnunghielt heute unter demVorsit¬

ze desAbg .BermanneineSitzungab .BerichtentayterStadtratLinderreferier¬
teüberdenEinspruchderBundesregierunggegendieneueWienerBauordnung
und stellte nach eingehender Begründungden Antrag ,den Gesetzesbeschlussdes
WienerLandtagesvom25 .November1929 ,womiteineBauordnungfür Wienerlassen
wird ,imSinnedesArtikels98,B . . GunddesParagraph135derVerfassungder
BundeshauptstadtWienzuwiederholen.Abg.Biberstelltezunächstinformaler
Beziehungden Antrag ,die Beratung der Kommissionnicht nur auf die vonder

RegierungbeanständetenParagraphe,sondeenaufdengesamtenGesetzextextzu
erstrecken .NachAblehnungdiesesAntrage:beastragteAbg .BiberdieStreichung
derBestimmung,dassdie FlächenwidmungsplänewederRechtenochVerpflichtun¬
gen ,ausgenommendie BeschränkungnachParagraph122( VeränderungendeGelän¬
deböhe;AusbeutungdesUntergrundes),begründen.Dannstellte Abg .Biberder .
Antrag,dieSestimmungüberAbänderungoderErgänzungderFlächenwidmungspläne
durchdenGemeinderatbeiFestsetzungderBebauungsplänedahineinzuschränken ,
dasseineAbänderungoderErgänzungnurdanndurchgeführtwerdensoll,wenn
wichtigeöffentlicheInteresseneserfordern.SchliesslichbeantragteAbg.Biber,
dieBestimmung,dassaufGrünlandflächenmitAusnahmederländlichenGebiete
die Errichtungnur solcher Baulichkeitengestattet ist ,die der Widmungent¬

sprechen,dahinzuerweitern ,dassfürGebäude,lie öffentlichenInteressenzu
dienenhaben ,dieseBestimmungkeineAnwendungzufindenhabe .Nacheinerein¬
gehendenDebatteüberdiesc sich mitdemEinspruchder Bundesregierungbe .
fessendenAnträge,in derBerichterstatterStadtratLinder ,dieAbgordneten
Biber ,Gschladt,Millik ,Dr .WagnerundLandesamtsdirektorDr .Hartlsprachen,wur¬
dendie Anträgeabgelehnt .SiewurdenvomAntragstelle "alsMinderheits-¬
anträgeangemeldet. DerAnbragdesReferentenwurdeangenommen .

DerKampfgegendasGlatteig. WiederstäätischeStr.ssenreinigungsdienstmit-¬
teilt ,wurdenamSamstagabendssofortnachdenersteneinlaufendenMeldungen
übe -Jlatteis die Sandstreuarbeitenaufgenommen .EswurdenzunächstlooMann
eingesetzt ;dieseZahlwurdeimaufeder Naat au » oerhöht .In denSonnta ,- ¬frühstunden warenbereits die Strassenüber inge bes reut .Nachherwurdendie
MannschaftenzurBestreuungderHauptverkehrsstrassensowievonStrassenmåtGefälledirigiert ,so dassderGrühverkehrmSonntagvollständiggesichertwar .Ausserden800Strassenarbeiternwurdennoch3 automobileStreumaschi¬nenundinsgesamt17Pferdesanawagenverwendet.57 - . - - - - - -- - — .- - - --
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Wien,amDienstag,den28 .Jänner1930- - . - . - . - . - „ -- —- —
DerpreussischeStaatsministerfürVolksbildungbesichtigteineWienerVolks-¬
achule. DergegenwärtiginWienweilendepreussischeStaatsministerfürVolks-¬
bildung,Kunst-undWissenschaftDr. KarlBeckerbenütztedenheutigenVormit-¬
tag,umunterFührungdesgeschäftsführendenStadtschulratspräsidentenGlöckel
dasWienerSchulwesenkennenzulernen .ErerschieninBegleitungdesöster-¬
reichischenUnterrichtsministersDr. SrbikunddesdeutschenGesandtenGraf
LerchenfeldineinerVolksschule,woerdemUnterrichteinvierKlassenbei¬
wohnte .Erinteressiertesichinsbesonderefür die ausserordentlicheAusdrucks-¬
fähigkeitderWienerSchulkinder,wiesiesichindersprachlichenundzeich¬
nerischenDarstellungkundgibt. Baranschlosssich derBesucheinerKnaben¬
undMädchen-Hauptschule.DortwurdedenBesuchernGelegenheitgeboten,den
differenziertenUnterrichtindenbeidennachdemArbeitstempogeteilten
Klassenzügenkennenzulernen.ZumSchlussewohntendieGästeeinemrhythmische
TurnenundeinerGesangsstundebei .AmEndederSchulbesuche,dievierStun¬
deninAnspruchgenommenhatten,verabschiedetensichdieHerrenmitAusdrük¬
kenungeteilterAnerkennungfürdieLeistungenderSchule,

PensionierungdesStrassenbahndirektorsSpängler.InderheutigenSitzungdes
StadtsenatesbrachtePersonalreferentamtsführenderStadtratSpeiserdas
PensionsansuchendesStrassenbahndirektersIngenieurLudwigSpänglerzur
Kenntnis.DerStadtsenatgenehmigtedasAnsuchenmitWirksamkeitvom28 .Feb-¬
ruar1930undbeschlossdemGemeinderatdenAntragzuunterbreiten,Rirektor
SpänglerfürseinelangjährigeundvorbildlicheTätigkeitDankundvolleAn-¬
erkennungauszusprechen.DirektorSpänglerwirdderGemeindeverwaltungauch
inHinkunftalsBeraterinVerkehrsangelegenheiten,insbesondereinFragender
Untergrundbahn,zurVerfügungstehen.MitderWeiterführungderStrassenbahn-¬
betriebewerdendieVizedirektorenMuhrundIngenieurWernersowieOberamts-¬
ratReschbetrautwerden;letztererwirdgleichzeitigTitelundFunktioneines
VizedirektorsderStrassenbahnenerhalten.DirektorIngenieurLudwigSpängler
geborenam10 .Oktober1865,hatnachVollendungseinerHochschulstudienan
derWienerTechnikundnacheinerkurzenTätigkeitbeidenStaatsbahnendurch
zweieinhalbJahrealsKonstrukteurdesbekanntenHochschulprofessors.Ra¬
dingergearbeitet.ImJänner1892isterbeiderSiemensHalske. D.eingetre¬
tenundhatsichdamalsschondemelektrischenBahnbetriebzugewendet.Erhat
denBaudesElektrizitätswerkesundderelektrischenStrassenbahninSara¬58
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jevounddenUmbauderBudapesterPferdebahnaufdenelektrischenBetriehge¬
leitetundschliesslichindenJahren1898bis1902denelektrischenProbebe¬
triebaufderWienerStadtbahndurchgeführt.Am14 .April1902istIngenieur
Spänglerals OberingenieurundProkuristderSiemensHalske . G.zumDirek¬
torderBetriebsabteilungfürstädtischeStrassenbahnenernanntundschliess-¬
licham1 .Juli 1903als DirektorderstädtischenStrassenbahnenin dieDiens-¬
te derGemeindeWienübernommenworden.SeitdieserZeitstehtDirektorSpäng-¬
ler anderSpitzediesesUnternehmens ,dassichunterseinerFührungzueiner
ungeahntenGrösseentwickelthat :DieBetriebsländeist von167auf315Kilome¬
ter ,dieWagenanzahlvon1726auf3876,dieZahldergeleistetenWagenkilometer
von46Millionenauf160Millionenunddie derbefördertenFahrgästevon161
Millionenauf 650Millionengestiegen .VonbesonderenAufgaben ,die indiese
Zeitfallen ,seiennurerwähnt: DieUebernahmederDampftramwayKrauss&Co.
imJahre1908 ,die Arbeitenfür die UntergrundbahnundElektrifizierungder
StadtbahnanlässlichderEnqueteimJahre1910 ,dieersteEinführungdesAuto-¬
busbetriebesindenJahren1912bis1914,diemannigfaltigeTätigkeit,diedie
KriegszeitindenJahren1914bis1918rforderthat ,dieEinführungdeselek-¬
trischenBetriebesaufderWienerStadtbahnindenJahren1923bis1925und
schliesslichindenJahren1926bis1928diezweiteEinführungoesstädtischen
Autobusbetriebes.DirektorSpänglerhatjederzeitallesdarangesetzt ,alleFort-¬
schritteauftechnischemGebietdemUnternchmennutzbarzumachen,undsoist
esauchseinVerdienst,dassdieReisegeschwindigkeitaufdenstädtischenStras
senbahnenvon1015KilometerStundengeschwindigkeitauf14Kilometercrhöht
werdenkonnte.AberauchausserhalbdesUnternehmenshatDirektorSpänglerei-¬
neregeTätigkeitentfaltetundseinRufalsFachmanninVerkehrsangelogenhei¬
tenist weitüberdieGrenzenunseresVaterlandeshinausgedrungen.RegeTätig¬
keithater imVerbandederösterreichischenLokal-undKleinbahnenentfaltet,
dessenPräsidenterseitdemJahre1920ist .ImselbenJahrist DircktorSpäng¬
ler zum Präsidenten des nach den Kriegsjahren neugegründeten Internationalen

Strassenbahn - undKleinbahnvereines gewählt worden und hat diese Ehrenstelle

biszudervonihmvertretenenundgefördertenZusammenlegungmitdemBrüss-¬
ler VereinimSeptember1928innegchabt.

. - - - - - - - - ¬
DieBilanzenderstädtischenUnternchmungenfür 1928genchmigt .DerStadtsenathieltheutegemeinsammitdemstadtischenFinanzausschusseineSitzungab ,inderVizebürgermeisterEmmerlirgüberdieBilanzenderstädtischenUnternchmungonfürdasJahr1928eingchendberichtete .InderDebattesprachendieStadtrte Dr. AlmaMotzkoundRummelhardtsowiedie GemeinderäteBiber ,UebelhörundZimmerl ,die verschiedene Anfragen an den Referenten richteten .Nach ihrer Be¬
antwortungwurdendieBilanzenderstädtischenUnternehmungenfür1928geneh-¬migt .

- . - . - - - - - ¬
EntfallendeSprechstunde.AmDonnerstagentfälltwegendienstlicherVerhinder-¬ungdieSprechstundebeimstädtischenWirtschaftsreferenten ,StadtratKokrda.59

- —
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Wien ,amMittwoch ,den 28 .Jänner1930

Die Gemeindezuschüssezu den Instandhaltungskosten .Bekanntlich hat derWie- ¬

ner Gemeinderatim Juni . J .einen Beirat zur Begutachtungder Gewährungvon
Zuschüssenzu denInstandhaltungskosteneingesetzt ,die überdasViertausend-¬
fache des Friedenszinses hinausgehen .Am 23 .Jänner hielt dieser Beirat seine

zwölfte Sitzung ab ,in der die Ansuchen von 331 Parteien in 51 Häusern erle - ¬

digt wurden .Bisherhat der Beiratinsgesamtdie Ansuchenvon4l7oParteien
in 516Häusernbehandelt . Dievonder Gemeindegewährleisteten Zuschüssezu
den Mietzinsen betragen monatlich 18 . 052Schilling . Dersich hiedurch ergeben¬

de Aufwandbeträgt für die Zeit vom1 .August . . bis31 .Juli 1930bisherins - ¬
gesamt194 . 31Schilling .

Ausgestaltungder elcktrischen StrassenbeleuchtungIndennächstenTagenwird
die neuhergestellte elektrische Strassenbeleuchtung in Margareten in der

Josef Schwarzgasse und Giessaufgasse ,in Favoriten auf dem Verbindungsweg zwi¬

schen der Neilreichgasse und der Laxenburgerstrasse ,in Meidling auf demFuss¬
wegin der Untermeidlingerstrasse und in Floridsdorf auf demBieberhaufenweg
und in der Siedlung am Müllnermais in Betrieb gesetzt .

VerwahrungderStrassenbahnzeitkarten. WiediestädtischeStrassenbahndirek-¬
tion mitteilt,pflegen insbesondere in der letzten Zeit die Zeitkarteninhaber
in den Hüllen ( Etuis ) ,in denen sie die Strassenbahnzeitkarte verwahren ,auch

noch andere Legitimationen oder Papiere unterzubringen .DieseGepflogenheit
steht im Widerspruche mit den Fahrpreisbestimmungen ,wonachdie Karten wohlin
einer durchsichtigen Hülle ( Etui )verwahrt werden können ,wenn die Hüllen
( Etuis )eine Prüfung der Karte in allen Teilen gestatten ,ohne dass sie aus de

Hülle( Etui )herausgenommenwerdenmuss .DadasVerwahrenderZeitkarteinder
Hülle ( Etui )gemeinsam mit anderen Papieren oder dergleichen sehr häufig zu

sehr besonders für die Karteninhaber unangenehmenZwischenfällen führt,er¬
sucht der Strassenbahndirektion dringendst ,die Zeitkarte vorschriftsgemäss
zuverwahren .

BezirksvertretungSimmering.DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
Simmeringfindet amFreitag ,den 7 .Februar ,umhalb 6 Uhr nachmittagsstatt .
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- . - - - - ¬

Das Gasgebrechenin Meidling .Zu demGasgebrechenin Meidling teilt dieDirek¬

tionderstädtischenGaswerkemit ,dasssofortnachdemBekanntwerdendesUn¬
glücksfalles die Erhebungenbezüglichder Ursacheeingeleitet wurden .DieUn¬
tersuchung des freigelegten Strassenhauptrohres ergab ,dass eineAbzweigschel¬

le einerin dasbenachbarteHausführendenZuleitunggebrochenwar .Dasaus¬
strömedeGasdürftedurcheinenalten ,nichtmehrbenütztenHauskanalindie
Wohnunggedrungensein ,DiebeschädigteAbzweigschellewude sofortausge¬
wechselt,sodasskeineGefahreinerGasausströmungmehrbesteht .DerUnglücks-¬
fall wärebestimmtvermiedenwörden ,wenndie Hausparteien ,die schongestern
Dienstag einen Gasgeruchwahrgenommenhaben ,sofort die städtischen Gaswerke
verständigt hätten .Es ist unbedingtnotwendig ,in allen Fällen ,in deneneinGe- ¬
brechenauchnurvermutetwird ,sofortdiestädtischenGaswerkenKenntnis
zusetzen . - . - - ¬
Auflegurgder Wählerverzeichnissein Wien .GemässParagraph31derWahlordnung
für denNationalratwerdendie WählerverzeichnissevonSamstag ,den. Februar,
biseinschliesslichFreitag ,den14 .Februar ,anWerktagenvon15Uhrbis19
UhrundanSonntagenvon9Uhrbis12UhrzurallgemeinenEinsichtnahmeaufge
legt .InnerhalbdieserFristist jedermannberechtigt ,in dieWählerverzeichnis
se Einsichtzu nehmen .Einsprüche( Reklamationen)gegendieWählerverzeichnisse
kannjeder Bundesbürgerinnerhalbder AuflegungsfristwegenAufnahmevermeint
lich NichtberechtigteroderwegenNichtaufnahmevermeintlichBerechtigter
mündlichoderschriftlich bei denAuflegungsstelleneinbringen .WodieWähler-¬
verzeichnisseaufliegenunddie Einsprüche( Reklamationen )eingebrachtwerder
können,ist ausderandenstädtischenAmtstafelnangeschlagenenKundmachung
betreffenddieAuflegungderWählerverzeichnissezuentnehmen.Ueberdieswird
in jedemHausaneinerallenHausbewohnernleichtzugänglichenundsichtbarer
Stelle(Hausfluroderdergleichen)eineKundmachungangeschlagen ,diedieZahl
derWahlberechtigteneinerjedenWohnungsowiedenAmtsraumangibt,indem
dasWählerverzeichnisaufliegt .Dadurchist esdenHausbewohnernmöglich,auch
ohneNashschauir derandenstädtischenAmtstafelnangeschlagenenKundma- ¬
chungdenOrt ,wodasWählerverzeichnisdesbetreffendenHausesaufliegt ,zu
erfahr a .
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DerKampfder Gemeindegegendie Arbeitslosigkeit . DieGemeindeverwaltungist
seit jeher bemüht ,durch eine fortlaufende Vergebungvon Arbeiten undLieferun¬
gen die Arbeitslosigkeit nach besten Kräften zu bekämpfen . Sohabeninden
letztenTagendie Gemeinderatsausschüssefür WohnungswesenundtechnischeAn¬
gelegenheiten neuerlich Arbeitsaufträge der verschiedensten Art imBetrage
von ' 6MillionenSchilling vergeben ,die eine ReihevonGewerbenundIndustrie
en wieder mit Beschäftigung versorgen .Die letzten Arbeitsaufträge sind an
die Autoindustrie ,Armaturenindustrie ,Elektroindustrie und insbesonderean
die mit dem Wohnbau beschäftigten Gewerbeergangen .

Die Oberwiedengassein Hernals Einbahnstrasse .Die Oberwiedengassehatzwischen
der Dornbacherstrasse und der Braungasseeine Steigung von etwa zehnProzent .
Ausserdemist ihre Fahrbahndort so schmal ,dass zwei einanderontgegenkommen¬
de Fuhrwerkenicht ausweichenkönnen .DieOberwiedengassewirddaherdurch
eineMagistratskundmachungals Einbahnstrasseerklärt . Siedarfnurinder
Richtung von der Dornbacherstrasse zur Braungasse befahren werden .DasBefah¬

renderOberwiedengassezwischenderDornbacherstrasseundderBraungasseist
für SchwerfuhrwerkundLastkraftwagengänzlichverboten .

Vonder offenenFürsorge .ImRahmender Wohlfahrtspflegeder GemeindeWien
nimmt auch die offene Fürsorge einen bedeutenden Raumein . Sowurden imNovem¬

ber . . für1,131 . 460SchillingErhaltungsbeiträgean 39 . 494Personenausge-¬
geben .MitPflegebeiträgewurden11 . 210Personenbeteilt . DerAufwandhiefür

machte 206 . 130Schilling aus . . 584Personen erhielten Pflegegelder imGesamt¬

betrag von 188 . 310Schilling . DerAufwand für Aushilfen ist ebenfalls ein be¬

trächtlicher .Er betrug85 . 360Schilling ,die an 10 . 256Personenverteilt wor¬
densind .

- . - ————- - - - - ¬
Ausgestaltungder elektrischenStrassenbeleuchtung .DemnächstwirdinMeidling
die Dörfelstrasse mit der elektrischen Strassenbeleuchtungausgestattet .

- . —— — .— . — -- ¬
Gebührenfür die Fleischbeschau .Für die Zeit vom1 .bis 28 ,Februar1930
betragt die Grundgebührfür die Vornahmeamtlicher Untersuchungen vonVieh
und Fleisch ' 71Schilling .Die gleiche Grundgebühr wird für die tierärzt¬
liche Untersuchung von Tieren eingehoben ,die in einer Wiener Eisenbahn -oder
Schiffstation ein -und ausgeladen werden .
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Arbeitslosendeputation im Rathaus .Im Anschlussan die von derkommuni¬
stischen Partei veranstaltete Arbeitslosendemonstrationerschienenauch
Vertreter der Arbeitslosenim Rathaus ,umbeimBürgermeisterverzusprechen .
BürgermeisterSeitz ersuchtedenReferentenfür Sozialpolitikamtsführen¬
denStadtratProfessorTandler,dieAbordnungzuempfangen.DieDepntation
stellte eine Reihe von Forderungen ,zu denen Stadtrat Tandler wie folgt Stel¬
lungnahm :

Die Behauptung ,dass die Gemeindekeine Kohlenkartenausgebe ,ist absolut
unrichtigt ; eswurden bereits 76 . 100ausgegeben und wird diese Aktionnoch
fortgesetzt .DieF,ischmilchaktionfür Säuglinge ,die schonseit Jahrenbesteh
wirdebenfallsfortgesetzt ,ja eswurdevorlängererZeitverfügt ,sieauch
aufdie KindervonArbeitslosenbis zumzweitenLebensjahrauszudehnen .Auch
die Errichtung von Tagesheimstätten wird nach der Massgabedererlangbaren
Lokalefortgesetztwerden .DieForderungnachAuspeisungvonKindernArbeits¬
loserist überflüssig ,daseit JahrendieAuspeiseaktionderGemeindebesteh¬
WennBeschwerdegeführt würd ,dass Kinder von Arbeitslosen nicht ausgespeist
werden ,so müssendiese Beschwerdenan die Eltern gerichtet werden,die die

Anmeldungunterlassenhaben. DieweitereForderung,dassGemeindepensionåsten
verhindertwerden ,einenBerufauszuüben ,mussdahinbeantwortetwerden ,dass
die Gemeindekein Rechtsmittelhabe ,auf die PensionistenentsprechendenEin
fluss zunehmen,EntscheidendindieserFragewäreausschliesslichdieBundes
gesetzgebung .Ueberstunden ,durchderen Abschaffungdie MöglichkeitderEin¬
stellung neuerKräftesich ergabe ,wurdenbei der Gemeindeauf Einschreitend
Gewerkschaften schon seit langem überhaupt abgeschafft .Das hat tatsächlich
zur Einstellungeiner erheblichenZahlbisherArbeitslosergeführt .Dasses
gewisseZweigeder Verwaltung ,insbesonderedasVerkehrswesen,giht,woeszu
LeistungvonUeberstundenkommenmuss ,liegt in demCharakterderBetriebs¬
führungundist unvermeidlich .DasErsuchenhinsichtlich derStrassenbahn¬
fahrkarten wird an die zuständige Stelle weitergeleitet und Stadtrat Tandlwerdesich für eine genauePrüfungeinsetzen .SchliesslichwiesStadtrat
Tandlernochdarauf hin ,dass diezAuszahlungeiner einmaligenUnterstützun
vonfünfzig Schilling für jeden ArbeitslosenundnacheinerSonderbehand¬lung beimGas - undStrombezugkeine Aussichtauf Erfüllunghabenkönne .Eswurde ferner festgestellt ,dass nach der Verfassung die Arbeitslosenfrage e .
Angelegenheit des Bundes ist . DieGemeinde leistet hiezu die nach dem Besetz

vorgeschriebenen Beiträge von jährlich vielen Millionen Schilling .Ueberdies
hat sie ihren gesamten Fürsorgeapparat in den Dienst der Arbeitslosenfürsor
ge gestellt ; rundfünfzig Prozent des Fürsorgebudgets kommenausschliesslichden Arbeitslosen und ihren Familienmitgliedern zugute . .63 e —„ "*Forderungnach
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Vor allem ist festzustellen ,dass im Zuge der Erhebungenstrenge
überprüft wurde ,ob ein Diebstahl oder ein Sabotageakt vorliegen kann . DieFest¬
stellungen haben ergeben ,dass ein Diebstahl durch die getroffenen strengen
Kontrollmassnahmen vollständig ausgeschlossen ist . Ebensomuss die Annahmeeines
Sabotageaktes ganz von der Hand gewiesen werden ,weil die Betätigung des
Schwimmerventils ,das in einem unterirdisch gelegenen Kessel an ganz unzugäng¬
licher Stelle ,liegt ,ausgeschlossen ist ; esliegt zwei Meter unter der Flüssig¬
keitsoberfläche und drei Meter unter dem vollständig geschlossenen Terrain
und ist daher jedem Zugriff vollkommen unzugänglich .

Ueber die Ursache des Benzolaustrittes aus der Tankanlage in denKanal besagt der Vorbericht :
Als in den Jahren 1926 und 1927 die Grossgarage in Margareten er¬baut wurde ,war die Entscheidung zu fällen ,ob für die Benzinzapfstelle eine

sogenannte Schutzgasanlage oder eine Wasserdruckförderanlage gewähl werden
soll . Die aufgestellten Berechnungen haben ergeben ,dass in wirtschaftlicher Be¬

ziehung den Wasserdruckförderanlagen der Vorzug zu geben ist ,auchdeshalb ,
weil sie den Kessel ständig mit Flüssigkeit gefüllt halten und explosionsge¬

fährliche Hohlräume vermeiden .Bei der Wasserdruckförderanlage nach demSystem
Bunn - Bywaterwird aus einem Hochbehälter durch eine Rohrleitung Wasser in den
Lagerbehälter eingelassen und durch diesen Wasserdruck das spezifisch leich¬
tere ,über dem Wasserspiegel im Kessel stehende Benzol durch eine Rohrleitung
zur Abzapfstelle gepresst .Die Füllung des Kessels mit Benzol geschieht dadurch
dass aus einem Kasselwagen der Triebstoff in die Lagerbehälter rinnt ,wobei

gleichzeitig die gleiche Menge Wasser aus dem Benzinbehälter durch einen Kon¬
trollschacht in den Kanal abfliessen muss .Um bei einer Ueberfüllung des Kes¬

sels ein Nachfliessen von Benzol in den Kanal hintanzuhalten ,ist in der Ab¬
flussrohrleitung im Inneren des Kessels ein Schwimmerventil eingebaut ,das
zwar im Wasser ,nicht aber im leichteren Benzin schwimmt und sich daher automa¬
tisch senkenund die Rohrleitung schliessen soll,wenn Benzol zurAbflusslei¬tung gelangt .

Die Tankanlagein der GarageMargaretenbesteht aus zweiKesseln
zu je rund 10 . 000Liter Fassungsraum .Sie sind aus betriebstechnischen Grün¬
den mit einer Rohrleitung verbunden .Bei der Füllung der Kessel und bei der
Entnahme von Betriebsstoff sind Ansperrvorrichtungen zu betätigen ,deren Be¬
dienung aber ziemlich einfach ist . Beider 1927 erfolgten Inbetriebnahme der

Anlage wurde für die Bedienung ein Kollektivvertragsangestellter bestimmt ,

der in der Handhabungder Betätigkngsarmaturen durch die übergebendeFirma
( . RumpelA , . )genau unterwicsen wurde .

Am 16 . Jähner . . ist am Nachmittag aus der Anlage eine Menge
von rund 7500 Liter Benzol in den Kanal geflossen .Sofort nach Bekanntwerden
dieses Benzolterlustes wurden die Untersuchungen aufgenommen ,Dabei wurdefest
gestellt ,dass im Kontrollschacht ,in dem sich nur Wasser befinden soll ,Benzin
vorhanden war .Die Anlage wurde vollständig entleert und die Kessel befah¬
ren ,das heisst in ihrem Inneren untersucht .Dabei konnte jedoch kein wahrnehm¬barer Schaden konstatiert werden .Nun wurden sowohl die Kessel als auch die

Rohrleitungen und alle Absperrvorrichtungen einzeln auf ihre Dichtigkeit über¬
prüft .Diese Druckproben ergaben ,dass die gesamte Anlage dicht war und nur
zwei Durchgangsventile in der Benzolleitung undicht gewesen sind ,während ein
Dreiwegeventil in der Wasserdruckleitung sich schwer betätigen liess . Diein
den Kesseln befindlichen Schwimmerventile ,die von aussen sonst nie zugänglich
sind ,wurden herausgenommen ,untersucht und im Laboratorium des Technologischen
Gewerbemus eums ausprobiert • Bei dieser Prüfung konnte ein Nicht
funktionieren dieser beiden Ventile nicht festgestellt werden .

Die Firma Rumpel . . besitzt auf einem Lagerplatz in Wien eine Vo
suchsanlage nach dem System Bunn - Bywater .Diese Versuchsanlage wurde nunso

adaptiert ,dass sie den in der Garage in Margareten bestehenden Verhältnissen
möglichst angepasst war .Dann wurden in dieser Anlage verschiedene Versuche an
gestellt ,um den Vorgang zum Zeitpunkt des Auslaufens auch praktisch zu unter¬

suchen .Aber auch bei diesem Experiment konnte keine volle Aufklärunggefunden
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werden .

DieZusammenfassungaller ExperimenteundBeobachtungenwährenddervielenUntersuchungenergibtfürdasAbfliessenvonBenzinausderAnla-¬ge folgende Erklärung :
Zwischen3 und1/2 4 Uhrhabenan demfraglichenNachmittagvierTriebwagenbeiderZapfstelleBenzolgefasst .NachdieserEntnahmehatderBe¬dienungsmann vorschriftsmässig das Dreiwegeventil eines Kessels in die Ruhe¬

stellung gebracht ,dabei aber nicht beachtet ,dass dieses Ventil nichtvoll¬kommenfunktionierte .DieUntersuchunghat ergeben ,dassgeradediesesVentil
einenBetätigungsfehleraufwies .WeiterhatderBedienungsmann,derBedienungsvorschrift entsprechend ,die Vantile der beiden Steigleitungen geöffnet .Da¬
durchstandein KesselunterDruckunddrücktedasBenzindurchdie ,eineVerbindungzwischendenbeidenKeszelnherstellendeSteigleitungin denzwei¬ten Kesselhinüber .Nunmehrwurdeder zweiteKesselmit Benzolangefüllt .ImAugenblickder Vollfüllung hätte das im KesselgrundbefindlicheSchwimmerventisich automatischschliessen sollen,so dass nachdemAbströmendesWassers
ein Uebertritt vonweiter zufliessendemBenzolin den Kanalvermiedenwor¬denwäre .TatsächdichbewiesdasVorhandenseinvonBenzinimKontrollschacht,dass durch die Rohrleitung Benzol aus demKessel ausgetreten ist . Diesist
aber nur dadurchmäglich ,dass das Schwimmerventilden AbschlussvonBenzolnicht bewerkstelligt hat .Es schloss nachdemAbflussdes letztenWasserrestes
dieRohrleitunggegendasnachströmendeBenzolentgegenseinerKonstruktionnicht ab .

DienächsteBenzolabzapfungerfolgtegegen3/45 Uhrnachmittags.Dadie Anlagein der Zwischenzeitnicht benütztwordenwar ,wurdeaucheineBeobachtungnicht durchgeführt .Gleich nach Beginndieser zweitenBenzolab¬
nahmewurdedurch Geruchswahrnehmungdes diensthabendenFahrmeistersder
Abfluss von Benzinin den Kanal festgestellt . DerBedienungsmannhathierauf
sämtlicheAbsperrvorrichtungensofort geschlossen .In der Zeit zwischen1/2I und5 Uhrmussdaherdie BenzolmengedurchdasschlechtfuntionierendeSchwimmerventil in den K nal gelangt sein .

DieUntersuchungenstehen ,wioschonerwähnt ,vor demAbschluss.Dasausführliche Gutachtender Sachverständigenwird für nächste Wocheer¬
wartet . ZurZeit ist aberausdemVerlaufderUntersuchungenfeststellbar ,dass wederein Diebstahlnochein Saboteaktvorliegenkann ,sunderndassnur das Versagendes Schwimmerventilsden Benzolabflussin den Kanaler- ¬möglichte .

EineTagungderösterreichischenGameindcarchivareundMuseumsleiter.
AufEinladungdes Städtebundeshalten die österreichischenGemeir

den ,dieeigeneArchiveundMuseenbesitzen ,amSamstagundSonntagimLinzer
RathauseineTagungab . Esist diesdieersteZusammenkunftdieserArt. Sie
bezwecktvorallemdieAnbahnungeinerZusammenarbeitderStadtarchivedurc.
die GründungeinerArbeitsgemeinschaftunddie AufstellungvonRichtlinien
für die einheitlicheLeitungderGemeindemuseen.Ueberdie Aufgabenderkommu
nalenArchibewirdderStadtarchivarvon ,St .PöltenDr .KarlHelleinerberich¬
ten ;dasReferatüberdieOrtsmuseenwirdStadtratFerdinandWiesinger(Wels)
halten .FürdenStädtebundwerdender geschäftsführendeObmannVizebürgermeis
ter EmmerlingundSckretärHonayteilnehmen.DieTagungwirdauchmitBesich¬
tigungen vonArchivenundMuseenin Linz undWelsverbundenwerden .

Eröffnungder städtischenMütterschulen .Bekanntlich hat die GemeindeWien
voreinigenWochendie ErrichtungvonstädtischenMütterschulenbeschlossen .
DieEröffnungderselbenfindetamMontag,den3 .Februar ,umhalb7 Uhrabends
in derstädtischenKoch -unsHaushaltungsschule ,VI . ,Brückengasse3,statt .65
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WIENER LANDTAG
Sitzung vom31 ,Jänner 1930

Präsident Zimmerl( . . )eröffnet die Sitzung um1/2 5 Uhrnachmit- ¬
tags . Eswird zunächst der erste Punkt der Tagesordnung ,Wiederholung desGe- ¬

setzesbeschlussesvom25 .November1929,womiteineBauordnungfürWieners
lassen wird ,in Verhandlunggezogen .

St . . Linderbeschäftigtsich mitdemvonder Bundesregierunggegen
die Baucr dnungerhobenen Einwendungen ,Die Regierung behauptet zunächst ,dass

dieBestimmungendes§1unddes§hderBaucrdnungdarnachangetansind,
denKreditvonHandel ,GewerbeundIndustrie ,aberauchdenHypothekarkredit
zu schädigen weil dadurch ,dass durch den Flächenwidmungsplankeinerlei

RechteundPflichtengewährtwürden,dieGrundstückeentwertetwerden.Ferner
äussert die Regierungdie Meinung ;dass durchdie Bestimmungdes § 6Bun-¬
desinteressenverletztwürden,daderBundnichtdasRechthabenwird ,bestimm¬
ten GrünflächenBundesgebäude,zumBeispielUnterkünftefür dasMilitärauf-¬

zuführen . . DieseEinwendungenderRegierung
sindabernichtstichhältig .Denndie gegenwärtigin KraftstehendeBauord-¬
nungräumtbeiFestsetzungdesRegulierungsplanesundhinsichtlichderBe¬
bauungsplänekeinerlei Rechteein ,währendauf Grundder neuenB,uordnungin
den§ §58und59dasRechtaufShhadensansprücheeingeräumtwird . Esistauch
nicht richtig ,wenndie Regierungbehauptet ,dass durchdenFlächenwidmungsp .
eine Entwertungder Grundstückewerdeherbeigeführtwerden ,weilderFlächen
widmungsplansichmitdemgegenwärigenGeneralregulierungsplandecktund
eineVeränderungdiesesPlaneswirdnachderneuenBauordnungunterbedeuten
schwierigerenModalitätendurchgeführtwerdenkönnenals sie hishermög¬
lich war .UebrigenskanneineVeränderungin denGrundwertenersteintreten ,
wennder Bebaunsplangeschaffenwird unddannkönntemanhöchstensdavon
sprechen ,dass die Rente höher ,nicht aber ,dass sie niedriger wird ,DieEin

wendung,es würdenBundesinteressenverletzt ,dadurch ,dasses demBundenic
möglichsein wirdauf bestimmtenGrünflächenUnterkünftefür seineZwecke
zuschaffen ,ist mehrals merkwürdig. Dennnach§ 5 Absatz5 derVerfassungsi
novelle ist die Bestimmungvon Bgulinien den Ländernvorbehalten .Hierkann

alsoeinBundesinteressenichttangiertwerden .ZudemsichüdieBquordnung
diverseRechtefür öffentlicheButenvor .SozumBeippielmussder„ u66
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Bundgehörtwerdenundkanner seineEinwendungenerheben ,wennes sichum
dieBestimmungvonPlänenfürsolcheFlächenhandelt ,dieihmgehören.Erkann
nach§ Alfür öffentlicheBautenEinteignungendurchführen,nach§ 79istihm
dieMöglichkeitgegeben,beiErrchtungöffentlicherBauten,sogarnichtein¬
maldie Bauklasseneinzuhalten .DieneueBauordnungsieht daherRechtefürden
Bundin weitreichliheremMassevorals diealte Bauordnung.MitRücksicht
darauf ,dassdieEinwendungenderRegierungnichtstichhältigsind ,bean¬
tragt der Berichterstatter denWidlerholungsbeschlusszu fassen unddieMinder¬

heitsanträge abzulehnen .

Abg .Biber ( . . )protestiert zunächst dagegen ,dass nochvorEinberu¬
auf

fungder Kommission/dieTagesordnungdenLandtagssitzungderWiederholungs
beschlusshinsichtlichderB,uordnunggesetztsei .WasdieSacheselbstbe¬
trifft,so ist St . . Linderin seinemReferataufdie entscheidendenPunkte
nichteingegangen,Esistzunächstnichtrichtig ,dassderFlächenwidmungsplan
seinemWesennachdasselbeweiwiederGeneralregulierungsplan;dennderGe¬
neralregulierungsplan setzt nichts anderes fest als die Strassenzüge ,dage¬

genenthält der Flächenwidmungsplannicht nur die Strassenzüge ,sondernauch
Gründefür öffentlicheGebäude ,ja Gründefür Erholungsflächen ,ausserdem
auch Verkehrsbänder ,auf welchen ein immerwährendesBauverbot liegt .Ganze

Gebietsteilekönnenals VerkehrsbändererklärtunddaherderBebauunganz
entzogenwerden .Daswichtigsteist aber ,dassdieAenderungdesFlächenwid¬
mungsplanes ,soweit es sich umErholungsflächen ,umFlächendürFriedhöfe

dergleichenhandelt ,lediglichvomdemWillenderMajoritätabhängt.
Eswäretheoretischmöglich,dassjemandheuteirgendeinenGrundankauftund
dassdieserGrundmorgenvomGemeinderatalsErholungsflächeerklärtwird.
Es ist nicht richtig ,dass der Flächenwidmungsplandasselbeist wiederRe¬
gulierungsplan und es ist vollkommenbegründet ,wenndie Regierunghier ihre

Bedenkenerhebt .AuchdiezweiteEinwendungderRggierungistberechtigt.
DennwennauchderBunddasRechtbekommenhat ,fürseineeigerenGebäude
EnteignungendurchzuführensowirdihmdieseEnteignungnichtsnützen ,daer
infolgederFlächenwidmungtrotzdemdannnichtbauenkann. DerRednerbean¬
tragt sodanndie Streichung der Bstimmung ,dass dieFlächenwidmungspläne

wederRechtenochVerpflichtungenausgenommendie Beschiänkungnach§322
( Veränderungender Geländehöhe ;Ausbeutungdes Untergrundes )begründenferner
dieB,stimmungüberAbänderungoderErgänzungderFlächenwidmungsplänedurch
denGgmeinderatbeiFestsetzungderBebauunsplänedahineinzuschränken,dass
eineAbänderungoderErgänzuggnurdanndurchgeführtwerdensoll ,wennwichti¬
ge öffentliche Interessen es erfordern undschliesslich die Bestimmung ,dass

67



+—
WienerLandtagvom31 .Jänner1930 Ill . Blatt

auf Grünlandflächen mit Ausnahmeder ländlichen Gebiete die Errichtung nur
die

solcherBaulikhkeitengestattet ist ,der Widmungentsprechen ,dahinzuerwei¬
tern ,dassfür Gbäude ,die öffentlichenInteressenzu dienenhaben ,diese
Bestimmungkeine Anwendungfinden soll . ZumSchlusseerklärt der Rednerden
vonderMajofitäteingenommenenStandpunktalsgeset- undverfassungswid-¬
rig ,dasssichderLandtaglediglichmitdenParagraphhnderBauordnungnun¬
mehrbeschäftigendürfe ,gegenwelchedie RegierungEinsprucherhobenhabe
unf .vertritt die Meinung ,dass demLndtagdie Möglichkeitgegebenwerden
müsse ,sich neuerdings mit dem ganzen Gesetz zu beschäftigen .Da es der Minder¬

heit infolgediesesStandpunktesderMehrheitunmöglichgewesensei ,Anträge
zu den übrigen B stimmungender Bauordnungin der Kommissionzu stellen ,be¬
an rage er denEntwurfan die Kommissionrückzuverweisen .Sollte dieserAn¬
trag abgelehntwerden ,so ersucheer seineMinderheitsanträgeanzunehmen
( LebhafterBeifall undHändeklatschenbei der . . )

St . . Linderspricht sich gegendenVertagungsantragaus .DerLandtag
habedas Gesetznihht neuerlithzuberaten ,vielmehrsich nur mit den3Para¬
graphenzu beschäftigen ,gegenwelchedie RegierungEinsprucherhobenhat ,Es
stehe lediglich der WiederholungsbeshhlusszurDiskussion.

Der RückverweisungsantragBiber wirdabgelehnt .
GR. Hengl( E . . )bemerktzunächst ,dieMehrheithabe durch dieAb¬

2lehnungdesRückverweisungsantragebewiesen,dassessichHichtumsachliche
Momente,sondernlediglichumparteipolitischeMorivehandelt .Erbeschäftigt
sich sodannmi demEinspruchder Regierunggegendie Bauordnung . Esist sicher
lich richtig ,dass der Hypothekarkredit geschädigt werden muss ,wenn es die

Mehrheitin der Handhat ,durcheinen einfachenBeschlussdieFlächenwidmung
zu verändern ,Zumalden Interessenten jedes Relursrecht genommenist ,sie
bei einerVeränderungderFlächenwidmungsplänenichtverständigtwerden ,ja ,
umdenBeirat nicht einmalein Vertreter der Wirtschaftsitzt . DerEinspruch
der Regierung ist vollkommangerechtferigt und es müsste ihm Gehörgeschenkt
werden . DerRedner bringt sodann die von der Minderheit seinerzeit gegendi

BauordnungvorgebrachtenBedenkenneuerlichvor .Siebeziehensich vorallem
auf die völlige Bausperre ,wodurchein Grossteil des Stadtgebietesvonder
Verbauunggmöglichketausgeschlossen und dadurch entwertet wird ,auf diebe¬

schränkteBusperre,aufdieBestimmungenüberdieUmlegung. Esfehltnoch
immeranderBestimmung,dassdieEnteignungerst dannsolldurchgeführt
werdenkönnen,wennalle übrigenMittelerschöpftsindauchdieAnliegerbei¬
träge ,hinsichtlich derer gegenüberdemersten EntwurfwesentlicheEinschrän¬
kungengetroffen wurdensind nocht immereine bauverteuerndeMassnahme .
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DieGrundtendenzdesGesetzes ,StärkungdesBaumonopolsderGemeindeund
UnterbindungderprivatenBautätigkeitistgeblieben.Eswäreimhöchsten
Gradeunverantwortlich,ausPrestigegründenandemursprünglichenEntwurf
festzuhaßten ( Beifall bei der . . )

Abg .DriWagner( . . )erinnertzunächstdaran ,dassdieMinderheit
beidenVerhandlungendesLandtagesüberdieBaucdnunginausführlicher
WeiseaufdieausderFlächenwidmungentstehendenGefahrenhingewiesenhabe,
dienunauchdieRegierungbestimmt,einenEinspruchgegendasGesetzzuer-¬
heben.DieserEinspruchdecktsichvollkommenmitdenBedehken,diedieMin-¬
derheitgegendasGesetzhegt. WennaucheinigeAnträgederMinderheitteilwei¬
se angenommenwurden ,so darf darausnicht gefolgert werden ,dass dieMinoni¬
tät mitdemGesetzeinverstandenist odersichmitdemGesetzabgefunden
hat . VonjedemVertreterderMinderheitwurdegegendasäussertbedenkliche
Gesetzein leidenschaftlücherProtest erhoben . DerRednerbeepricht dieBe¬
stimmungenüberdie Flächenwidmungs-undBebauungspläne. Siesindverfassungs-¬
widrig ,weiles nichtLandessacheseinkann ,dasEigentumsrechtausserKraft
zusetzen. DieBestimmung,dassdieFlächenwidmungsplänewederRechtenoch
Verpflichtungenbegründen,sahädigtvorallemdenHypothekarkredit,kannGründe
vollkommenwertlosmachen,ohnedassderBesitzeriregendeineEntschäigung
erhält .GrosseTeilederBevölkerungempfindendasGesetzalseinenneuerli¬
chenAnschlagaufdenBesitz . MitdemBeschlussüberdieFlächenwidmungs-¬
pläne stellt der LandtagdemGemeinderateinen Bixnkowechselaus undindie - ¬

semkannderGemeinderatjedeSummeeinsetzen ,die er will . DieMehrheithat
inderKommissiondieAnträgederMinderheit,diedemEinspruchderRegierung
Rechnungtragen ,nichtangenommen.Wirwerdenja sehen ,obSiedieseJusta¬
mentspolitikderBundesregierunggegenüherwerdenaufrechterhaltehkönnen.
Esist sehrdieFrage ,obdieBundesregierungdenBeharrungsbeschlussauf
sichberuhenoderobsie denVerfassungsgerichtshofanrufenwird .Undesist
nichtso ,dassdieWienerLandesregierungderUeberzeugungseinmuss,dassje¬
deihrerMeinungenauchdieMeinungdesVerfassungsgerichtshofesseinmüsse.
WennnunauchdieBundesregierungnichtdenVerfassungsgerichtshofanruft,
sokannjederGeschädigtezumVerfassungsgerichtshofgehenunddieVerfas-¬
sungsmässigkeitderneuenBauordnunganfechten.Dasist einsehrunerwünsch¬
ter Rechtszustand. SeienSienichtsosicher ,dassSieimmerdieHerrendes
WienerLandtagesseinwerden. DieZukunftkannsichauchandersgestalten
unddannwirdeseinedererstenAufgabensein ,dieeigentümsfeindlichenBe¬
stimmungender neuenBauordnungabzuändern .( Beifallbei der . . )

In seinem Schlusswort erwidert der Berichterstatter ,dassgegenüber
der alten Bauordnungdie neuemehrRechteamzh¬ -T0.69
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schaffe und demBauvon gesundenWohnungenermögliche .Inkreditpolitischer
Hinsichtstellt dieneueBauordnungeinenbesserenZustandher ,alsfrüher
der Fall wur . Eskann keine Rede sein ,dass die neue Bauordnungirgendwel¬

che kreditpolitische Gefahrenin sich berge . Dieneue Baucdnungschafft
einenZustand ,der allgemeinbegrüsstwerdensoll .( Beifallbei derMehrheit) .

NachtatsächlichenBerichtigungendesAbg .BiberunddesBericht¬
erstatters wirdderAntragdesReferentenangenommenunddieMinderheits¬
anträgeabgelehnt.

St . . Breitnerberichtet über die Gesetzesvorlage über die Beteili - ¬
gungdesLandesWienan der Förderungder österreichischenAusfuhrnachder
UniondersozialistischenSowjetrepubliken .ErgibteinenRückblickaufdie
Entwicklungdes Russlandgeschäftesseit Oktober1927 . DurchdieRussland¬
haftung der GemeindeWienwurdeeine dauerndeGeschäftsverbindungzwischen
Russland und der Wiener Geschäftswelt hergestellt ,was einen starken Antrieb

auf das Geschäftslebenzur Folgehatte . WährendfrüherRusalandkeinBild
überdie LeistungsfähigkeitunsererWirtschaftdichmachenkonnte ,da
RasslandkeineEinkaufskommissionin Wienhatte ,wurdensofort nachdemIn- ¬
krafttretenderGemeindehaftungsolcheKommissionenin Wienaufgestellt ,
die sich über die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft vollkommenunterrich¬

tenkonnten. DieersteBestellperiodeendeteam . VI. 1928,dannhatderGe.
meinderat zwei Verlängerungen beschlossen . DieGemeindehaftung endete schliess¬

lich am31 ,Dezember1929 . Eswurdenfür 77 MillionenSchillingGeschäfte
getätigt .Nach diesm Umfanghat die Russlandhaftung mit 77 Prozent ihren
Zweckerfüllt,sodass mandie Aktionals vollkommengelungenbetrachtenkann .

( Beifall ) .
Abg .Kunschak( . . )verweist darauf ,dass er gegen die Vorlageerns¬

te formale Bedenkenhabe . DerGemeinderathat 1o0 Millionen Schilling für einen
bestimmten

ganz Zweckgewidmet,sodassderLendtagnichtberechtigtist ,über
die Verwandungder übriggebliebenen23 MillionenSchilling eineEntscheidung
zu treffen . DerBeschluss des Gemeinderateswar auch an einembestimmtenTer¬

mingebunden .Dieserist abgelaufen ,sodassdie 23 Millionenverfallensind .
Nunist derLandtagvonjederEinflussnahmeaufdasBudgetderGemeindeaus¬
geschlossen .Es müsstedemL ndtagsbeschlussein Gemeinderatsbeschlussvor¬
angehen .DieEntscheidungdie unsheutegugemutetwird ,hat einenstark
präjudiziellenCharakter .HabenwireinmaldieBahnbetreten ,dassderLendtag
BeschlüssemitfinanziellerAuswirkungzufassenvermag ,wiesoll dannder
Gemeinderatsein Budgetin Ordnunghalten ?Wirstellen denAntragaufVerta-¬
gung ,damitder Gemeinderatin die Lagekommt ,zuerst überdåefinanzielle
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Erfordernis ,dasssich ausdiesemGesetzergibt ,die entsprechendenBe¬
schlüssezufassen ,desheisstfürdenimGesetzgedachtenZweckdie23
MillionenzurVerfügungzustellen .Eshandeltsichunsdurchausnichtdarum,
dieAngel. genheitzuverschleppen,daja dieSachein dernächstenWocheer¬
ledigtwerdenkann .InderSacheselbstmussichmeinBedauernaussprechen.
dassderGemeinderatnichtdazugekommenist ,denTerminzuverlängern,das
heisstdieAktionglastzuEndezuführen. WirhabenimJahre1927alsderAn¬
tragaufWiimungder100MillionenfürdieRusslandhaftunggestelltwurde,
daraufhingewiesen ,dassesmäglichwäre ,sich derBundosaktionanzuschlies-¬
sen. DerReferenthatdamalserklärt ,erkönnedasnichttun ,daerdiese
Aktionnicht für ausreichendhalte . Seitdemhat sich die Wirtschaftlageaus - ¬
serordentlichverschlechtert.VielleichtsindaberaufdemGebietderRussland¬
haftung ,wassichunzererKenntnisentzicht ,Erfahrungengesammeltworden,die
es nahelegen ,das Russlandgeschäftctwas vorsichtiger zu behandeln ,dann
würdees sich umso cherempfchlen ,sich der staatlichenAktionanzuschlies¬
sen. Freilichlieberals nichtsist unsdiesesGesetzundunterdiesenGe¬

Aber wirsichtswinkeln haben wir keinen Anlass esabzulchnen . beLandtagharrenauf demVertagungsantragdawennder den Terminver¬
längertundaberdieVerwendungder23MillionenBeschlussfassenwird,wir
dirsesGesetzüberhauptnichtmehrnötighaben(LbhafterBeifallbeider. . )

LandesamtsdircktorHartleridertaufdieAusführungendesArg.
Kunschak,derStandpunkt,dieBeratungdesvorliegendenGesetzesmüssesolange
ausgesetztwerden ,bis der Gemeideratbeschlossenhabe ,die sich ausdemGesetz
ergebendenVerpflichzungenförmlichauf sich zu nehmen ,widersprechedemBundes-¬
gesetzüberdieRusslandhaftung,dasausdrücklichbestimmt,einLandesgesetz
habedieVorsorgefürdasbetreffendeLandzutreffen .DassWienkeinLandes-¬
sondernnurein Gmeindstiget hat,kenndakeinenUnterschidmachen .Dennselbst¬
verständlichkanndie GomeindedurchGesetze ,sei es des Bundes,seiesdes

betreffendenLandes,gebundenwerden.EbensowiederNationalratGesetzebe-¬
schliessenkann ,diedieGemeindebinden,konnteauchderniederösterreichische
LandtagGesetzebeschliessen ,diedieGemeindeWienwährenddesJahresgebun¬
denhaben ,ohnedass ,daes sichebenumGesetzehandelt ,diewährendeinesBud-¬
getjahresbeschlossenwerden ,die Gemeindehiefür in ihremVoranschlagvorge¬
sorgthatteoderauchnurvorsorgenkonnte .WennzumBeispieldieWasserge-¬
bührdurcheinLandesgesetzerhöhtwird ,mussauchdieGemeindeselbstalsJz-¬
serpenzipientinmehrzahlen,undwenndaswährendeinesJhresgeschicht,kanndiegemeindeinihremVorschlagdafürnichtvorgesorgthaben. Siemüsstedas
nachträglich tun .Genauso liegt der Fall hier . Zueiner Vertgungaus denvonAbg .Kunschal:vorgebachtengesetzlichenGründenliegedahereinAnlassnichtvor .( Beifallbei derMchöheit).71
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Abg . Dr .Wagner( . L) erklärt ,dass die Ausführungen desLandesamts¬

direktorsnichtmehrJuristereibedeuten,sondernRechthaberei. SolcheBeschlüs-¬
se könnennurvonLendtagengefasstwerden ,die auseigenenMittelndieAus-¬
gaben ,die dar aus erwachsen ,decken .Es wäregeradezuunerhört ,dass einLandtag
beschliessenkann ,imNameneinerGemeindeGeldauszugeben.Dasistwidersinnig.
Daswürdeja zur vollständigenAufhebungder Gemeindeautomomieführen .Dieser
Gegenstandist absolutnicht verhandlungsreifundes soll hier einSündenfall
geschehen,derfurchtbareFolgenhabenkann. ZuerstmusseinBeschlussdes
WienerGmeinderatesvorliegen . Wasaberhier geschiehtist verfassungswidrig.

Abg .Kunschak ( . . ) widerspricht mit aller Entschiedenheit der

AuffassungdesLandesamtsdirektors . SeineAusführungenhabengezeigt,wieun¬
glücklichdieganzeKonstruktiondesLandesWienist . DieserBeweisistdurch
die Rede des Lendesamtsdirektors glänzend erbracht worden . Esist gewissrich¬

tig ,dassdie GemeindekeinSteuer -undAbgabenrechtbesitzt .Aberesgghh
auch das Rechtdes Landtagesnicht soweit ,der GemeindeSteuernvorzuschreiben .
DerLandtagist also jene Institution ,die denWünschender Gemeindeerst
die verwaltungsgesetzlicheKraft gibt .Es kannderniederösterreichixche
LandtagkeinenBeschlussfassen ,derin dieFinanzhoheitderGemeindeein¬
greift .EinenBeschluss,dereinseitigeinenGemeindebürgertrifft ,kannkein

Landtagfassen ,weildasein Eingriffin die Autonomieder Gemeindewäre. Der
Mehrheit handelt es sich hier scheinbar nicht mehr umArgumente ,sondernum

denGrundsatzMachtist Recht. DerLandtaghebthiereinenBeschlussdesGe¬
meinderatesauf .Manmusssichschämen,übersolchesalbstverständlicheDinge
redenzumüssen.DieVorlagekannnurvertagtwerden(Beifallbeider. . )

Abg .Dr .Wagner( . . )bemerkt,essei der Pppositionnurumdie
Wahrungder Verfassungzu tun .Wirhabenals die RusslandhaftungimGemeinde-¬

ratverhandeltwurde,dafürgestimmt,weilauchdamalsgrosseArbeitslosigkeit
herrschte.Wirsindunsheuteklar ,dassdieArbeitslosigkeitkeinösetrreichi¬
sches ,sondernein europäischesProblemist .Vorallemhat der Ausfallder
russischen Käufer auf den europäischen Industriemärkten schwere Krisenher¬
vorgerufen . Wirfreuen uns ,dass durchden Gemeinderatsbeschlussüberdie
RusslandhaftungausdemJahre1927wenigstenseinTeilderrussischenAufträ¬
zu unsgekommenist . AufeinengrossenTeil könnenwir nicht hoffen ,da
RusslandvorallemEnglandundAmerikaammeistenbegünstigtunddiedeutsche
Industriekeineswegsauf russischeGegenliebestösst . Soist es auchzuer¬
klären ,dass England und Amerika ein Interesse an der Aufrechterhaltung Sow- ¬

jetrusslandshaben . DieHndelsvertretungenSowjetrusslandszahlenjapünktlich .
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Es wäre vorteilhafter ,wenn der Gemeinderat die Ausfallhaftung auch für weite - ¬

re Russlandgeschäfte beschlösse .Vielleicht genügt eine Ausfallhaftung von 25

Prozent ,da auch in diesem Eall der Bund 35 Prozent geben würde .Wir werden

auch für dieses Gesetz stimmen ,weil wir alles fördern ,was dieArbeitslosig - ¬
keit mildern könnte . Dieösterreichischen Sozialdemokraten erhoffen alle Seg¬
nungen von der Senkungder Preise .Eine Veröffentlichung desInternationalen

Arbeitsamtes in Genf beweist ,Erhärtet durch viele tausende aus derWirtschaft
geholtenBeispiele ,das GegenteilzUeberall dort ,wo die Preise steigen ,hat

die Z,hl der Arbeitslosen eine Verminderungerfahren .Das soll nur ein Hinweis
sein ,damit der Lendtag eine Steuer -und Wirtschaftspolitik betreibb ,diewir

notwendig brauchen .( Beifall bei der Minderheit ) .
Bürgermeister Seitz : DieAusführungen des Landesamtsdirektors waren so

klar ,dass ihnen eigentlich nichts mehr hinzuzufügen ist .Aber die Minderheit
ist der Ansicht ,dass zunächst der Gemeinderat mit dieser Vorlage hätte be¬

fasst werdensollen unddannerst der WienerLandtag .Ich sageohneweiters ,
dass es in der Verfassung nicht verboten wäre ,auch diesem Wunsche zu genü

gen,wennes irgendeinen Zweckoder Sinn hätte . Aberdie Minderheit gehtwei¬
ter und will eine Verfassungstheorie etnwickeln ,nach der der WienerLandtag

gar nicht berechtigt wäre ,dieses Gesetz zu beschliessen ,ohne vorher denWie - ¬
ner Gemeinderat zu hören .Nun ist es doch zweifellos ,dass jede sozusagen vor¬

geordnete gesetzgeberische Körperschaft nach unserer Verfassung berechtigt
binden ,ist durch Gesetz die ihr nachgeordnete Kärperschaft sozu ! wiejeden

einzelnen Staatsbürger .Dass die vorgeordnete Körperschaft gefragt wird ,ist

eine Sacheder Kourtoisme ,aber keine verfassungsrechtliche Pfliht . Wennes
zum Beispiel dem alten niederösterreichischen Landtag beliebt hat ,ein Geset :

zu beschliessen ,warenalle Gemeindenverpflichtet ,sich diesemGesctz zuunt
werfen .Und ebenso ist es auch heute .Oder will man etwa die Behauptungauf - ¬
stellen ,dass nach der Verfassung der Wienef Landtag nicht berufen sei ,diese

Gesetz nicht zu beschliessen ?( Abg . Dr .Wagner :Er kann der GemeindeeineSteue¬
auferlegen ,hber er kann die Gemeinde nicht verpflichten ,Auslagen zumachen ) .

Zwischenrufe bei der Einheitsliste . - Nichtswäre mir lieber ,als wennihre
staatärechtliche Theorie Gelltung hätte ,denn dann wäre Wien einer glän¬

zenden Situation .Ich wäre den Herren sehr dankbar ,wennsie mit unszusammer
im Nationalrat auf eine Verfassungsänderung hinwirken wollten ,wonachder

Nationalrat und die Landtage nicht mehr brechtigt wären ,einem Land oder eir
Gemeinde durch Gesetz aufzutragen ,dass sie eine Ausgabe machen .( Abg. Kunscha

Einer Gemeinde nicht ! DerGesamheit der Gemeinden ! )Auch das ist nicht richti

sowohlder Nationalrat als die Landtagesind dazu berechtigt ,Gesctz e zube
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schliessen ,durch die eventuellauchnur einer einzelnenGemeindeeine
Verpflichtung oder eine Belastung auferlegt wird ,und wenn das Gesetz in
varfassungsmässiger Form zustande kommt ,kann die Gemeinde dagegen gar nichts
unternehmen ( Abg .Dr Wagner : Wosteht das in der Verfassung von Wien ? . - Zwi - ¬
schenrufe )Mit demselbenRecht könnten Sie fragen ,woin der VorfassungvonWen
steht ,dass der Diebstahl bestraft wird .Die positive einzelne Bestimmunglann natürlich gar nicht in der Verfassung stehen .Aber Sie können nicht be¬
streiten ,dass sowohl Bundesgesetze wie Landesgesetze Gemeinden ,Bürger und
Korporationen verpflichten können .Wenndie Hørren meinen ,dass die Ausgabe
um die es sich hier handelt ,nicht in einer bestimmten Budgetpost vorgese¬
hen ist ,verweise ich auf § 137 der Verfassung ,der besagt ,dass für dieEr¬
fordernisse von Wienals Land von der Gemeindevorzusorgen ist ( Lebhafte
Zwischenrufe bei der Minderheit . - Abg .Dr . Wagner: Daraus ersehen Sie ,dass
wir recht haben ! Abg .Dr . Kalassa : Dahaben Sie es ja ! Essteht ja heir ,dass
die Gemeinde vorzusorgen hat Das ist ja unger Standpunkt ! )Wenn ich recht
verstehe ,meint Herr Dr .Kolassa ,dass nicht zuerst eine Verpflichtung zu
einer Ausgabebestchen müsse und dann die Ausgabe im Budget vorzusehensei ,sondern er meint ,es müsse zuerst eine Ausgabe im Budget vorgesehen sein
und dann schaffe man die Verpflächtung .Abg .DS. Kolassa :Nein ,das meineich
nicht ' Daswerde ich Ihnen noch aufklären ! )Siekönnen beruhigt sein ,wennaus
dem Titel dieses Gesetzes sich irgendeine finanzielle Ausgabe als notwendgerweist ,wird sie entweder in einem Zuschusskredit zum Budget oder in ir¬
gendeiner anderen Form vom Gemeinderat beansprucht werden ,weil der §137
der Verfassung das verlangt .Ich erkläre noch einmal ,dass ich genaudasselbe
will wie Sie . Wennwir uns alle im Parlament dafür einsetzen wollen ,dass
die Verfassung geändert werden und dass von nunan kein Gesetz mehrbeschlos¬sen werden dürfe ,das einer Gemeinde oder einem Land eine Belastung auf¬
erlegt oder sie zu einer Ausgabe zwingt ,ohne dass die Gemeindezuatimmt ,
dann werde ich sehr dankbar sein .Nach der derzeit geltenden Varfassung ist
das leider anders . DerBundhat zumBeispiel durch ein Gesetz die Gemeinden
zu einer Ausgabe für die Arbeitslosenunterstützung oder zu einem Beitrag
für die Kleinrentherfürsorge verpflichtet ( Ahg .Kunschak : DieGemeinden !Hier besteht der Unsinn ,dass G,meinde und Lnd ein s ist ! ) Hätten Sie für
das ,was Sie einen Unsinn nennen,was aber ,Wie ich meine ,eine tifen
Sinn hat ,nicht gestimmt ,so wäre es heute nicht Tatsache ,Ich binnatürlich
nicht in der Lage ,weil es im Lnde Wien nur eine Gemeinde gibt ,noch eine
zweite Gene inde dazu zu gewinnen .( Abg .Kanschak über man darf denUnsinn
nicht zum Exzess führen ,sondern mussihn mildern ! )Ich habe das Arbeitslosen¬
versicherungsgesetz und das Kleinrentnergesetz erwähnt .NehmenSie dasDotatior
gesetz für die Lehrer ! Imalten Niederösterreich war es so ,dass die Gemeinde
Wien ,wenn sie eine bessere Dotierung ihrer Lehrer wollte ,eine Petition
an den Lndtag richten musste und dass der Lendtag das Gesetz dar aufhin
beschlossen hat und die Gemeinde musste die Ausgabe machen .Die Gemeünde
musste die Ausgabe aber auch dann machen ,wenn der Lndtag aus eigenem das
Gesetz beschlossen hat .Auch jetzt ist es so ,dass der Landtag zumBeispiel
ein Lehrerdienstrecht beschliesst und dass die Gemeinde Wien die Ausgabe
mac hen muss .Es gibt eine Reihe solcher Gesetze .Da hat zum Beispiel der
burgenländische Landtag ein Gesetz beschlossen ,durch welches ein Teil der
den GemeindenvomBundezufliessenden Ertragsanteile den Gemeindengenommenwird .

( Lebhafte Zwischenrufe bei der . . ). - Unruhe . - Rufebei der . . :Das it doch etwas ganz anderes ! - Indem Lärm macht Abg .Dr .Wagnereinen
Zwischenruf ,von dem auf dem Platz der Bgrichterstatter nur das Wort " blöd "
gehört wird ) . DieMitglidder der Mehrheit springen entrüstet von ihren Sitzen
auf und wenden sich mit lauten Entrüstungsrufen gegen den Abg .Dr .Wagner . - ¬
Es wird ihm zugerufen :Schämen Sie sich ! GebrauchnSie nicht solche Ausdrücke !
BenehmenSie sich anständig ! - Abg.Weberruft BenehmenSie sich soanständig ,wie ein Akademiker es tun muss !Abg .Dr .Wagner :Vor Ihnen werde ich mich
nicht fürchten Wir haben als Opposition das Recht zu reden !Er spricht nicht
das letzte Wort ,wie er sich blamiert hat ! - Neuerliche Entrüstungsrufe gegen
den Abg .Dr . Wagner . - Abg ,Kohl : SprechenSie davon ,wie oft Sie sich blamierthaben !Abg .Millik : DerZwischenruf des Abg .Dr .Wagner hat sich ja nicht
auf den Bürgermeister bezogen ,sondern auf die Verfassung vonWien! . - An¬dauernde Zwischenrufe ) .

Nachdem sich der Lärm gelegt hat ,setzt
Bürgermeister Seitz seine Rede fort .Er sagt : Esgibt ja in Oes - ¬

terreich auch noch Leistungen ,die man als Matrikularbeiträge bezeichnen
kann ;denn die Städte müssen vielfach nach der Kopfzahl eine Leistung an das
Lnd vollbringen für Zwecke ,die das Lnd zu erfüllen hat und die Landtage
beschliessen solche Beiträge ,ohne die Gemeinden zu fragen . Solche Gesetze
gibt es zum Beispiel in Niederösterreich ,in Oberösterreich und in Steier¬

mark .Auch in dem vorliegenden Falle wird getreu den bundesgesetzlichen
Verfügungen ein Landesgesetz gemacht und diesem Lendesgesetz gemäss hat sich
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dieGemeindezuverhalten .WenndieGemeindeaufGrunddesGesetzesirgend¬
welcheAusgabenzu machenhaben ,Verträgeabzuschliessenoder andereVerwal¬tungsaktezusetzenhabenwird ,werdendie betreffendenKompetenzengenaueingehalten werden .Heute ist es einfach Norm ,dass das Gesctz ,wennes
hier beschlossenwird ,gilt .Es ist übrigens auchbemerkenswert ,dassidas
Gesetz den Stadtsenat ,wie auch den Finanzausschuss, -beidenKörperschaf¬ten gehört St . . Kunschak an -passiert hat ,ohne dass dort von der Minder¬
heit Bedenken verfassungsrechtlicher Natur erhoben worden wären .Die vor¬
gebrachten Argumente sind auch kaum zu bgereifen und es ist nicht zu verste¬
hen ,warum die Herrnn gerade bei diesem Anlass staatsrechtliche Fragen auf¬

werfen . DieGelegenheitdazuhätte sich bei vielen anderenAnlässenergeben .Auchich bin für die autonomenRechteder LänderundGemeinden ,ichbin
dafür ,dassLänderundGemeindenihre eigeneWirtschaft ,ihreSteuerfreiheithaben .Auchich bin dafür ,dass die Bundes - undLandesgesetzgebungdieFrei¬
heiten der Gemeindeso wenigwie möglicheinengt .Solangeaber diegegen¬
wärtige Verfassung gilt ,kann durch Bundesgesetz jede Gemeinde undjedes
Land ,durch Landesgesetzjede Gemeindegebundenworden ,wobeiesnatürlich
gleichgiltig ist ,ob es sich ummehrereoder umnur eine Gemeindehandelt ,da durch Bundes - undLandesgesetzesauch Individualverfügungengetroffenwerdenkönnen( Lebhafter Beifall und Händeklatschenbei der Mehrheit ) . ddaAbg .Kunschak :Absolat falsch ,Herr Bürgermeister !( Lebhafter Bei -60w
fall bei der . . )Abs .Kunschakspringt von seinem Sitze auf und ruft dom
BürgermeisterunterdemlebhaftenBeifallderAhgeordnetenderEinheitslis-ate die auch die folgenden Ausrufe des Abg .Kunschak mit lebhaftem Beifall

und Händeklatschengegleiten zu : DieVergewaltigungdes GemeinderatesunderIhrer Führungals Bürgermeisterder Gemeindewerdenwir uns nichtbieten
lassen ! BürgermeisterSeitz :Ich bin ja für die Freiheit ! IchwerdeSieauf¬
rufen ! Ichwerdegernemit IhnenimNationalratdafürkämpfen! IcherwarteIhrenVorschlagKbg .Kunschak :HierhabenSie unsvergewaltigtIchwerdeimmermit Ihnen kämpfen ,wennes umdie Freiheit und Unabhängigkeit derGe¬
meindengeht ! EAbg .Kunschak : HierhabenSie sich an die Gesetzezu halten ,dazu
sind Sie als Bürgermesterdurch Ihr Gelöbnisverpflichtet undwasSieheute
geredet haben ,ist ein BruchIhres Gelöbnissesals Bürgermeister! Bürgrmeis¬ter Seitz :Ich werdeniemals dulden ,dass Sie Ihr Gelöbnisübertreten,sowenig wie ich es selbst übertreten werde ! - Abg .Kunschak :Sie ,Herr Bürger¬

meister ,sind mit IhremLandesamtsdirektorunmöglichin IhrerFunktion !( Aufdas Pult schlagend ): SolcheDinge gibt es nicht ,Recht und Gesetzmuss
gelten !BürgermeisterSeitz :Ich stehe strengeauf demBodendes heuteleidergeltenden Rechtes .Aher es wird mich wirklich freuen ,wenn Sie mit mir
gemeinsamim Ntionalrac kämpfenwerden ,für eine AenderungderVerfassungim Sinne der vollen Freiheit und Unabhängigkeitder Gemeinden ,dieSie
wünschen,vorallemzumSegender StadtWien .( StürmischerBeifallundHände-¬klatschen bei der Mehrheit ) .

NunkommtAbg .Stein( soz . dem. )zumWort .SeineRedewirdmit
Lärmszenenbegleitet .VondenBänkenderEinheitslistewirdihmzugerufen :
HörenSiemitIhremRedenauf! Abg.Steinerklärt ,er habeangenommen,dieVor¬
lagewerdeimLendtagmitRücksichtaufdie ungeheureArbeitslosigkeitwürdig
behandelt werden . Wirstehen heute in einer Zeit ,wojede Gelegenheitausge¬

nützt werdenmüss,umdie furchtbareNotder Arbeitslosenzu lindern .Wirer¬
warteninsbesonderemitRücksichtauf die AufhebungdesGeneralpfandrechtes
eine weitere Ausgestaltung der Russlandhaftung von seiten des Bundes . Wirdan¬

ken demStadtrat Breitner ,dass er die Initiative zur Russlandhaftunggegeben
hat unddassdarausfür unserWirtschaftslebenmächtigeImpulseentstanden
sind .( Beifallbei derMehrheit) .

Abg .Pfeiffer ( . . )erwidert ,auf die verfassungsrechtlichenDar¬
legungendesLendeshauptmannes ,dassderGrunddergpossenverfassungsrechtlihhn igsailtt ar
chenDebattein der unmöglichen ,Strüktur des Landesundder StadtWien
gelegen ist . DasLandWienhat kein Budget ,nur die GemeindeWienhatdas
Budgetrecht .DerGemeinderatdarfdaherunterkeinenUmständenentrechtet
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werden ,und wenn Bürgermeister Seitz seinen Standpunkt beibehält,so werden

wir denWegfinden ,umeine EntscheidungimSinnedes Rochtesherbeizuführen.
( Beifallbei der . . )

Abg .Dr. Kolassa( . . )erklärt ,dass niemandvonderMinderheit
gegen das Meritum der Sache gesprochen hat,sondern nur gegen die formaleBe¬

handlungderAngelegenheit,dasiewederderVerfassungdesLandtagesnoch
des Gemeinderatesentspricht . DasLandWienkannsich unmöglichan derAus- ¬
fallshaftungbeteiligen ,weilesüberkeineBeträgeverfügt. Basisterst
dannmöglich,wenndiegemeindeWiendenentsprechendenBetragdafürzurVer-¬
fügunggestellt hat .Dasist unserverfassungsmässigerStandpunktundwir
verlangen ,dassauchderLandeshauptmanndie Gesetzeeinhält . DerRednerverweist
sodannaufdenVorfallaufdemEislaufvereinsplatz,wobeiererklärt ,dasssich
BürgermeisterScitzauchausserhalbder BeschlüsscdesMinisterratesstelle .
DagegenmüssenwirdenschärfstenProtesteinlegen.(Beifallbeider. . )

St . . Breitnerrichtet an das hoheHausdie Bitte ,in derBchandlung
derVorlagekeineVerzögerungeintrrtenzulassenundsiezuverabschieden.
EshabenbereitsAbgeordneteder Industriebei derGemeindevorgesprochen
undgebeten ,die Beteiligungder Gemeindean der Ausfallshaftungdes
Bundeschestensin dieWegezuleiten .Ichbittedaher ,dieVorlageunbescha¬
det der verfassungsmässigen Fragen zu verabschieden .( Beifall bei derMchrheit ) .

Abg . Dr .Wagner ( . . )ersucht um gesonderte Abstimmung über den§ 3
derVorlage .

DereingebrachteVortagungsantragwirdabgelchnt,
Die Abstimmunglöst bei der . L .grosseUnruhe

aus . DemVorsitzendenwird zugerufen :Dasist ein Verfassungsbruch! Dasist

einSkandal( Dasist einGewaltakt( Dasist eineVergewaltigungderGemeinde
unterder AegidedesBürgermeisters !

Abg .Kunschak:NehmenSiezurKenntnis ,dasswir ,obwohlwirimMeri¬
tum gegen die Vorlage nichts einzuwendenhaben , nicht
dafür stimmenwerden .

Unter lebhaften Pfuirufen der Minderheit wird die Vorlage iners¬ter Lesungbeschlossen . Dagegen die zweite Lesungvon der MinderheitEin¬
wprucherhobenwird ,wirddie zweiteLesungder VorlagevonderTagesordnungabgesetzt .

Abg .Dr. Hengl( . ' )berichtetübereinenAntragaufAuslieferungdes Abg .KörberwegenÜcbertretungeiner Megistratskundmachungbetreffend
der Maulkorbzwangesfür Hunde .DemAntragauf Auslieferungwirdstattgegeben ,Der VorsitzendePräsident Hellmannschliesst die Sitzung 20Uhr .
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Wiener Gemeinderat

Sitzungvom31 .Jänner1930 .
BürgermeisterSeitz eröffnetnachacht Uhrdie Sitzung . Dergröss-¬

te Teil der TagesordnungwirdohneWortmeldungals erledigt erklärt .Zuerster -¬
stattet Stadtrat Breitner einen Berichtüber die Genehmigungeines Betragesvon
4o . 000Schillingandie Fremdenverkehrskommissionfür die imRahmenderSchu¬
bertfeier im Jahre 1928 durchgeführtenVeranstaltungen .

Es meldetsich Stadtrat KunschakzumWort ,derausführt :
DerSitzungdesGemeinderatesist eine SitzungdesLandtagesvorangegangen.In
dieser Sitzung wurde unter Zustimmungdes Bürgermeisters und unter geistiger

MitwirkungdesMagistratsdirektorsderGemeinderatgeschändet . WennSiees
nicht vorziehen ,die heutigeSitzungzumZeichendesProtesteszuschliessen ,
werdenwirdieseSitzungzumZeichendesProtestesgegendieseSchändungdurch
Bürgermeister und Magistratsdircktor verlassen ( Lauter Beifall bei derMinder¬

heit )
BürgermeisterSeitz :Ich kann den Ausdruck ,den der HerrGemeinde¬

rat gebraucht hat ,nicht billigen .Ich rufe ihn daher zurOrdnung!
Stadtrat Kunschak : Bittewir habenhier nichts mehrverloren . Der

Ordnungsrufziertmich,währenderSieschändet.DieGeschichtewirdmirrecht
geben

Die Christlichsozialen verlassen nach diesen Worten dem Saal .Im

Abgehenruft GemeinderatPreyer :MachenSie nur so fort . Sierichten dieganze
Stadt zugrunde .Bolschewikenherrschaft !

DieSozialdemokratenverhaltensichvollkommenruhig .Bürgermei¬
ster Seitz erklärt während des Abganges der Minderheit ,dass der Antrag desamts

führendenStadtratesBreitner ,da keineWortmeldungmehrvorliegt ,angenommenist
In Abwesenheitder Minderheit ,berichtet nunVizebürgermeister

EmmerlingausführlichüberdieBilanzenderGaswerke,Elektrizitätswerke ,Stras¬
senbahnen ,Leichenbestattung ,desBrauhausesundderAnkündigungsunternehmung
für das Jahr1928 .
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GR. Stein(soz. dem. )sprichtnunzudenBilanzen( ImSaalistnur

mehrGR. Waldsam von den Einheitsliste anwesend ,der als Schriftfüh¬

rer fungiert . )DerRednerbeschäftigtsichmitderWirtschaftslageunder¬
klärt ,dassallesdarangesetztwerdenmüsse ,umderArbeitslosigkeitzusteuern.
DeshalbwäreeineBesprechungderBilanzenderstädtischenUnternehmungen
sehr amPlatzegewesen ,weildiese imWienerWirtschaftslebeneinebedeutende
Rollespielen .Leidersinddie städtischenUnternehmungenin ihremAufschwunge
durchdie hohenSteuerlasten ,die ihnenauferlegtundnochdazuzuspätbe¬
kanntgegebenwurden,gehemmtwordenundmusstenausdenReservenihreSteuer¬
lastenbestreiten. TrotzdemhabendiestädtischenUnternehmungengetreudem
Prinzip der Selbstkostendeckung weitgehenderechnische Verbesserungenvor¬

genommen .Auchdie Manderheithat an den städtischen Unternehmungenweniger
Kritik geübt ,als bei jeder sich bietendenGelegenheitWünschevrozubringen
gehabt( GR. SteinsprichtamSchlusseseinerRedeallenOrganenderstädtigchen
UnternehmungendenDankaus( LebhafterBeifallbei derMehrheit).

GR. Iser( soz . dem. )verweist darauf ,dass die derzeitige Gemeindever¬

waltungseitBeginnihrerAmtstätigkeitungeheuervielgeleistethat .Heute
kommenauf allen Herrenländern Fremdenach Wien ,umseine vorbildlichen Ein - ¬

richtungenkennenzulernenundzustudieren.WährendChifago,Berlinundan¬
dereStädtesich in finanziellenSchwierigkeitenbefinden ,stit Wienge- ¬
festigt da .Er kommtdannauf den Exodusder Mitglieder der . L .zureden
wobeier erklärt ,dassdie bürgerlichenParteienuneinigsind unddieser
Exodusnureine Staffagefür den2 .Februarsein soll .Wirwerdenunsaber
von unseremeinmal vorgezeichnetenWegnicht abbringenlassen ,Nach
meiner Meinungwird St . . Kunschakvon seiner Partei zu derartigen Dingen
missbraucht .( Beifall bei derMehrheit ) .

GR. Michal(soz. dem. )erklärt ,dasseseinederwichtigstenAufgaben
der Verwaltursein werde ,die städtischen Unternehmungenim Interesse derBe¬
völkerungnochweiterauszubauen. BR. Michalbeschäftigtsich insbesonderemit
demVerkehrsproblemundweistdaraufhin ,dassdie Unfälle ,wennmandiePro¬
zentziffer berücksichtigt im Verhältnis zu demausserorentlichgesteigerten
VerkehrdervletztenJahresichverminderthaf .ErsprichtauchdieHoffnung
aus ,dass die Frageder Untergrundbahnmöglichstbald gelöst werdenwird .( Beifall bei der Mehrheit ) .

In seinemSchlusswort dankt Vizebgm .Emmerlingallen Angestellten
undArbeiternder städtischen Unternehmungenfür ihre geleistete Arbeitundersucht um Annahmeseines Antrages .

Der Antrag wirdangenommen .
ImUebrigenwirddie Tagesordnungdebatteloserledigt undBürger-¬meisterSeitz schliesst um21 ' 30UhrdieSitzung .
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